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I. Vorwort

Der Verband der Didzesen Deutschlands hat durch Beschliisse
seiner Vollversammlung am 23.06.2003, 25.11.2003 und am
20./21.06.2005 die nachstehend abgedruckten Muster

- einer , Anordnung {iber den kirchlichen Datenschutz
(KDO),

- einer ,,Durchfiithrungsverordnung zur KDO,

- einer ,Anordnung zum Sozialdatenschutz der freien
Jugendhilfe* sowie

- einer ,,Kirchlichen Meldewesenanordnung (KMAO)*

verabschiedet und den Didzesen die Umsetzung in didzesanes
Recht empfohlen.

Dies ist zwischenzeitlich geschehen. Die genauen Fundstellen
in den didzesanen Amtsbléttern ergeben sich aus der auf Seite
123 f. abgedruckten Ubersicht. Diese wurde im Verhiltnis zur
Vorauflage erweitert und enthilt jetzt auch Fundstellen daten-
schutzrechtlicher Spezialregelungen fiir Krankenhéuser, Schu-
len etc.

Um das Verstindnis sowohl der ,,Anordnung iiber den kirchli-
chen Datenschutz® als auch der ,,Kirchlichen Meldewesenan-
ordnung‘ zu erleichtern, enthélt die Broschiire eine in der Kom-
mission fiir Meldewesen und Datenschutz des Verbandes der
Didézesen Deutschlands abgestimmte erste Einfilhrung in die
nicht immer ganz leichten Rechtsmaterien. Sie will weder einen
Kommentar, noch den Austausch mit dem Didzesandatenschutz-
beauftragten ersetzen, der in Zweifelsfillen immer zu Rate ge-
zogen werden sollte.

Bonn, 01. Dezember 2006

P. Dr. Hans Langendorfer SJ
Sekretar der Deutschen Bischofskonferenz



2. Anordnung tiber den kirchlichen
Datenschutz (KDO)

Praambel

Aufgabe der Datenverarbeitung im kirchlichen Bereich ist es, die
Tétigkeit der Dienststellen und Einrichtungen der Katholischen
Kirche zu fordern. Dabei muss gewihrleistet sein, dass der Ein-
zelne durch den Umgang mit seinen personenbezogenen Daten
in seinem Personlichkeitsrecht geschiitzt wird. Aufgrund des
Rechtes der Katholischen Kirche, ihre Angelegenheiten selbst zu
regeln, wird zu diesem Zweck die folgende Anordnung erlas-
sen:

§1

Zweck und Anwendungsbereich

(1) Zweck dieser Anordnung ist es, den Einzelnen davor zu
schiitzen, dass er durch den Umgang mit seinen personen-
bezogenen Daten in seinem Personlichkeitsrecht beein-
trachtigt wird.

(2) Diese Anordnung gilt fiir die Erhebung, Verarbeitung und
Nutzung personenbezogener Daten durch:

1. das Bistum, die Kirchengemeinden, die Kirchenstiftun-
gen und die Kirchengemeindeverbénde,

2. den Deutschen Caritasverband, die Didzesan-Caritas-
verbdnde, ihre Untergliederungen und ihre Fachverbén-
de ohne Riicksicht auf ihre Rechtsform,

3. die kirchlichen Kd&rperschaften, Stiftungen, Anstalten,
Werke, Einrichtungen und die sonstigen kirchlichen
Rechtstrager ohne Riicksicht auf ihre Rechtsform.
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(4)

Soweit besondere kirchliche oder staatliche Rechtsvor-
schriften auf personenbezogene Daten einschlielich deren
Veroffentlichung anzuwenden sind, gehen sie den Vor-
schriften dieser Anordnung vor. Die Verpflichtung zur
Wahrung des Beicht- und Seelsorgegeheimnisses, anderer
gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von anderen Be-
rufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf ge-
setzlichen Vorschriften beruhen, bleibt unberiihrt.

§2

Begriffsbestimmungen

Personenbezogene Daten sind Einzelangaben {iber person-
liche oder sachliche Verhéltnisse einer bestimmten oder be-
stimmbaren natiirlichen Person (Betroffener).

Automatisierte Verarbeitung ist die Erhebung, Verarbei-
tung oder Nutzung personenbezogener Daten unter Ein-
satz von Datenverarbeitungsanlagen. Eine nicht automa-
tisierte Datei ist jede nicht automatisierte Sammlung per-
sonenbezogener Daten, die gleichartig aufgebaut ist und
nach bestimmten Merkmalen zugénglich ist und ausgewer-
tet werden kann.

Erheben ist das Beschaffen von Daten uber den Betroffe-
nen.

Verarbeiten ist das Speichern, Verindern, Ubermitteln,
Sperren und Loschen personenbezogener Daten. Im Ein-
zelnen ist, ungeachtet der dabei angewendeten Verfahren,

1. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewah-
ren personenbezogener Daten auf einem Datentrager
zum Zwecke ihrer weiteren Verarbeitung oder Nutzung,

2. Verdndern das inhaltliche Umgestalten gespeicherter
personenbezogener Daten,
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3. Ubermitteln das Bekanntgeben gespeicherter oder durch
Datenverarbeitung gewonnener personenbezogener Da-
ten an einen Dritten in der Weise, dass

a) die Daten an den Dritten weitergegeben werden
oder

b) der Dritte zur Einsicht oder zum Abruf bereitge-
haltene Daten einsieht oder abruft,

4. Sperren das Kennzeichnen gespeicherter personenbe-
zogener Daten, um ihre weitere Verarbeitung oder Nut-
zung einzuschrinken,

5. Loschen das Unkenntlichmachen gespeicherter perso-
nenbezogener Daten.

Nutzen ist jede Verwendung personenbezogener Daten, so-
weit es sich nicht um Verarbeitung handelt.

Anonymisieren ist das Verdndern personenbezogener Da-
ten derart, dass die Einzelangaben {iber personliche oder
sachliche Verhiltnisse nicht mehr oder nur mit einem un-
verhéltnisméBig groBen Aufwand an Zeit, Kosten und Ar-
beitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren natiirlichen
Person zugeordnet werden konnen.

Pseudonymisieren ist das Ersetzen des Namens und ande-
rer Identifikationsmerkmale durch ein Kennzeichen zu dem
Zweck, die Bestimmung des Betroffenen auszuschlieen
oder wesentlich zu erschweren.

Verantwortliche Stelle ist jede Person oder Stelle, die per-
sonenbezogene Daten fiir sich selbst erhebt, verarbeitet oder
nutzt oder dies durch andere im Auftrag vornehmen ldsst.

Empfinger ist jede Person oder Stelle, die Daten erhilt.
Dritter ist jede Person oder Stelle auBlerhalb der verant-
wortlichen Stelle. Dritte sind nicht der Betroffene sowie
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(1)
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diejenigen Personen und Stellen, die im Geltungsbereich
dieser Anordnung personenbezogene Daten im Auftrag er-
heben, verarbeiten oder nutzen.

Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben
iiber die rassische und ethnische Herkunft, politische Mei-
nungen, religidse oder philosophische Uberzeugungen, Ge-
werkschaftszugehorigkeit, Gesundheit oder Sexualleben.
Dazu gehort nicht die Zugehdrigkeit zu einer Kirche oder
sonstigen Religionsgemeinschaft.

Mobile personenbezogene Speicher- und Verarbeitungs-
medien sind Datentrager,

1. die an den Betroffenen ausgegeben werden,

2. auf denen personenbezogene Daten iiber die Speiche-
rung hinaus durch die ausgebende oder eine andere
Stelle automatisiert verarbeitet werden kdnnen und

3. bei denen der Betroffene diese Verarbeitung nur durch
den Gebrauch des Mediums beeinflussen kann.

Beschiftigte sind insbesondere

1. Kleriker, Kandidaten fiir das Priesteramt oder in einem
kirchlichen Beamtenverhiltnis stehende Personen,

2. Ordensangehdrige, soweit sie auf einer Planstelle in ei-
ner Einrichtung der eigenen Ordensgemeinschaft oder
aufgrund eines Gestellungsvertrages titig sind,

3. in einem Arbeitsverhéltnis stehende Personen,

4. zu ihrer Berufsbildung tétige Personen mit Ausnahme
der Postulanten und Novizen,

5. Teilnehmende an Leistungen zur Teilhabe am Arbeits-
leben sowie an Abkldrungen der beruflichen Eignung
oder Arbeitserprobungen (Rehabilitationen),



6. 1in anerkannten Werkstitten fur behinderte Menschen
tatige Personen,

7. nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder in ver-
gleichbaren Diensten titige Personen,

8. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbst-
stdndigkeit als arbeitnehmeréhnliche Personen anzuse-
hen sind; zu diesen gehoren auch die in Heimarbeit
Beschiftigten und die ihnen Gleichgestellten,

9. sich fiir ein Beschéftigungsverhéltnis Bewerbende sowie
Personen, deren Beschéftigungsverhéltnis beendet ist.

§ 2a
Datenvermeidung und Datensparsamkeit

Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener
Daten und die Auswahl und Gestaltung von Datenverarbeitungs-
systemen sind an dem Ziel auszurichten, so wenig personenbe-
zogene Daten wie mdglich zu erheben, zu verarbeiten oder zu
nutzen. Insbesondere sind personenbezogene Daten zu anony-
misieren oder zu pseudonymisieren, soweit dies nach dem Ver-
wendungszweck mdglich ist und der Aufwand nicht auBer Ver-
hiltnis zum angestrebten Schutzzweck steht.

§3
Zulissigkeit der Datenerhebung, -verarbeitung
oder -nutzung

(1) Die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezo-
gener Daten ist nur zuldssig, soweit

1. diese Anordnung oder eine andere kirchliche oder eine
staatliche Rechtsvorschrift sie erlaubt oder anordnet
oder

2. der Betroffene eingewilligt hat.



(2) Wird die Einwilligung bei dem Betroffenen eingeholt, ist

er auf den Zweck der Erhebung, Verarbeitung oder Nut-
zung sowie, soweit nach den Umstdnden des Einzelfalles
erforderlich oder auf Verlangen, auf die Folgen der Ver-
weigerung der Einwilligung hinzuweisen. Die Einwilligung
ist nur wirksam, wenn sie auf der freien Entscheidung des
Betroffenen beruht. Sie bedarf der Schriftform, soweit
nicht wegen besonderer Umsténde eine andere Form an-
gemessen ist. Soll die Einwilligung zusammen mit ande-
ren Erkldrungen schriftlich erteilt werden, ist die Einwilli-
gungserklarung im duleren Erscheinungsbild der Erkldarung
hervorzuheben.

(3) Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt ein be-

4
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sonderer Umstand im Sinne von Abs. 2 Satz 3 auch dann
vor, wenn durch die Schriftform der bestimmte Forschungs-
zweck erheblich beeintrichtigt wiirde. In diesem Fall sind
der Hinweis nach Abs. 2 Satz 1 und die Griinde, aus denen
sich die erhebliche Beeintrachtigung des bestimmten For-
schungszweckes ergibt, schriftlich festzuhalten.

Soweit besondere Arten personenbezogener Daten (§ 2
Abs. 10) erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, muss
sich die Einwilligung dariiber hinaus ausdriicklich auf die-
se Daten beziehen.

Soweit automatisierte Verarbeitungen besondere Risiken
fir die Rechte und Freiheiten der Betroffenen aufweisen,
unterliegen sie der Priifung vor Beginn der Verarbeitung
(Vorabkontrolle). Eine Vorabkontrolle ist insbesondere
durchzufiihren, wenn

1. besondere Arten personenbezogener Daten (§ 2 Abs. 10)
verarbeitet werden oder
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(1)

2)

2. die Verarbeitung personenbezogener Daten dazu be-
stimmt ist, die Personlichkeit des Betroffenen zu bewer-
ten einschlieBlich seiner Fahigkeiten, seiner Leistung
oder seines Verhaltens,

es sei denn, dass eine gesetzliche Verpflichtung oder eine
Einwilligung des Betroffenen vorliegt oder die Erhebung,
Verarbeitung oder Nutzung fiir die Begriindung, Durch-
filhrung oder Beendigung eines rechtsgeschiftlichen oder
rechtsgeschéftsdhnlichen Schuldverhéltnisses mit dem Be-
troffenen erforderlich ist.

Zustandig fiir die Vorabkontrolle ist der betriebliche Da-
tenschutzbeauftragte; soweit kein betrieblicher Datenschutz-
beauftragter bestellt ist, ist fiir die Vorabkontrolle der Di6-
zesandatenschutzbeauftragte zustindig.

§ 3a
Meldepflicht und Verzeichnis

Die in § 1 Abs. 2 genannten Stellen sind verpflichtet, Ver-
fahren automatisierter Verarbeitung vor Inbetriebnahme
dem Didzesandatenschutzbeauftragten zu melden.

Die Meldung hat folgende Angaben zu enthalten
1. Name und Anschrift der verantwortlichen Stelle,

2. Vorstinde, Geschéftsfiihrer oder sonstige gesetzliche
oder nach der Verfassung der Stelle berufene Leiter und
die mit der Leitung der Datenverarbeitung beauftrag-
ten Personen,

3. Zweckbestimmungen der Datenerhebung, -verarbeitung
oder -nutzung,

4. eine Beschreibung der betroffenen Personengruppen
und der diesbeziiglichen Daten oder Datenkategorien,
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5. Empfanger oder Kategorien von Empfingern, denen
die Daten mitgeteilt werden kdnnen,

6. Regelfristen fiir die Loschung der Daten,
7. eine geplante Dateniibermittlung ins Ausland,

8. eine allgemeine Beschreibung, die es ermoglicht, vor-
laufig zu beurteilen, ob die Mallnahmen nach § 6 KDO
zur Gewdhrleistung der Sicherheit der Bearbeitung an-
gemessen sind,

9. zugriffsberechtigte Personen.

(3) Die Meldepflicht entfdllt, wenn fiir die verantwortliche
Stelle ein betrieblicher Datenschutzbeauftragter nach § 20
bestellt wurde. Sie entfillt ferner, wenn die verantwortli-
che Stelle personenbezogene Daten fiir eigene Zwecke er-
hebt, verarbeitet oder nutzt, hierbei in der Regel hochstens
zehn Personen standig mit der Erhebung, Verarbeitung oder
Nutzung personenbezogener Daten beschiftigt und entwe-
der eine Einwilligung des Betroffenen vorliegt oder die
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung fiir die Begriin-
dung, Durchfiihrung oder Beendigung eines rechtsgeschéft-
lichen oder rechtsgeschiftséhnlichen Schuldverhéltnisses
mit dem Betroffenen erforderlich ist.

(4) Die Angaben nach Abs. 2 sind von der kirchlichen Stelle
in einem Verzeichnis vorzuhalten. Sie macht die Angaben
nach Abs. 2 Nr. 1 bis 7 auf Antrag jedermann in geeigne-
ter Weise verfiigbar, der ein berechtigtes Interesse nach-
weist.

§4
Datengeheimnis

Den bei der Datenverarbeitung tétigen Personen ist untersagt,
personenbezogene Daten unbefugt zu erheben, zu verarbeiten
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oder zu nutzen (Datengeheimnis). Diese Personen sind bei der
Aufnahme ihrer Tétigkeit auf das Datengeheimnis schriftlich zu
verpflichten. Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendi-
gung ihrer Tétigkeit fort.

(1)

2)

(1)

§5
Unabdingbare Rechte des Betroffenen
Die Rechte des Betroffenen auf Auskunft (§ 13) und auf
Berichtigung, Loschung oder Sperrung (§ 14) konnen nicht
durch Rechtsgeschéft ausgeschlossen oder beschrankt wer-
den.

Sind die Daten des Betroffenen automatisiert in einer Wei-
se gespeichert, dass mehrere Stellen speicherungsberech-
tigt sind, und ist der Betroffene nicht in der Lage, festzu-
stellen, welche Stelle die Daten gespeichert hat, so kann er
sich an jede dieser Stellen wenden. Diese ist verpflichtet,
das Vorbringen des Betroffenen an die Stelle, die die Da-
ten gespeichert hat, weiterzuleiten. Der Betroffene ist iiber
die Weiterleitung und jene zu unterrichten.

§ Sa
Beobachtung offentlich zugiinglicher Riume mit
optisch-elektronischen Einrichtungen

Die Beobachtung offentlich zugénglicher Raume mit op-
tisch-elektronischen Einrichtungen (Videoiiberwachung) ist
nur zuldssig, soweit sie

1. zur Aufgabenerfiillung
oder zur Wahrnehmung des Hausrechts oder

2. zur Wahrnehmung berechtigter Interessen fiir konkret
festgelegte Zwecke
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(1)

erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass
schutzwiirdige Interessen der Betroffenen iiberwiegen.

Der Umstand der Beobachtung und die verantwortliche
Stelle sind durch geeignete MaBnahmen erkennbar zu ma-
chen.

Die Verarbeitung oder Nutzung von nach Absatz 1 erho-
benen Daten ist zulédssig, wenn sie zum Erreichen des ver-
folgten Zwecks erforderlich ist und keine Anhaltspunkte
bestehen, dass schutzwiirdige Interessen der Betroffenen
iiberwiegen.

Werden durch Videoiiberwachung erhobene Daten einer be-
stimmten Person zugeordnet, ist diese iiber eine Verarbei-
tung oder Nutzung entsprechend § 13a zu benachrichtigen.

Die Daten sind unverziiglich zu 16schen, wenn sie zur Er-
reichung des Zwecks nicht mehr erforderlich sind oder
schutzwiirdige Interessen der Betroffenen einer weiteren
Speicherung entgegenstehen.

§5b
Mobile personenbezogene Speicher- und
Verarbeitungsmedien

Die Stelle, die ein mobiles personenbezogenes Speicher-
und Verarbeitungsmedium ausgibt oder ein Verfahren zur
automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten,
das ganz oder teilweise auf einem solchen Medium abliuft,
auf das Medium aufbringt, dndert oder hierzu bereithélt,
muss den Betroffenen

1. iber ihre Identitit und Anschrift,

2. 1in allgemein verstidndlicher Form tiber die Funktions-
weise des Mediums einschlieBlich der Art der zu ver-
arbeitenden personenbezogenen Daten,



3. dariiber, wie er seine Rechte nach den §§ 13 und 14
ausiiben kann und iiber die bei Verlust oder Zerstérung
des Mediums zu treffenden Mallnahmen

unterrichten, soweit der Betroffene nicht bereits Kenntnis
erlangt hat.

(2) Die nach Absatz 1 verpflichtete Stelle hat dafiir Sorge zu
tragen, dass die zur Wahrnehmung des Auskunftsrechts er-
forderlichen Gerdte oder Einrichtungen in angemessenem
Umfang zum unentgeltlichen Gebrauch zur Verfligung ste-
hen.

(3) Kommunikationsvorginge, die auf dem Medium eine Da-
tenverarbeitung auslosen, miissen flir den Betroffenen ein-
deutig erkennbar sein.

§6
Technische und organisatorische Mafinahmen

Kirchliche Stellen im Geltungsbereich des § 1 Abs. 2, die selbst
oder im Auftrag personenbezogene Daten erheben, verarbeiten
oder nutzen, haben die technischen und organisatorischen Maf3-
nahmen zu treffen, die erforderlich sind, um die Ausfiihrung der
Vorschriften dieser Anordnung, insbesondere die in der Anlage
zu dieser Anordnung genannten Anforderungen zu gewéhrleis-
ten. Erforderlich sind Maflnahmen nur, wenn ihr Aufwand in ei-
nem angemessenen Verhiltnis zu dem angestrebten Schutzzweck
steht.

§7

Einrichtung automatisierter Abrufverfahren

(1) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das die
Ubermittlung personenbezogener Daten durch Abruf er-
moglicht, ist zuldssig, soweit dieses Verfahren unter Be-
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3)

(4)
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ricksichtigung der schutzwiirdigen Interessen der Betrof-
fenen und der Aufgaben oder Geschéiftszwecke der betei-
ligten Stellen angemessen ist. Die Vorschriften iiber die
Zulassigkeit des einzelnen Abrufes bleiben unberiihrt.

Die beteiligten Stellen haben zu gewéhrleisten, dass die Zu-
lassigkeit des Abrufverfahrens kontrolliert werden kann.
Hierzu haben sie schriftlich festzulegen:

1. Anlass und Zweck des Abrufverfahrens,
2. Dritte, an die iibermittelt wird,

3. Artder zu iibermittelnden Daten,

4

. nach § 6 erforderliche technische und organisatorische
Mafnahmen.

Uber die Einrichtung von Abrufverfahren ist der Didzesan-
datenschutzbeauftragte unter Mitteilung der Festlegungen
des Abs. 2 zu unterrichten.

Die Verantwortung fiir die Zuldssigkeit des einzelnen Ab-
rufs trdgt der Dritte, an den iibermittelt wird. Die spei-
chernde Stelle priift die Zuléssigkeit der Abrufe nur, wenn
dazu Anlass besteht. Die speichernde Stelle hat zu gewahr-
leisten, dass die Ubermittlung personenbezogener Daten
zumindest durch geeignete Stichprobenverfahren festge-
stellt und tliberpriift werden kann. Wird ein Gesamtbestand
personenbezogener Daten abgerufen oder {ibermittelt (Sta-
pelverarbeitung), so bezieht sich die Gewihrleistung der
Feststellung und Uberpriifung nur auf die Zuléssigkeit des
Abrufes oder der Ubermittlung des Gesamtbestandes.

Die Absidtze 1 bis 4 gelten nicht fiir den Abruf allgemein
zugédnglicher Daten. Allgemein zugénglich sind Daten, die
jedermann, sei es ohne oder nach vorheriger Anmeldung,
Zulassung oder Entrichtung eines Entgelts nutzen kann.



§8

Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener

Daten im Auftrag

(1) Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch andere
Stellen erhoben, verarbeitet oder genutzt, ist der Auftragge-
ber fiir die Einhaltung der Vorschriften dieser Anordnung
und anderer Vorschriften {iber den Datenschutz verantwort-
lich. Die in § 5 genannten Rechte sind ihm gegeniiber gel-
tend zu machen.

2)

Der Auftragnehmer ist unter besonderer Beriicksichtigung
der Eignung der von ihm getroffenen technischen und or-
ganisatorischen Maflnahmen sorgfaltig auszuwéhlen. Der
Auftrag ist schriftlich zu erteilen, wobei insbesondere im
Einzelnen festzulegen sind:

1.
2.

der Gegenstand und die Dauer des Auftrags,

der Umfang, die Art und der Zweck der vorgesehenen
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von Daten, die
Art der Daten und der Kreis der Betroffenen,

die nach § 6 zu treffenden technischen und organisato-
rischen Maflnahmen,

die Berichtigung, Loschung und Sperrung von Daten,

die Pflichten des Auftragnehmers, insbesondere die von
ithm vorzunehmenden Kontrollen,

die etwaige Berechtigung zur Begriindung von Unter-
auftragsverhéltnissen,

die Kontrollrechte des Auftraggebers und die entspre-
chenden Duldungs- und Mitwirkungspflichten des Auf-
tragnehmers,

mitzuteilende Verstofe des Auftragnehmers oder der
bei ihm beschéftigten Personen gegen Vorschriften zum
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3)

“4)

(1)

Schutz personenbezogener Daten oder gegen die im
Auftrag getroffenen Festlegungen,

9. der Umfang der Weisungsbefugnisse, die sich der Auf-
traggeber gegeniiber dem Auftragnehmer vorbehilt,

10. die Riickgabe iiberlassener Datentrdger und die Lo-
schung beim Auftragnehmer gespeicherter Daten nach
Beendigung des Auftrags.

Der Auftraggeber hat sich vor Beginn der Datenverarbei-
tung und sodann regelmifBig von der Einhaltung der beim
Auftragnehmer getroffenen technischen und organisatori-
schen MaBinahmen zu {liberzeugen. Das Ergebnis ist zu do-
kumentieren.

Der Auftragnehmer darf die Daten nur im Rahmen der
Weisungen des Auftraggebers erheben, verarbeiten oder
nutzen. Ist er der Ansicht, dass eine Weisung des Auftrag-
gebers gegen diese Anordnung oder andere Vorschriften
tiber den Datenschutz verstdft, hat er den Auftraggeber
unverziiglich darauf hinzuweisen.

Die Absitze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn die Priifung
oder Wartung automatisierter Verfahren oder von Daten-
verarbeitungsanlagen durch andere Stellen im Auftrag vor-
genommen wird und dabei ein Zugriff auf personenbezoge-
ne Daten nicht ausgeschlossen werden kann.

§9

Datenerhebung

Das Erheben personenbezogener Daten ist zuldssig, wenn
ithre Kenntnis zur Erfiillung der Aufgaben der verantwortli-
chen Stellen erforderlich ist.
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Personenbezogene Daten sind beim Betroffenen zu erheben.
Ohne seine Mitwirkung diirfen sie nur erhoben werden,
wenn

1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend vor-
aussetzt oder

2. a) die zu erfiillende Aufgabe ihrer Art nach eine Er-
hebung bei anderen Personen oder Stellen erfor-
derlich macht oder

b) die Erhebung beim Betroffenen einen unverhélt-
nisméfBigen Aufwand erfordern wiirde

und keine Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass liberwiegen-
de schutzwiirdige Interessen des Betroffenen beeintrachtigt
werden.

Werden personenbezogene Daten beim Betroffenen erho-
ben, so ist er, sofern er nicht bereits auf andere Weise
Kenntnis erlangt hat, von der verantwortlichen Stelle iiber

1. die Identitédt der verantwortlichen Stelle,

2. die Zweckbestimmung der Erhebung, Verarbeitung oder
Nutzung und

3. die Kategorien von Empféngern nur, soweit der Betrof-
fene nach den Umstinden des Einzelfalles nicht mit
der Ubermittlung an diese rechnen muss,

zu unterrichten. Werden sie beim Betroffenen aufgrund ei-
ner Rechtsvorschrift erhoben, die zur Auskunft verpflichtet,
oder ist die Erteilung der Auskunft Voraussetzung fiir die
Gewihrung von Rechtsvorteilen, so ist der Betroffene hie-
rauf, sonst auf die Freiwilligkeit seiner Angaben hinzu-
weisen. Soweit nach den Umstinden des Einzelfalles er-
forderlich oder auf Verlangen ist er iiber die Rechtsvor-
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schrift und iiber die Folgen der Verweigerung von Anga-
ben aufzukléren.

Werden personenbezogene Daten statt beim Betroffenen
bei einer nichtkirchlichen Stelle erhoben, so ist die Stelle
auf die Rechtsvorschrift, die zur Auskunft erméchtigt, sonst
auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuweisen.

Das Erheben besonderer Arten personenbezogener Daten
(§ 2 Abs. 10) ist nur zuldssig, soweit

1.

eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder dies aus Griin-
den eines wichtigen 6ffentlichen Interesses zwingend
erforderlich ist,

der Betroffene nach Mallgabe des § 3 Abs. 4 eingewil-
ligt hat,

. dies zum Schutz lebenswichtiger Interessen des Betrof-

fenen oder eines Dritten erforderlich ist, sofern der Be-
troffene aus physischen oder rechtlichen Griinden au-
Berstande ist, seine Einwilligung zu geben,

es sich um Daten handelt, die der Betroffene offenkun-
dig offentlich gemacht hat oder es zur Geltendmachung,
Ausiibung oder Verteidigung rechtlicher Anspriiche vor
Gericht erforderlich ist,

dies zur Abwehr einer erheblichen Gefahr fiir die 6f-
fentliche Sicherheit erforderlich ist oder dies zur Ab-
wehr erheblicher Nachteile fiir das Gemeinwohl oder
zur Wahrung erheblicher Belange des Gemeinwohls
zwingend erforderlich ist,

der Auftrag der Kirche oder die Glaubwiirdigkeit ihres
Dienstes dies erfordert,

dies zum Zweck der Gesundheitsvorsorge, der medizi-
nischen Diagnostik, der Gesundheitsversorgung oder
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Behandlung oder fiir die Verwaltung von Gesundheits-
diensten erforderlich ist und die Verarbeitung dieser
Daten durch érztliches Personal oder durch sonstige
Personen erfolgt, die einer entsprechenden Geheimhal-
tungspflicht unterliegen,

8. dies zur Durchfiihrung wissenschaftlicher Forschung
erforderlich ist, das wissenschaftliche Interesse an der
Durchfiihrung des Forschungsvorhabens das Interesse
des Betroffenen an dem Ausschluss der Erhebung er-
heblich tiberwiegt und der Zweck der Forschung auf
andere Weise nicht oder nur mit unverhdltnisméfigem
Aufwand erreicht werden kann,

9. dies zur Eingehung, Durchfiihrung, Beendigung oder
Abwicklung des Dienst- oder Arbeitsverhéltnisses er-
forderlich ist.

§10
Datenspeicherung, -verinderung und -nutzung

Das Speichern, Verdandern oder Nutzen personenbezogener
Daten ist zulédssig, wenn es zur Erfiillung der in der Zustén-
digkeit der verantwortlichen Stelle liegenden Aufgaben er-
forderlich ist und es fiir die Zwecke erfolgt, flir die die Da-
ten erhoben worden sind. Ist keine Erhebung vorausgegan-
gen, diirfen die Daten nur fiir die Zwecke gedndert oder ge-
nutzt werden, fiir die sie gespeichert worden sind.

Das Speichern, Verdndern oder Nutzen fiir andere Zwecke
ist nur zuléssig, wenn

1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend vor-
aussetzt und kirchliche Interessen nicht entgegenstehen,

2. der Betroffene eingewilligt hat,
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. offensichtlich ist, dass es im Interesse des Betroffenen

liegt, und kein Grund zu der Annahme besteht, dass er
in Kenntnis des anderen Zwecks seine Einwilligung
verweigern wiirde,

. Angaben des Betroffenen tberpriift werden miissen,
weil tatsdchliche Anhaltspunkte flir deren Unrichtigkeit
bestehen,

. die Daten allgemein zuginglich sind oder die verant-
wortliche Stelle sie veroffentlichen diirfte, es sei denn,
dass das schutzwiirdige Interesse des Betroffenen an
dem Ausschluss der Zweckéinderung offensichtlich
iiberwiegt,

. es zur Abwehr einer Gefahr fir die offentliche Sicher-

heit oder erheblicher Nachteile fur das Gemeinwohl oder
zur Wahrung erheblicher Belange des Gemeinwohls er-
forderlich ist,

. es zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrig-
keiten, zur Vollstreckung oder zum Vollzug von Stra-
fen oder Maflnahmen im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8
des Strafgesetzbuches oder von ErziehungsmaRregeln
oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugendgerichtsgeset-
zes oder zur Vollstreckung von Buflgeldentscheidun-
gen erforderlich ist,

. es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeintrichti-
gung der Rechte einer anderen Person erforderlich ist
oder

. es zur Durchfiihrung wissenschaftlicher Forschung er-
forderlich ist, das wissenschaftliche Interesse an der
Durchfiihrung des Forschungsvorhabens das Interesse
des Betroffenen an dem Ausschluss der Zweckénde-
rung erheblich tiberwiegt und der Zweck der Forschung
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auf andere Weise nicht oder nur mit unverhiltnismafi-
gem Aufwand erreicht werden kann.

10. der Auftrag der Kirche oder die Glaubwiirdigkeit ihres
Dienstes dies erfordert.

Eine Verarbeitung oder Nutzung fiir andere Zwecke liegt
nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung von Aufsichts- und
Kontrollbefugnissen, der Rechnungspriifung oder der Durch-
filhrung von Organisationsuntersuchungen fiir die verant-
wortliche Stelle dient. Das gilt auch fiir die Verarbeitung
oder Nutzung zu Ausbildungs- und Priifungszwecken
durch die verantwortliche Stelle, soweit nicht iiberwiegen-
de schutzwiirdige Interessen des Betroffenen entgegenste-
hen.

Personenbezogene Daten, die ausschlieBlich zu Zwecken
der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Si-
cherstellung eines ordnungsgeméfBen Betriebes einer Da-
tenverarbeitungsanlage gespeichert werden, diirfen nur fiir
diese Zwecke verwendet werden.

Das Speichern, Verdndern oder Nutzen von besonderen
Arten personenbezogener Daten (§ 2 Abs. 10) fiir andere
Zwecke ist nur zuldssig, wenn

1. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Erhebung nach
§ 9 Abs. 5 Nr. 1 bis 6 oder 9 zulassen wiirden oder

2. dies zur Durchfiihrung wissenschaftlicher Forschung er-
forderlich ist, das kirchliche Interesse an der Durchfiih-
rung des Forschungsvorhabens das Interesse des Be-
troffenen an dem Ausschluss der Zweckédnderung er-
heblich {iberwiegt und der Zweck der Forschung auf
andere Weise nicht oder nur mit unverhdltnisméfigem
Aufwand erreicht werden kann.
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Bei der Abwigung nach Satz 1 Nr. 2 ist im Rahmen des
kirchlichen Interesses das wissenschaftliche Interesse an
dem Forschungsvorhaben besonders zu beriicksichtigen.

Die Speicherung, Verdnderung oder Nutzung von besonde-
ren Arten personenbezogener Daten (§ 2 Abs. 10) zu den in
§ 9 Abs. 5 Nr. 7 genannten Zwecken richtet sich nach den
fiir die in § 9 Abs. 5 Nr. 7 genannten Personen geltenden
Geheimhaltungspflichten.

§ 10a

Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung fiir Zwecke

(1)

des Beschiftigungsverhiltnisses

Personenbezogene Daten eines Beschiftigten einschlielich
der Daten tliber die Religionszugehorigkeit, die religiose
Uberzeugung und die Erfiillung von Loyalititsobliegenhei-
ten diirfen fiir Zwecke des Beschéftigungsverhéltnisses er-
hoben, verarbeitet oder genutzt werden, wenn dies fiir die
Entscheidung iiber die Begriindung eines Beschéftigungs-
verhiltnisses oder nach Begriindung des Beschéftigungs-
verhéltnisses fiir dessen Durchfiihrung oder Beendigung
erforderlich ist. Zur Aufdeckung von Straftaten diirfen per-
sonenbezogene Daten eines Beschéftigten dann erhoben,
verarbeitet oder genutzt werden, wenn zu dokumentierende
tatsdchliche Anhaltspunkte den Verdacht begriinden, dass
der Betroffene im Beschiftigungsverhiltnis eine Straftat
begangen hat, die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung
zur Aufdeckung erforderlich ist und das schutzwiirdige In-
teresse des Beschiftigten an dem Ausschluss der Erhe-
bung, Verarbeitung oder Nutzung nicht liberwiegt, insbe-
sondere Art und Ausmal3 im Hinblick auf den Anlass nicht
unverhiltnisméBig sind oder eine Rechtsvorschrift dies vor-
sieht.
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(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn personenbezogene
Daten erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, ohne dass
sie automatisiert verarbeitet oder in oder aus einer nicht
automatisierten Datei verarbeitet, genutzt oder fiir die Ver-
arbeitung oder Nutzung in einer solchen Datei erhoben
werden.

(3) Die Beteiligungsrechte nach der jeweils geltenden Mitar-
beitervertretungsordnung bleiben unberiihrt.

§ 11
Dateniibermittlung an kirchliche und éffentliche Stellen

(1) Die Ubermittlung personenbezogener Daten an Stellen im
Geltungsbereich des § 1 ist zuldssig, wenn

1. sie zur Erfiillung der in der Zustdndigkeit der ibermit-
telnden Stelle oder der empfangenden kirchlichen Stel-
le liegenden Aufgaben erforderlich ist und

2. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach
§ 10 zulassen wiirden.

(2) Die Verantwortung fiir die Zulissigkeit der Ubermittlung
triigt die iibermittelnde Stelle. Erfolgt die Ubermittlung auf
Ersuchen der empfangenden kirchlichen Stelle, tragt diese
die Verantwortung. In diesem Falle priift die tibermittelnde
Stelle nur, ob das Ubermittlungsersuchen im Rahmen der
Aufgaben der empfangenden kirchlichen Stelle liegt, es sei
denn, dass besonderer Anlass zur Priifung der Zuléssigkeit
der Ubermittlung besteht. § 7 Abs. 4 bleibt unberiihrt.

(3) Die empfangende kirchliche Stelle darf die {ibermittelten
Daten fiir den Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dessen
Erfiillung sie ihr iibermittelt werden. Eine Verarbeitung
oder Nutzung fiir andere Zwecke ist nur unter den Voraus-
setzungen des § 10 Abs. 2 zuldssig
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(1)

Fiir die Ubermittlung personenbezogener Daten an 6ffent-
liche Stellen und an kirchliche Stellen auBlerhalb des Gel-
tungsbereichs des § 1 gelten die Abs. 1-3 entsprechend, so-
fern sichergestellt ist, dass bei dem Empfénger ausreichen-
de DatenschutzmafBnahmen getroffen werden.

Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Abs. 1 iiber-
mittelt werden diirfen, weitere personenbezogene Daten des
Betroffenen oder eines Dritten in Akten so verbunden, dass
eine Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand
moglich ist, so ist die Ubermittlung auch dieser Daten zu-
lassig, soweit nicht berechtigte Interessen des Betroffenen
oder eines Dritten an deren Geheimhaltung offensichtlich
iiberwiegen; eine Nutzung dieser Daten ist unzuléssig.

Abs. 5 gilt entsprechend, wenn personenbezogene Daten
innerhalb einer kirchlichen Stelle weitergegeben werden.

§12
Dateniibermittlung an nicht kirchliche und
nicht éffentliche Stellen

Die Ubermittlung personenbezogener Daten an nicht kirch-
liche Stellen, nicht 6ffentliche Stellen oder Personen ist zu-
lassig, wenn

1. sie zur Erfiillung der in der Zustindigkeit der iibermit-
telnden Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und
die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach
§ 10 zulassen wiirden, oder

2. der Dritte, an den die Daten iibermittelt werden, ein
berechtigtes Interesse an der Kenntnis der zu iibermit-
telnden Daten glaubhaft darlegt und der Betroffene kein
schutzwiirdiges Interesse an dem Ausschluss der Uber-
mittlung hat. Das Ubermitteln von besonderen Arten
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personenbezogener Daten (§ 2 Abs. 10) ist abwei-
chend von Satz 1 Nr. 2 nur zuléssig, wenn die Voraus-
setzungen vorliegen, die eine Nutzung nach § 10 Abs.
5 und 6 zulassen wiirden oder soweit dies zur Geltend-
machung, Ausilibung oder Verteidigung rechtlicher An-
spriiche erforderlich ist.

Die Verantwortung fiir die Zuldssigkeit der Ubermittlung
trigt die tibermittelnde Stelle.

In den Fillen der Ubermittlung nach Abs. 1 Nr. 2 unterrich-
tet die {ibermittelnde Stelle den Betroffenen von der Uber-
mittlung seiner Daten. Dies gilt nicht, wenn damit zu rech-
nen ist, dass er davon auf andere Weise Kenntnis erlangt,
wenn die Unterrichtung wegen der Art der personenbezo-
genen Daten unter Beriicksichtigung der schutzwiirdigen
Interessen des Betroffenen nicht geboten erscheint, wenn
die Unterrichtung die 6ffentliche Sicherheit gefdhrden oder
dem kirchlichen Wohl Nachteile bereiten wiirde.

Der Diritte, an den die Daten iibermittelt werden, darf diese
nur fiir den Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dessen Er-
fiillung sie ihm {ibermittelt werden. Die libermittelnde Stel-
le hat ihn darauf hinzuweisen. Eine Verarbeitung oder Nut-
zung fiir andere Zwecke ist zulissig, wenn eine Ubermitt-
lung nach Absatz 1 zuldssig wire und die iibermittelnde
Stelle zugestimmt hat.

§13
Auskunft an den Betroffenen
Dem Betroffenen ist auf Antrag Auskunft zu erteilen iiber:

1. die zu seiner Person gespeicherten Daten, auch soweit
sie sich auf die Herkunft dieser Daten beziehen,
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2. die Empfianger oder Kategorien von Empfangern, an
die die Daten weitergegeben werden, und

3. den Zweck der Speicherung.

In dem Antrag soll die Art der personenbezogenen Daten,
iiber die Auskunft erteilt werden soll, ndher bezeichnet wer-
den. Sind die personenbezogenen Daten weder automati-
siert noch in nicht automatisierten Dateien gespeichert,
wird die Auskunft nur erteilt, soweit der Betroffene Anga-
ben macht, die das Auffinden der Daten ermoglichen und
der fiir die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand
nicht auBBer Verhéltnis zu dem vom Betroffenen geltend
gemachten Informationsinteresse steht. Das Bistum be-
stimmt das Verfahren, insbesondere die Form der Aus-
kunftserteilung.

Abs. 1 gilt nicht fiir personenbezogene Daten, die nur des-
halb gespeichert sind, weil sie aufgrund gesetzlicher, sat-
zungsgeméler oder vertraglicher Aufbewahrungsvorschrif-
ten nicht geloscht werden diirfen oder ausschlieBlich Zwe-
cken der Datensicherung oder der Datenschutzkontrolle
dienen und eine Auskunftserteilung einen unverhaltnismai-
Bigen Aufwand erfordern wiirde.

Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit

1. die Auskunft die ordnungsgeméBe Erfiillung der in der
Zustiandigkeit der verantwortlichen Stelle liegenden
Aufgaben gefdhrden wiirde,

2. die Auskunft dem kirchlichen Wohl Nachteile bereiten
wirde,

3. die Auskunft die o6ffentliche Sicherheit oder Ordnung
gefdhrden wiirde,
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4. die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach ei-
ner Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, insbeson-
dere wegen der liberwiegenden berechtigten Interessen
eines Dritten, geheim gehalten werden miissen

und deswegen das Interesse des Betroffenen an der Aus-
kunftserteilung zuriicktreten muss.

Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf einer Be-
griindung nicht, soweit durch die Mitteilung der tatsachli-
chen oder rechtlichen Griinde, auf die die Entscheidung ge-
stiitzt wird, der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte
Zweck gefahrdet wiirde. In diesem Fall ist der Betroffene
darauf hinzuweisen, dass er sich an den Didzesandaten-
schutzbeauftragten wenden kann.

Wird dem Betroffenen keine Auskunft erteilt, so ist sie auf
sein Verlangen dem Didzesandatenschutzbeauftragten zu
erteilen, soweit nicht das Bistum im Einzelfall feststellt,
dass dadurch das kirchliche Wohl beeintrachtigt wird. Die
Mitteilung des Didzesandatenschutzbeauftragten an den Be-
troffenen darf keine Riickschliisse auf den Erkenntnisstand
der verantwortlichen Stelle zulassen, sofern diese nicht ei-
ner weitergehenden Auskunft zustimmt.

Die Auskunft ist unentgeltlich.

§ 13a
Benachrichtigung

Werden Daten ohne Kenntnis des Betroffenen erhoben, so
ist er von der Speicherung, der Identitit der verantwortli-
chen Stelle sowie tliber die Zweckbestimmungen der Erhe-
bung, Verarbeitung oder Nutzung zu unterrichten. Der Be-
troffene ist auch iiber die Empfinger oder Kategorien von
Empfangern von Daten zu unterrichten, soweit er nicht mit
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der Ubermittlung an diese rechnen muss. Sofern eine Uber-
mittlung vorgesehen ist, hat die Unterrichtung spatestens
bei der ersten Ubermittlung zu erfolgen.

Eine Pflicht zur Benachrichtigung besteht nicht, wenn

1. der Betroffene auf andere Weise Kenntnis von der
Speicherung oder der Ubermittlung erlangt hat,

2. die Unterrichtung des Betroffenen einen unverhiltnis-
maligen Aufwand erfordert oder

3. die Speicherung oder Ubermittlung der personenbezo-
genen Daten durch eine Rechtsvorschrift ausdriicklich
vorgesehen ist.

§ 13 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend.

§14
Berichtigung, Loschung oder Sperrung von Daten;
Widerspruchsrecht

Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie un-
richtig sind. Wird festgestellt, dass personenbezogene Da-
ten, die weder automatisiert verarbeitet noch in nicht auto-
matisierten Dateien gespeichert sind, unrichtig sind, oder
wird ihre Richtigkeit von dem Betroffenen bestritten, so ist
dies in geeigneter Weise festzuhalten.

Personenbezogene Daten, die automatisiert verarbeitet oder
in nicht automatisierten Dateien gespeichert sind, sind zu
l6schen, wenn

1. ihre Speicherung unzuléssig ist oder

2. 1ihre Kenntnis fiir die verantwortliche Stelle zur Erfil-
lung der in ihrer Zusténdigkeit liegenden Aufgaben
nicht mehr erforderlich ist.
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An die Stelle einer Loschung tritt eine Sperrung, soweit

1. einer Loschung gesetzliche, satzungsméfige oder ver-
tragliche Aufbewahrungsfristen entgegenstehen,

2. Grund zu der Annahme besteht, dass durch eine Lo-
schung schutzwiirdige Interessen des Betroffenen be-
eintrdachtigt wiirden oder

3. eine Loschung wegen der besonderen Art der Speiche-
rung nicht oder nur mit unverhéltnisméfBig hohem Auf-
wand moglich ist.

Personenbezogene Daten, die automatisiert verarbeitet oder
in nicht automatisierten Dateien gespeichert sind, sind fer-
ner zu sperren, soweit ihre Richtigkeit vom Betroffenen be-
stritten wird und sich weder die Richtigkeit noch die Un-
richtigkeit feststellen lésst.

Personenbezogene Daten diirfen nicht filir eine automati-
sierte Verarbeitung oder Verarbeitung in nicht automati-
sierten Dateien erhoben, verarbeitet oder genutzt werden,
soweit der Betroffene dieser bei der verantwortlichen Stelle
widerspricht und eine Priifung ergibt, dass das schutzwiirdi-
ge Interesse des Betroffenen wegen seiner besonderen per-
sonlichen Situation das Interesse der verantwortlichen Stel-
le an dieser Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung {iber-
wiegt. Satz 1 gilt nicht, wenn eine Rechtsvorschrift zur Er-
hebung, Verarbeitung oder Nutzung verpflichtet.

Personenbezogene Daten, die weder automatisiert verarbei-
tet noch in einer nicht automatisierten Datei gespeichert
sind, sind zu sperren, wenn die verantwortliche Stelle im
Einzelfall feststellt, dass ohne die Sperrung schutzwiirdige
Interessen des Betroffenen beeintrachtigt wiirden und die
Daten fiir die Aufgabenerfiillung der Behdrde nicht mehr
erforderlich sind.
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Gesperrte Daten diirfen ohne Einwilligung des Betroffenen
nur Uibermittelt oder genutzt werden, wenn

1. es zu wissenschaftlichen Zwecken, zur Behebung ei-
ner bestehenden Beweisnot oder aus sonstigen, im iiber-
wiegenden Interesse der verantwortlichen Stelle oder
eines Dritten liegenden Griinden unerlésslich ist und

2. die Daten hierfiir iibermittelt oder genutzt werden diirf-
ten, wenn sie nicht gesperrt wéren.

Von der Berichtigung unrichtiger Daten, der Sperrung be-
strittener Daten sowie der Loschung oder Sperrung wegen
Unzuldssigkeit der Speicherung sind die Stellen zu verstén-
digen, denen im Rahmen einer Dateniibermittlung diese
Daten zur Speicherung weitergegeben wurden, wenn dies
keinen unverhéltnisméfBigen Aufwand erfordert und schutz-
wiirdige Interessen des Betroffenen nicht entgegenstehen.

§ 15
Anrufung des Diozesandatenschutzbeauftragten

Wer der Ansicht ist, dass bei der Erhebung, Verarbeitung
oder Nutzung von personenbezogenen Daten durch Stellen
gemél § 1 Abs. 2 gegen Vorschriften dieser Anordnung
oder gegen andere Datenschutzvorschriften versto3en wor-
den ist oder ein solcher Verstof3 bevorsteht, kann sich un-
mittelbar an den Didzesandatenschutzbeauftragten wenden.

Auf ein solches Vorbringen hin priift der Diézesandaten-
schutzbeauftragte den Sachverhalt. Er fordert die betroffe-
ne kirchliche Dienststelle zur Stellungnahme auf, soweit
der Inhalt des Vorbringens den Tatbestand einer Daten-
schutzverletzung erfiillt.
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Niemand darf gemalregelt oder benachteiligt werden, weil
er sich im Sinne des Abs. 1 an den Didzesandatenschutz-
beauftragten gewendet hat.

§ 16
Bestellung des Diozesandatenschutzbeauftragten

Der Bischof bestellt fiir den Bereich seines Bistums einen
Dibdzesandatenschutzbeauftragten; die Bestellung erfolgt
fiir die Dauer von mindestens vier, hochstens acht Jahren.
Die mehrmalige erneute Bestellung ist zulédssig. Die Be-
stellung als Datenschutzbeauftragter fiir mehrere Didzesen
und/oder Ordensgemeinschaften ist zuléssig.

Zum Didzesandatenschutzbeauftragten darf nur bestellt
werden, wer die zur Erfiillung seiner Aufgaben erforderli-
che Fachkunde und Zuverlassigkeit besitzt. Er soll die Be-
fahigung zum Richteramt gemal § 5 Deutsches Richterge-
setz haben und muss der Katholischen Kirche angehoren.
Der Didzesandatenschutzbeauftragte ist auf die gewissen-
hafte Erfiillung seiner Pflichten und die Einhaltung des
kirchlichen und des fiir die Kirchen verbindlichen staatli-
chen Rechts zu verpflichten. Anderweitige Tétigkeiten diir-
fen das Vertrauen in die Unabhéngigkeit und Unparteilich-
keit des Didzesandatenschutzbeauftragten nicht gefdhrden.
Dem steht eine Bestellung als Didzesandatenschutzbeauf-
tragter fiir mehrere Didzesen und/oder Ordensgemeinschaf-
ten nicht entgegen.

Die Bestellung kann vor Ablauf der Amtszeit widerrufen
werden, wenn Griinde nach § 24 Deutsches Richtergesetz
vorliegen, die bei einem Richter auf Lebenszeit dessen Ent-
lassung aus dem Dienst rechtfertigen, oder Griinde vorlie-
gen, die nach der Grundordnung des kirchlichen Dienstes
im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhéltnisse in der jeweils



35

(1)

)

)

4

geltenden Fassung eine Kiindigung rechtfertigen. Auf An-
trag des Beauftragten nimmt der Bischof die Bestellung
zuriick.

§17

Rechtsstellung des Diozesandatenschutzbeauftragten

Der Didzesandatenschutzbeauftragte ist in Ausiibung sei-
ner Tétigkeit an Weisungen nicht gebunden und nur dem
kirchlichen Recht und dem fiir die Kirchen verbindlichen
staatlichen Recht unterworfen.

Die Ausiibung seiner Tatigkeit geschieht in organisatori-
scher und sachlicher Unabhéngigkeit. Die Dienstaufsicht
ist so zu regeln, dass dadurch die Unabhéngigkeit nicht be-
eintrachtigt wird.

Das der Bestellung zum Didzesandatenschutzbeauftragten
zugrunde liegende Dienstverhéltnis kann wihrend der
Amtszeit nur unter den Voraussetzungen des § 16 Abs. 3
beendet werden. Dieser Kiindigungsschutz wirkt fiir den
Zeitraum von einem Jahr nach der Beendigung der Amts-
zeit entsprechend fort, soweit ein kirchliches Beschéfti-
gungsverhéltnis fortgefithrt wird oder sich anschlief3t.

Dem Diozesandatenschutzbeauftragten wird die fiir die Er-
fiillung seiner Aufgaben angemessene Personal- und Sach-
ausstattung zur Verfligung gestellt. Er verfligt iiber einen
eigenen jéhrlichen Haushalt, der gesondert auszuweisen ist
und verdffentlicht wird.

Der Didzesandatenschutzbeauftragte wéhlt das notwendi-
ge Personal aus, das von einer kirchlichen Stelle angestellt
wird. Die vom Didzesandatenschutzbeauftragten ausge-
wihlten und von dieser kirchlichen Stelle angestellten Mit-
arbeiter unterstehen der Dienst- und Fachaufsicht des Di6-
zesandatenschutzbeauftragten und kénnen nur mit seinem
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Einverstindnis von der kirchlichen Stelle gekiindigt, ver-
setzt oder abgeordnet werden.

Der Didzesandatenschutzbeauftragte ist oberste Dienstbe-
horde im Sinne des § 96 Strafprozessordnung. Er trifft die
Entscheidung iiber Aussagegenehmigungen fiir seinen Be-
reich in eigener Verantwortung. Der Didzesandatenschutz-
beauftragte ist oberste Aufsichtsbehdrde im Sinne des § 99
Verwaltungsgerichtsordnung.

Der Didzesandatenschutzbeauftragte bestellt im Einverneh-
men mit dem Didzesanbischof einen Vertreter, der im Fall
seiner Verhinderung die unaufschiebbaren Entscheidun-
gen trifft. Fiir den Vertreter gilt § 16 Abs. 2 entsprechend.

Der Diozesandatenschutzbeauftragte ist, auch nach Beendi-
gung seines Auftrages, verpflichtet, iiber die ihm in seiner
Eigenschaft als Didzesandatenschutzbeauftragtem bekannt
gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewah-
ren. Dies gilt nicht fiir Mitteilungen im dienstlichen Ver-
kehr oder iiber Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bediirfen.

Der Dibdzesandatenschutzbeauftragte darf, auch wenn sein
Auftrag beendet ist, liber solche Angelegenheiten ohne Ge-
nehmigung des Bischofs weder vor Gericht noch auf3erge-
richtlich Aussagen oder Erkldrungen abgeben. Die Geneh-
migung, als Zeuge auszusagen, wird in der Regel erteilt.
Unberiihrt bleibt die gesetzlich begriindete Pflicht, Strafta-
ten anzuzeigen.

§18
Aufgaben des Diozesandatenschutzbeauftragten

Der Didzesandatenschutzbeauftragte wacht liber die Ein-
haltung der Vorschriften dieser Anordnung sowie anderer
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Vorschriften iiber den Datenschutz. Er kann Empfehlungen
zur Verbesserung des Datenschutzes geben. Des Weiteren
kann er die bischofliche Behorde und sonstige kirchliche
Dienststellen in seinem Bereich in Fragen des Datenschut-
zes beraten. Auf Anforderung der bischoflichen Behorde
hat der Didzesandatenschutzbeauftragte Gutachten zu er-
stellen und Berichte zu erstatten.

Die in § 1 Abs. 2 genannten Stellen sind verpflichtet, den
Didzesandatenschutzbeauftragten bei der Erfiillung seiner
Aufgaben zur unterstiitzen. Thm ist dabei insbesondere

1. Auskunft zu seinen Fragen sowie Einsicht in alle Unter-
lagen und Akten zu gewéhren, die im Zusammenhang
mit der Verarbeitung personenbezogener Daten stehen,
namentlich in die gespeicherten Daten und in die Da-
tenverarbeitungsprogramme,

2. wiahrend der Dienstzeit Zutritt zu allen Dienstraumen,
die der Verarbeitung und Aufbewahrung automatisier-
ter Dateien dienen, zu gewéhren,

soweit nicht sonstige kirchliche Vorschriften entgegen-
stehen.

Der Didzesandatenschutzbeauftragte erstellt jahrlich einen
Tatigkeitsbericht, der dem Bischof vorgelegt und der Of-
fentlichkeit zugénglich gemacht wird. Der Tétigkeitsbericht
soll auch eine Darstellung der wesentlichen Entwicklungen
des Datenschutzes im nichtkirchlichen Bereich enthalten.

Der Didzesandatenschutzbeauftragte wirkt auf die Zusam-
menarbeit mit den kirchlichen Stellen, insbesondere mit
den anderen Didzesandatenschutzbeauftragten, hin.

Zu seinem Aufgabenbereich gehort die Zusammenarbeit
mit den staatlichen Beauftragten fiir den Datenschutz.
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§19
Beanstandungen durch den
Diozesandatenschutzbeauftragten

Stellt der Didzesandatenschutzbeauftragte Verstofe gegen
Vorschriften dieser Anordnung oder gegen andere Daten-
schutzbestimmungen oder sonstige Miangel bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten fest, so beanstandet er
diese unter Setzung einer angemessenen Frist zur Behe-
bung gegeniiber der betroffenen kirchlichen Dienststelle.

Wird die Beanstandung nicht fristgerecht behoben, so ver-
stindigt der Didzesandatenschutzbeauftragte die Aufsicht
filhrende Stelle und fordert sie zu einer Stellungnahme
auf.

Der Didzesandatenschutzbeauftragte kann von einer Bean-
standung absehen oder auf eine Stellungnahme der Auf-
sicht fithrenden Stelle verzichten, wenn es sich um uner-
hebliche Mingel handelt, deren Behebung mittlerweile er-
folgt ist.

Mit der Beanstandung kann der Didzesandatenschutzbe-
auftragte Vorschlidge zur Beseitigung der Méngel und zur
sonstigen Verbesserung des Datenschutzes verbinden.

Die geméll Abs. 2 abzugebende Stellungnahme soll auch
eine Darstellung der Maflnahmen enthalten, die aufgrund
der Beanstandungen des Didzesandatenschutzbeauftragten
getroffen worden sind.

Zur Gewihrleistung der Vorschriften dieser Anordnung
und anderer Vorschriften liber den Datenschutz kann der
Diozesandatenschutzbeauftragte gegeniiber der betroffe-
nen Dienststelle Mafnahmen zur Beseitigung festgestellter
Verstofle bei der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung
personenbezogener Daten oder technischer und organisa-
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torischer Méngel anordnen. Wird diese Anordnung nicht
fristgemdl umgesetzt, hat sich der Didzesandatenschutz-
beauftragte an die Aufsicht fithrende Stelle zu wenden, die
zeitnah iiber die notwendigen Maflnahmen entscheidet.

§20
Betrieblicher Beauftragter fiir den Datenschutz

Kirchliche Stellen im Sinne des § 1 Abs. 2, die personenbe-
zogene Daten automatisiert erheben, verarbeiten oder nut-
zen, konnen einen betrieblichen Datenschutzbeauftragten
schriftlich bestellen.

Sind mit der automatisierten Datenerhebung, -verarbeitung
oder -nutzung mehr als zehn Personen befasst, so soll ein
betrieblicher Datenschutzbeauftragter bestellt werden.

Zum betrieblichen Datenschutzbeauftragten darf nur be-
stellt werden, wer die zur Erfiillung seiner Aufgaben erfor-
derliche Fachkunde und Zuverléssigkeit besitzt. Mit dieser
Aufgabe kann auch eine Person auBlerhalb der kirchlichen
Stelle betraut werden. Ein betrieblicher Datenschutzbeauf-
tragter kann von mehreren kirchlichen Stellen bestellt wer-
den.

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte ist dem Leiter der
kirchlichen Stelle unmittelbar zu unterstellen. Er ist in Aus-
iibung seiner Fachkunde auf dem Gebiet des Datenschutzes
weisungsfrei. Er darf wegen der Erfiillung seiner Aufgaben
nicht benachteiligt werden.

Die kirchlichen Stellen haben den betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten bei der Erfiillung seiner Aufgaben zu
unterstiitzen. Betroffene konnen sich jederzeit an den be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten wenden.
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Ist ein betrieblicher Beauftragter fiir den Datenschutz be-
stellt worden, so ist die Kiindigung seines Arbeitsverhilt-
nisses unzuldssig, es sei denn, dass Tatsachen vorliegen,
welche die verantwortliche Stelle zur Kiindigung aus wich-
tigem Grund ohne Einhaltung der Kiindigungsfrist berech-
tigen. Nach der Abberufung als betrieblicher Beauftragter
fiir den Datenschutz ist die Kiindigung innerhalb eines Jah-
res nach der Beendigung der Bestellung unzuldssig, es sei
denn, dass die verantwortliche Stelle zur Kiindigung aus
wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist
berechtigt ist.

Zur Erhaltung der zur Erfiillung seiner Aufgaben erforder-
lichen Fachkunde hat die verantwortliche Stelle dem be-
trieblichen Beauftragten fiir den Datenschutz die Teilnah-
me an Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen in ange-
messenem Umfang zu ermoglichen und deren Kosten zu
iibernehmen.

Im Ubrigen findet § 16 entsprechende Anwendung.

Sind mit der automatisierten Datenerhebung, -verarbeitung
oder -nutzung weniger als elf Personen befasst, kann die
Erfiillung der Aufgaben des betrieblichen Datenschutzes in
anderer Weise geregelt werden.

§21

Aufgaben des betrieblichen Datenschutzbeauftragten

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte wirkt auf die Ein-
haltung dieser Anordnung und anderer Vorschriften iiber
den Datenschutz hin. Zu diesem Zweck kann er sich in
Zweifelsfillen an den Didzesandatenschutzbeauftragten
gemal § 16 KDO wenden. Er hat insbesondere
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1. die ordnungsgemdfle Anwendung der Datenverarbei-
tungsprogramme, mit deren Hilfe personenbezogene
Daten verarbeitet werden sollen, zu iiberwachen; zu die-
sem Zweck ist er iiber Vorhaben der automatisierten
Verarbeitung personenbezogener Daten rechtzeitig zu
unterrichten,

2. die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten titi-
gen Personen durch geeignete Mallnahmen mit den Vor-
schriften dieser Anordnung sowie anderer Vorschriften
iiber den Datenschutz und mit den jeweiligen besonde-
ren Erfordernissen des Datenschutzes vertraut zu ma-
chen.

(2) Dem betrieblichen Datenschutzbeauftragten ist von der ver-
antwortlichen Stelle eine Ubersicht nach § 3a Abs. 2 zur
Verfligung zu stellen.

(3) Der betriebliche Datenschutzbeauftragte macht die Anga-
ben nach § 3a Abs. 2 Nr. 1 bis 7 auf Antrag jedermann in
geeigneter Weise verfiigbar, der ein berechtigtes Interesse
nachweist.

§ 22
Ermichtigungen

Die zur Durchfiihrung dieser Anordnung erforderlichen Rege-
lungen trifft der Generalvikar. Er legt insbesondere fest:

a) den Inhalt der Meldung gemal3 § 3a,

b) den Inhalt der schriftlichen Verpflichtungserkldrung ge-
mal § 4 Satz 2,

c¢) die technischen und organisatorischen Maflnahmen ge-
mil § 6 Satz 1,
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d) die Erfiillung der Aufgaben des betrieblichen Daten-
schutzes gemél § 20 Abs. 9.

§23
Schlussbestimmung

Diese Anordnung tritt am ......................... in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Anordnung {iiber den kirchlichen Daten-
schutz — KDO vom ................... auBer Kraft.
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Durchfiihrungsverordnung zur
Anordnung liber den kirchlichen
Datenschutz (DVO/KDO)

1.d.F. des Beschlusses der Kommission fur
Meldewesen und Datenschutz
vom 25./26. Februar 2003

Aufgrund des § 19 der Anordnung iiber den kirchlichen Da-
tenschutz (KDO) vom .................. werden mit Wirkung vom

)

1L
(1)

............ die folgenden Regelungen getroffen:

Zu § 3a KDO (Meldung von Verfahren automatisierter
Verarbeitung)

Sofern Verfahren automatisierter Verarbeitungen melde-
pflichtig sind, sind diese vor Inbetriebnahme schriftlich
dem Dibdzesandatenschutzbeauftragten zu melden. Sofern
ein betrieblicher Datenschutzbeauftragter bestellt ist, ist
diesem gem. § 18b Abs. 2 KDO eine Ubersicht nach § 3a
Abs. 2 KDO zur Verfiigung zu stellen.

Fiir die Meldung von Verfahren automatisierter Verarbei-
tung vor Inbetriebnahme beziehungsweise die dem betrieb-
lichen Datenschutzbeauftragten zur Verfiigung zu stellende
Ubersicht soll das Muster gemif der Anlage verwandt wer-
den.

Zu § 4 KDO

Zum Kreis der bei der Datenverarbeitung titigen Personen
im Sinne des § 4 KDO gehoren die in den Stellen gem. § 1
Abs. 2 KDO gegen Entgelt beschéftigten und ehrenamtlich
tatigen Personen. Sie werden belehrt iiber:
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1. den Inhalt der KDO und anderer fiir ihre Tatigkeit gel-
tender Datenschutzvorschriften; dies geschieht durch
Hinweis auf die fiir den Aufgabenbereich des Mitar-
beiters wesentlichen Grundsitze und im Ubrigen auf
die Texte in der jeweils giiltigen Fassung. Diese Texte
werden zur Einsichtnahme und etwaigen kurzfristigen
Ausleihe bereitgehalten; dies wird dem Mitarbeiter
bekannt gegeben,

2. die Verpflichtung zur Beachtung der in Nummer 1 ge-
nannten Vorschriften bei ihrer Tatigkeit in der Daten-
verarbeitung,

3. mogliche disziplinarrechtliche bzw. arbeitsrechtliche/
rechtliche Folgen eines Verstofles gegen die KDO und
andere fiir ihre Tatigkeit geltende Datenschutzvor-
schriften,

4. das Fortbestehen des Datengeheimnisses nach Beendi-
gung der Tétigkeit bei der Datenverarbeitung.

Uber die Beachtung der Verpflichtung ist von den bei der
Datenverarbeitung titigen Personen eine schriftliche Erkla-
rung nach ndherer Mallgabe des Abschnittes III abzugeben.
Die Urschrift der Verpflichtungserkldrung wird zu den Per-
sonalakten der bei der Datenverarbeitung titigen Personen
genommen, welche eine Ausfertigung der Erkldrung erhal-
ten.

Die Verpflichtung auf das Datengeheimnis erfolgt durch
den Dienstvorgesetzten der in der Datenverarbeitung téti-
gen Personen oder einen von ihm Beauftragten.
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Zu § 4 KDO

Die schriftliche Verpflichtungserkldrung der bei der Da-
tenverarbeitung titigen Personen gemall § 4 Satz 2 KDO
hat zum Inhalt,

1.

Angaben zur Identifizierung (Vor- und Zuname, Ge-
burtsdatum und Anschrift sowie Beschaftigungsdienst-
stelle),

die Bestdtigung, dass auf die fiir den Aufgabenbereich
des Mitarbeiters wesentlichen Grundsédtze und im
Ubrigen auf die Texte in der jeweils giiltigen Fassung
sowie auf die Mdglichkeit der Einsichtnahme und et-
waigen kurzfristigen Ausleihe dieser Texte hingewie-
sen wurde,

die Verpflichtung, die KDO und andere fiir ihre Tétig-
keit geltende Datenschutzvorschriften in der jeweils
giiltigen Fassung sorgfiltig einzuhalten,

die Bestitigung, dass sie iiber disziplinarrechtliche
bzw. arbeitsrechtliche Folgen eines Verstoles gegen
die KDO belehrt wurden.

Die schriftliche Verpflichtungserklarung ist von der bei der
Datenverarbeitung tdtigen Person unter Angabe des Ortes
und des Datums der Unterschriftsleistung zu unterzeichnen.

Fiir die schriftliche Verpflichtungserkldrung ist das Muster
gemil der Anlage zu verwenden.

Anlage zu § 6 KDO

Werden personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet oder
genutzt, ist die innerbehdrdliche oder innerbetriebliche Organi-
sation so zu gestalten, dass sie den besonderen Anforderungen
des Datenschutzes gerecht wird. Dabei sind insbesondere Mal3-
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nahmen zu treffen, die je nach der Art der zu schiitzenden per-
sonenbezogenen Daten oder Datenkategorien geeignet sind,

1. Unbefugten den Zutritt zu Datenverarbeitungsanlagen, mit
denen personenbezogene Daten verarbeitet oder genutzt
werden, zu verwehren (Zutrittskontrolle),

2. zu verhindern, dass Datenverarbeitungssysteme von Unbe-
fugten genutzt werden kdnnen (Zugangskontrolle),

3. zu gewihrleisten, dass die zur Benutzung eines Datenver-
arbeitungssystems Berechtigten ausschlielich auf die ihrer
Zugriffsberechtigung unterliegenden Daten zugreifen kon-
nen, und dass personenbezogene Daten bei der Verarbei-
tung, Nutzung und nach der Speicherung nicht unbefugt ge-
lesen, kopiert, verdndert oder entfernt werden kdnnen (Zu-
griffskontrolle),

4. zu gewidhrleisten, dass personenbezogene Daten bei der
elektronischen Ubertragung oder wihrend ihres Transports
oder ihrer Speicherung auf Datentréger nicht unbefugt gele-
sen, kopiert, verdndert oder entfernt werden koénnen und
dass lberpriift und festgestellt werden kann, an welche Stel-
len eine Ubermittlung personenbezogener Daten durch Ein-
richtungen zur Dateniibertragung vorgesehen ist (Weiterga-
bekontrolle),

5. zu gewibhrleisten, dass nachtriglich iiberpriift und festge-
stellt werden kann, ob und von wem personenbezogene
Daten in Datenverarbeitungssysteme eingegeben, verdndert
oder entfernt worden sind (Eingabekontrolle),

6. zu gewihrleisten, dass personenbezogene Daten, die im
Auftrag verarbeitet werden, nur entsprechend den Weisun-
gen des Auftraggebers verarbeitet werden konnen (Auf-
tragskontrolle),
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. zu gewibhrleisten, dass personenbezogene Daten gegen zu-

fillige Zerstorung oder Verlust geschiitzt sind (Verfligbar-
keitskontrolle),

zu gewdhrleisten, dass zu unterschiedlichen Zwecken erho-
bene Daten getrennt verarbeitet werden konnen.

Zu § 12 Abs. 3 KDO

Die Unterrichtung des Betroffenen (§ 2 Abs. 1 KDO) iiber
eine Ubermittlung gem. § 12 Abs. 3 Satz 1 KDO erfolgt
schriftlich.

Sie enthalt

1. die Bezeichnung der iibermittelnden Stelle einschliel3-
lich der Anschrift,

2. die Bezeichnung des Dritten, an den die Daten iiber-
mittelt werden, einschlielich der Anschrift,

3. die Bezeichnung der iibermittelten Daten.

Zu § 13 Abs. 1 KDO

Der Antrag des Betroffenen (§ 2 Abs. 1 KDO) auf Aus-
kunft ist schriftlich an die verantwortliche Stelle (§ 2 Abs. 8
KDO) zu richten oder dort zu Protokoll zu erkléren.

Der Antrag soll die Art der personenbezogenen Daten, iiber
die Auskunft begehrt wird, ndher bezeichnen. Der Antrag
auf Auskunft {iber personenbezogene Daten, die weder au-
tomatisiert verarbeitet noch in einer nicht automatisierten
Datei gespeichert sind, muss Angaben enthalten, die das
Auffinden der Daten ermoglichen.

Der Antrag kann beschrinkt werden auf Auskunft {iber

1. die zur Person des Betroffenen gespeicherten Daten
oder
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2. die Herkunft dieser Daten oder

3. die Empfanger oder Kategorien von Empfangern, an
die die Daten weitergegeben worden sind oder

4. den Zweck, zu dem diese Daten gespeichert sind.

Vorbehaltlich der Regelung in § 13 Abs. 3 KDO wird die
Auskunft in dem beantragten Umfang von der verantwortli-
chen Stelle (§ 2 Abs. 8 KDO) schriftlich erteilt.

Wenn die Erteilung der beantragten Auskunft gemaf3 § 13
Abs. 2 oder 3 KDO zu unterbleiben hat, so ist dies dem
Antragsteller schriftlich mitzuteilen. Die Versagung der
beantragten Auskunft soll begriindet werden. Fiir den Fall,
dass eine Begriindung gem. § 13 Abs. 4 KDO nicht erfor-
derlich ist, ist der Antragsteller darauf hinzuweisen, dass
er sich an den Didzesandatenschutzbeauftragten wenden
kann; die Anschrift des Didzesandatenschutzbeauftragten
ist ihm mitzuteilen.

Zu § 13 a KDO

Die Benachrichtigung des Betroffenen (§ 2 Abs. 1 KDO)
gem. § 13a Abs. 1 KDO erfolgt, soweit die Pflicht zur Be-
nachrichtigung nicht nach § 13a Abs. 2 und 3 entfillt,
schriftlich durch die verantwortliche Stelle.

Sie enthalt
1. die zur Person des Betroffenen gespeicherten Daten,
2. die Bezeichnung der verantwortlichen Stelle,

2. den Zweck, zu dem die Daten erhoben, verarbeitet
oder genutzt werden,

3. die Empfinger oder Kategorien von Empfingern, so-
weit der Betroffene nicht mit der Ubermittlung an die-
se rechnen muss.
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VIII.Zu § 14 KDO
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Der Betroffene (§ 2 Abs. 1 KDO) kann schriftlich bean-
tragen, ihn betreffende personenbezogene Daten zu berich-
tigen oder zu l6schen. Der Antrag ist schriftlich an die Stel-
len gem. § 1 Abs. 2 Nr. 2 und 3, im Falle des § 1 Abs. 2
Nr. 1 an das Bistum zu richten.

In dem Antrag auf Berichtigung sind die Daten zu bezeich-
nen, deren Unrichtigkeit behauptet wird. Der Antrag muss
Angaben iiber die Umstidnde enthalten, aus denen sich die
Unrichtigkeit der Daten ergibt.

In dem Antrag auf Loschung sind die personenbezogenen
Daten zu bezeichnen, deren Speicherung fiir unzuléssig ge-
halten wird. Der Antrag muss Angaben iiber die Umsténde
enthalten, aus denen sich die Unzuléssigkeit der Speiche-
rung ergibt.

Die zustdndige Stelle entscheidet schriftlich iiber Antrige
gem. Abs. 1. Die Entscheidung ist dem Antragsteller be-
kannt zu geben. Im Falle des § 14 Abs. 7 KDO sind ihm die
Stellen anzugeben, die von der Berichtigung, Loschung
oder Sperrung verstindigt worden sind. Ist eine Verstindi-
gung aufgrund des § 14 Abs. 7 KDO unterblieben, sind
dem Antragsteller die Griinde dafiir mitzuteilen.

Der Widerspruch gemdl3 § 14 Abs. 5 KDO ist schriftlich
oder zur Niederschrift bei der verantwortlichen Stelle (§ 2
Abs. 8 KDO) einzulegen. Die Umstédnde, aus denen sich
das schutzwiirdige Interesse des Betroffenen wegen seiner
besonderen personlichen Situation ergibt, sind von dem Be-
troffenen darzulegen. Die verantwortliche Stelle entschei-
det tiber den Widerspruch in geeigneter Form. Die Ent-
scheidung ist dem Betroffenen bekannt zu geben.
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Anlagen

1. Zu Abschnitt I. KDO-DVO (§ 3 a KDO Meldung von
Verfahren automatisierter Verarbeitungen)

Die Notwendigkeit fiir die in den nachfolgenden Formularen
(Muster 1 und Muster 2) geforderten Angaben ergibt sich aus
§ 3a KDO. Fiir jedes automatisierte Verfahren einer verant-
wortlichen Stelle fiillt der Rechtstriger (§ 1 Abs. 2 KDO) ein
Formular nach Muster 1 und Muster 2 aus.
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Muster 1
Allgemeine Angaben (§ 3a Abs.2 Nr. 1 und Nr. 2 KDO)

1. Name und Anschrift

1.1 des Rechtstrigers (§ 1 Abs. 2 KDO) (z. B. Kirchen-
gemeinde)

1.2 der verantwortlichen Stelle (jede Person oder Stelle,
die personenbezogene Daten fiir sich selbst erhebt, ver-
arbeitet oder nutzt oder dies durch andere im Auftrag
vornehmen lésst [§ 2 Abs. 8 KDOJ]) (z. B. Kindergar-
ten der Kirchengemeinde)

2. Vertretung der verantwortlichen Stelle

2.1 der nach der Verfassung (Statut, Geschéftsordnung, Sat-
zung) berufene Leiter der verantwortlichen Stelle (z. B.
Leiterin des Kindergartens der Kirchengemeinde)

2.2 mit der Leitung der Datenverarbeitung in der verant-
wortlichen Stelle beauftragte Personen (z. B. beauf-
tragte Gruppenleiterin im Kindergarten der Kirchen-
gemeinde)

Besondere Angaben (§ 3a Abs.2 Nr. 3 bis Nr. 7 KDO)

3. Zweckbestimmung der Datenerhebung, -verarbeitung oder
-nutzung (z. B. Mitglieder- und Bestandspflege)

4. Betroffene Personengruppen und Daten oder Datenkategorien

4.1 Beschreibung der betroffenen Personengruppen
(z. B. Arbeitnehmer, Gemeindemitglieder, Patienten
usw.)
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4.2 Beschreibung der diesbeziiglichen Daten oder Daten-
kategorien (Mit ,, Daten* sind ,, personenbezogene Da-
ten“i. S.d §2 Abs. 1 KDO gemeint, wie z. B. Name,
Anschrift,  Geburtsdatum,  Religionszugehdrigkeit.
Grundsdtzlich reicht jedoch die Angabe von Datenka-
tegorien, z. B. Personaldaten, aus. So genannte ,, be-
sondere Arten personenbezogener Daten* (vgl. § 2
Abs. 10 KDO) sind entsprechend anzugeben.)

5. Empfinger oder Kategorien von Empféngern, denen die Da-
ten mitgeteilt werden konnen (jede Person oder Stelle, die
Daten erhélt [§ 2 Abs. 9 KDO)) (z. B. Behorden, kirchliche
Stellen, Versicherungen, drztliches Personal usw.).

6. Regelfristen flir die Loschung der Daten

7. Geplante Dateniibermittlung ins Ausland

Ort, Datum, Unterschrift
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Muster 2

Allgemeine Angaben (§ 3a Abs.2 Nr. 1 und Nr. 2 KDO)

1. Name und Anschrift

1.1 des Rechtstragers (§ 1 Abs. 2 KDO) (z. B. Kirchenge-
meinde)

1.2 der verantwortlichen Stelle (jede Person oder Stelle,
die personenbezogene Daten fiir sich selbst erhebt,
verarbeitet oder nutzt oder dies durch andere im Auf-
trag vornehmen lasst [§ 2 Abs. 8 KDOJ]) (z. B. Kinder-
garten der Kirchengemeinde)

2. Vertretung der verantwortlichen Stelle

2.1 der nach der Verfassung (Statut, Geschiftsordnung,
Satzung) berufene Leiter der verantwortlichen Stelle
(z. B. Leiterin des Kindergartens der Kirchengemeinde)

2.2 mit der Leitung der Datenverarbeitung in der verant-
wortlichen Stelle beauftragte Personen (z. B. beauf-
tragte Gruppenleiterin im Kindergarten der Kirchen-
gemeinde)

Besondere Angaben (§ 3a Abs.2 Nr. 8 und Nr. 9 KDO)

3. MaBnahmen zur Gewdhrleistung der Sicherheit der Verar-
beitung (z. B. Konfigurationsiibersicht, Netzwerkstruktur,
Betriebs- und Anwendungssoftware, spezielle Sicherungs-
software usw.)

4. Zugriffsberechtigte Personen

Ort, Datum, Unterschrift
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2. Zu Abschnitt III. KDO-DVO ( § 4 Satz 2 KDO)
Verpflichtungserkliarung
Ich verpflichte mich,

1. die Anordnung iiber den kirchlichen Datenschutz — KDO —
des Bistums ........... vom ....... sowie die anderen fiir meine
Tétigkeit geltenden Datenschutzregelungen einschlieBlich
der zu ihrer Durchfiihrung ergangenen Bestimmungen sorg-
féltig einzuhalten und bestdtige, dass ich auf die wesentli-
chen Grundsitze der fiir meine Tétigkeit geltenden Bestim-
mungen hingewiesen wurde. Ich wurde ferner darauf hinge-
wiesen, dass die KDO und die Texte der iibrigen fiir meine
Tétigkeit geltenden Datenschutzvorschriften bei ...... einge-
sehen und auch fiir kurze Zeit ausgeliechen werden kénnen,

2. das Datengeheimnis auch nach Beendigung meiner Tatig-
keit zu beachten.

Ich bin dariiber belehrt worden, dass ein Verstof3 gegen das Da-
tengeheimnis gleichzeitig einen Verstofl gegen die Schweige-
pflicht darstellt, der disziplinarrechtliche beziehungsweise ar-
beitsrechtliche/rechtliche Folgen haben kann.

Diese Erkldrung wird zu den Akten genommen.

Vor- und Zuname, Anschrift

Ort, Datum, Unterschrift
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4. Einfuhrung in die KDO

(Rechtsanwalt Gerhard Hammer)

Datenschutz
in der Katholischen Kirche/in der Caritas und
in den Katholischen Orden und Gemeinschaften
nach Inkrafttreten der neuen
Anordnung iiber den kirchlichen Datenschutz (KDO)
von 2003

von Rechtsanwalt Gerhard Hammer

Eltville/Limburg

Geschiftsfiihrer der Kommission
fiir Meldewesen und Datenschutz des VDD
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A. Einleitung

Das Verwaltungshandeln in der katholischen Kirche war bereits
in der Vergangenheit immer beherrscht von dem Grundsatz
der besonderen Amtsverschwiegenheit. Diesem Grundsatz
liegt der Gedanke zugrunde, dass die Geheimhaltung kirchli-
cher Daten, die mit seelsorgerischen Erkenntnissen verbunden
sein konnen, die Regel sein muss und diese nur im Ausnahme-
fall zur Einsichtnahme Dritten iibermittelt werden konnen. Da-
bei entspricht es dem iiberkommenen kirchlichen Selbstver-
stindnis zum Umgang mit personlichen Daten, selbst dem Be-
troffenen gegeniiber Auskunft nur zu erteilen, soweit der Ver-
trauensschutz Dritter, das allgemeine kirchliche Interesse oder
spezifische kirchliche Bestimmungen oder Interessen dem nicht
entgegenstehen.

Dies ist letztlich Folge des Gedankens des Schutzes der eige-
nen Intimsphire, der bereits in den cc. 220, 223 sowie 983 und
984 des Codex Juris Canonici von 1983 formuliert wurde.

Die Entwicklung der Informationstechnik mit weltweiter Ver-
netzung und Dateniibermittlung und immer neuen Formen der
elektronischen Kommunikation ist in den letzten 30 Jahren so
rasant vorangeschritten, dass sich der Bundesgesetzgeber und
auch die jeweiligen Landesgesetzgeber zu gesetzlichen Rege-
lungen des Datenschutzes veranlasst sahen.

Spétestens seitdem der Erste Senat des Bundesverfassungsge-
richtes mit Urteil vom 15.12.1983 in dem so genannten Volks-
zahlungsurteil den Schutz von persdnlichen Daten als Teil des
allgemeinen Personlichkeitsrechts erkannt hat, bestand weiterer
Handlungsbedarf.

Nach der europiischen Datenschutzrichtlinie 95/46/EG vom
24.10.1995 (EG-Datenschutzrichtlinie), die fiir den ganzen
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europdischen Wirtschaftsraum einheitliche Datenschutzstan-
dards gesichert hat, miissen die Datenschutzgesetze dazu beitra-
gen, das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung zu
verwirklichen.

Die verfassten Kirchen (insbesondere die Katholische Kirche
und die Evangelischen Kirchen) verwenden nicht nur eine Viel-
zahl von Daten, die sie selbst von ihren Mitgliedern oder den
von ihnen betreuten Personen erhoben haben. Vielmehr werden
thnen auch zahlreiche Daten vom Staat aufgrund gesetzlicher
Erméchtigungen zur Verfiigung gestellt.

Dabei fordert der Staat von den Kirchen, dass bei diesen sicher-
gestellt ist, dass ,,gleichwertige” oder ,,ausreichende” Daten-
schutzmaBnahmen vorliegen (vgl. fiir Hessen: § 35 hess. Daten-
schutzG und im Bund: § 15 Abs. 4 BDSG).

Obwohl die Katholischen Bistiimer in erster Linie Daten von
Stellen der Kommunal- und Landesverwaltung erhalten, fiir die
vor der Ubermittlung die jeweiligen unterschiedlichen (Landes-)
Datenschutzgesetze gelten, haben sie dennoch auf das Bundes-
datenschutzgesetz als Orientierung zuriickgegriffen, weil die
Bistiimer meist ldnderiibergreifende Grenzen haben und aus
Griinden der Rechtseinheit in allen Bistiimern der Katholi-
schen Kirche eine bundeseinheitliche Datenschutzregelung an-
strebten.

Mit der Neufassung der Anordnung iiber den Kirchlichen Da-
tenschutz (KDO) haben die Bischéfe der Bundesrepublik
Deutschland die Anpassung des Datenschutzes in ihren Bistii-
mern an die gednderte Gesetzeslage vollzogen, die mit dem In-
krafttreten des novellierten Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG)
vom 20.12.2001 (BGBL. I S. 3926) in der Fassung der Neu-
bekanntmachung vom 14.01.2003 (BGBL. I S. 66) entstanden
ist.
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Die Bischofe haben dabei jedoch nicht alle Neuerungen des
BDSG pauschal iibernommen, sondern aufgrund des Rechtes
der Katholischen Kirche, ihre Angelegenheiten selbst zu regeln,
eine eigene Datenschutzordnung, diec Anordnung iiber den
kirchlichen Datenschutz (KDO) erlassen, die den besonderen
kirchlichen Anliegen innerhalb des kirchlichen Datenschutzes
Rechnung tragen soll.

Dies kommt insbesondere in der Priambel der KDO zum
Ausdruck.

Ferner nimmt der jeweilige Ortsbischof dieses Recht nicht nur
fiir sich und seine verfasste (Teil-) Kirche in Anspruch, sondern
auch fiir die selbststdndigen, zum Teil in privatrechtlicher Form
organisierten kirchlichen Einrichtungen.

Darunter fallen auch die Orden bischoflichen Rechts.

Die Bischofe stiitzen sich dabei auf die Rechtssprechung des
Bundesverfassungsgerichtes wonach die Zugehdrigkeit zur Kir-
che nicht davon abhéngt, ob die Einrichtung unmittelbar Teil
der verfassten Kirche ist. Voraussetzung ist vielmehr, ob die
Einrichtung einen kirchlichen Auftrag hat und organisatorisch
in das Wirken der Kirche eingebunden ist (vgl. auch BVerfGE
70, 138, 165 = KirchE 23, 105, 110 m.w.N.).

Mit der Einbeziehung auch der privatrechtlich organisierten
Einrichtungen der Kirchen machen die Bischofe deutlich, dass
diese trotz ihrer privatrechtlichen Rechtsform Stellen der 6ffent-
lich-rechtlichen Religionsgesellschaft (des jeweiligen Bistums)
sind und bleiben.

Kirchliche Einrichtungen, insbesondere in privatrechtlicher
Rechtsform, die sich dem Staat und dem Bischof gegeniiber auf
die (kirchliche) Autonomie berufen wollen, konnen sich mit
dieser Argumentation aber keinen datenschutzrechtlichen Frei-
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raum schaffen und fallen grundsétzlich unter die Datenschutz-
regelung der Kirche zu der sie gehoren.

Einrichtungen, die sich selbst als kirchliche Einrichtung ver-
stehen sind daher gehalten, die KDO fiir ihren Bereich rechts-
verbindlich anzuwenden.

Hinsichtlich der Orden (und der geistlichen Gemeinschaften)
gelten folgende Besonderheiten:

Zunichst muss unterschieden werden, ob es sich im konkreten
Fall um einen Orden oder um eine kirchliche Gemeinschaft
handelt, die bischoflichem Recht oder pépstlichem Recht
unterliegt:

- Fiir die Orden bischoflichen Rechts, soweit in diesen Fallen
eine bischofliche Aufsichts- und Eingriffsmoglichkeit be-
steht, sind sie als Stellen der 6ffentlich-rechtlichen Religi-
onsgesellschaft anzusehen.

- Bei den Orden pépstlichen Rechts ist die Lage anders. Hier
muss die zustdndige Ordensleitung ausdriicklich die Anord-
nung tiber den kirchlichen Datenschutz als eigenes Recht er-
klaren. Hierzu wurde die Ordens-KDO von den ,,Ordens-
dachorganisationen®, der Mitgliederversammlung der VOD
am 11.06.2003 und der Mitgliederversammlung der VDO
und VOB am 30.06.2003 beschlossen.

Aus Beweisfiihrungsgriinden sollte die Geltung der KDO fiir
selbstindige kirchliche Einrichtungen in Zweifelsfdllen immer
in einem formlichen Beschluss und gegebenenfalls in einem
Protokoll niedergelegt sein.

Hinsichtlich der Orden wird bei der Vereinigung Deutscher Or-
densobern (VDO) ein Register gefiihrt.
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B. Die Anordnung liber den kirchlichen
Datenschutz - KDO von 2003 -

1. Die KDO

Als Folge des kirchlichen Selbstbestimmungsrechtes gem. Ar-
tikel 137 Absatz 3 der Weimarer Reichsverfassung vom
11.08.1919 (WRYV) in Verbindung mit Artikel 140 Grundge-
setz (GG) gibt die (Ordens-)KDO der verfassten Kirche (Bis-
tiimern, Kirchengemeinden, Kirchenstiftungen und Kirchenge-
meindeverbinde), ihren Korperschaften, Stiftungen, Anstalten,
Werken, Einrichtungen und sonstigen kirchlichen Rechtstré-
gern einschlieBlich der Caritasverbande, ihrer Untergliederun-
gen und ihrer Fachverbidnde sowie den kirchlichen Orden und
Gemeinschaften einen Rahmen, in dem sie ihre Aufgaben un-
ter Beachtung des Personlichkeitsrechtes Dritter wahrnehmen
konnen.

Sie unterstehen damit unmittelbar einem eigenen, kirchlichen
Didzesandatenschutzbeauftragten, dem Ordensdatenschutzbe-
auftragten (bei Orden pépstlichen Rechts) oder, bei den Orden
bischoflichen Rechts, dem Datenschutzbeauftragten des so ge-
nannten ,,Belegenheitsbistums®, also dem dortigen Didzesan-
datenschutzbeauftragten.

Orden und Gemeinschaften bischéflichen Rechts mit Nieder-
lassungen in verschiedenen Bistiimern miissten pragmatisch
kliaren (lassen), ob sie einem Datenschutzbeauftragten unterste-
hen oder ob dies von dem jeweiligen Didzesandatenschutzbe-
auftragten des Belegenheitsbistums der Ordensniederlassung
wahrgenommen werden kann.

Die Staatskirchenrechtskommission des VDD hat hierzu 1995/
1996 folgende Empfehlung abgegeben:
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Fir Einrichtungen eines mehrdidzesanen oder iiberdiozesanen
Rechtstriagers gilt der Rechtssetzungsakt des Didzesanbischofs,
in dessen Diozese sich der Sitz der Hauptniederlassung (Haupt-
sitz) befindet. Abweichend von diesem Grundsatz kann der Di6-
zesanbischof, in dessen Didzese sich die Einrichtung befindet, im
Einvernehmen mit dem Didzesanbischof des Hauptsitzes bestim-
men, dass die didzesane Ordnung Anwendung findet oder er
kann eine Rechtsordnung eigens fiir den Rechtstréger erlassen.

2.  Sicherung des Personlichkeitsrechts durch die KDO
(Ordens-KDO)

2.1 Das Ziel des Datenschutzes

Gesetzesbestimmungen: § 1 KDO, Art. 1 und 2 GG, cc. 220 ff.
CIC

Ziel des Datenschutzes ist es, den Menschen vor Gefidhrdungen
durch nachteilige Folgen der Datenverarbeitung zu schiitzen.

Die Anordnung tiber den kirchlichen Datenschutz umschreibt
ihre Zweckbestimmung in § 1 Absatz 1 KDO wie folgt:

., Zweck dieser Anordnung ist es, den Einzelnen davor zu schiit-
zen, dass er durch den Umgang mit seinen personenbezogenen
Daten in seinem Personlichkeitsrecht beeintrdchtigt wird.

Den gleichen Zweck verfolgen Datenschutzvorschriften in an-
deren Gesetzen (z. B. § 1 Abs. 1 BDSG, § 30 Abgabenordnung
— Steuergeheimnis — oder besondere Bestimmungen in den So-
zialgesetzbiichern).

Das Personlichkeitsrecht wird abgeleitet aus den Grundrechten
der Verfassung.
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., Die Wiirde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und
zu schiitzen ist die Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. *
(Artikel 1 Absatz 1 Grundgesetz) und

,,Jeder hat das Recht auf freie Entfaltung seiner Personlichkeit,
soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die

verfassungsmdfige Ordnung und das Sittengesetz verstofit.
(Artikel 2 Absatz 1 Grundgesetz)

Diese Verfassungsartikel sind auch Grundlage des kirchlichen
Datenschutzes, wobei — wie bereits oben erwidhnt — auch der
CIC, der Kodex des Kanonischen Rechtes von 1983, von Be-
deutung ist. Dort heif3t es:

., Niemandem ist es erlaubt, den guten Rufen, den jemand hat,
rechtswidrig zu schédigen und das Recht irgendeiner Person auf
Schutz der eigenen Intimsphdre zu verletzen.  (can. 220 CIC)

., Das Beichtgeheimnis ist unverletzlich; dem Beichtvater ist da-
her streng verboten, den Ponitenten durch Worte oder auf ir-
gendeine andere Weise oder aus irgendeinem Grund irgendwie
zu verraten.

Zur Wahrung des Geheimnissen sind auch, falls beteiligt, der
Dolmetscher und alle anderen verpflichtet, die auf irgendeine
Weise aus der Beichte zur Kenntnis von Siinden gelangt sind. “
(can. 983 § 1 und § 2 CIC)

Dariiber hinaus hat das Bundesverfassungsgericht dazu im so
genannten Volkszdhlungsurteil vom 15.12.1983 folgendes fest-
gestellt:
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,Das Grundrecht gewdhrleistet insoweit die Befugnis des Ein-
zelnen, grundsdtzlich selbst iiber die Preisgabe und Verwen-
dung seiner personlichen Daten zu bestimmen. “

Zur Begriindung fiihrt das Gericht aus:

» Wer nicht mit hinreichender Sicherheit iiberschauen kann,
welche ihn betreffenden Informationen in bestimmten Berei-
chen seiner sozialen Umwelt bekannt sind, und wer das Wis-
sen moglicher Kommunikationspartner nicht einigermafen
abzuschiitzen vermag, kann in seiner Freiheit wesentlich ge-
hemmt werden, aus eigener Selbstbestimmung zu planen oder
zu entscheiden. Mit dem Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung wiiren eine Gesellschaftsordnung und eine diese er-
maoglichende Rechtsordnung nicht vereinbar, in der Biirger
nicht mehr wissen konnen, wer was wann und bei welcher
Gelegenheit iiber sie weifs. Wer unsicher ist, ob abweichende
Verhaltensweisen jederzeit notiert und als Information dauer-
haft gespeichert, verwendet oder weitergegeben werden, wird
versuchen, nicht durch solche Verhaltensweisen aufzufallen. “

Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung soll dem Ein-
zelnen ermdglichen, sich seine Privatsphire zu erhalten, und zu
verhindern, dass er deshalb in zunehmender Abhingigkeit von
Stellen in Staat, Wirtschaft und Verwaltung gerit, weil diese
immer mehr von ihm wissen.

Allerdings braucht der moderne Rechts- und Sozialstaat und
auch die Kirche in groBem Umfang personenbezogene Daten,
um seine/ihre vielfaltigen Aufgaben fachlich richtig und gerecht
erfiilllen zu konnen.

So konnen zum Beispiel im staatlichen Bereich Sozialdimter,
Schulen, Kindergirten, Steuerbehdrden und die Polizei ihre



64

Aufgaben nicht ordentlich erfiillen, wenn sie allein auf die frei-
willige Mitwirkung der Menschen angewiesen wiren.

Die Kirchengemeinden kdnnen nicht zu Seniorennachmittagen
oder zur Kinderkatechese einladen, wenn sie nicht bestimmte
Altersgruppen aus den Meldedaten auswiahlen kdnnen. Auch be-
treibt die Kirche Schulen, Kindergérten, Krankenhduser und an-
dere soziale Einrichtungen, bei denen eine Vielzahl von perso-
nenbezogenen Daten erhoben, verarbeitet und genutzt werden.

Bei den Orden geht es auch um Daten, die sie {iber ihre Mitglie-
der oder derzeitige und ehemalige Zoglinge gespeichert haben.

Bei Gemeinschaften mit Tatigkeiten in den Bereichen Kinder-
garten, Schule/Hochschule, Internat, Hort, Tagesheim, Jugend-
fiirsorge, etc. werden verschiedene personenbezogene Daten an-
fallen, um Abrechnungen und sonstige Verwaltungsaufgaben
damit vor zu nehmen.

Auch werden Daten von Patienten und zu betreuenden Personen
bei Gemeinschaften mit Tétigkeiten in den Bereichen Kranken-
haus, Alten- und Behindertenpflege, Behindertenwerkstitten,
etc. gespeichert.

SchlieBlich werden Daten von Spendern und Wohltitern,
Freunden und Forderern und nicht zu vergessen: Kundendaten
und Firmendaten bei wirtschaftlichen Geschiftsbetrieben von
Orden, Gemeinschaften und Klostern erhoben, verarbeitet und
genutzt.

Teilweise gibt es die (gesetzliche) Verpflichtung diese Daten
zu speichern und aktuell zu halten.
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Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung kann deshalb
nicht schrankenlos sein. Das hat auch das Bundesverfassungs-
gericht festgestellt, zugleich aber eindeutige Grenzen fiir Ein-
schrinkungen dieses Rechts bestimmt:

Einschriankungen des Rechts auf informationelle Selbstbestim-
mung sind nur aufgrund eines Gesetzes zuldssig.

Das Gesetz muss

- im tiberwiegenden Allgemeininteresse erforderlich sein,

- die Voraussetzung fiir die Einschrinkung des Grundrechts
und dessen Umfang fiir den Biirger erkennbar regeln, also
dem Gebot der Normklarheit entsprechen und

- den Grundsatz der VerhéltnismifBigkeit beachten.

Wenn Gesetze in das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung des Einzelnen eingreifen, muss der Gesetzgeber folgende
Punkte beachten:

- Nur das erforderliche Minimum an Daten darf verlangt wer-
den,

- die Daten diirfen grundsitzlich nur fiir den Zweck verwen-
det werden, fiir den sie erhoben oder erfasst wurden.

- Der Gesetzgeber muss durch ergédnzende Vorkehrungen da-
fiir sorgen, dass auch bei der Organisation und beim Verfah-
ren des Umgangs mit personenbezogenen Daten auf die
Rechte des Einzelnen Riicksicht genommen wird (z. B.
durch Mitwirkungs- und Kontrollrechte).

Das Recht auf den Schutz personenbezogener Daten wurde
auch in Artikel 8 der Charta der Grundrechte der Europiischen
Union aufgenommen. Die Charta ist jedoch nicht rechtsverbind-
licher Bestandteil der europdischen Vertrége.
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Die Richtlinie 95/46/EG des Européischen Parlaments und des
Rates vom 24.10.1995 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Daten-
verkehr gibt in Artikel 1 Absatz 1 den Mitgliedstaaten vor, nach
den Bestimmungen der Richtlinie den Schutz der Grundrechte
und Grundfreiheiten und insbesondere den Schutz der Privat-
sphére natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten zu gewihrleisten.

Die Novellierung des Bundesdatenschutzgesetzes im Jahre
2001 (in der Fassung von 2003) diente unter anderem der Um-
setzung der Richtlinie in deutsches Recht.

Wie oben bereits schon erwédhnt haben die deutschen Bischofe
auf das Bundesdatenschutzgesetz als Orientierung zuriickgegrif-
fen und die einzelnen Formulierungen unter Beriicksichtigung
von kirchlichen Besonderheiten iibernommen.

2.2 Rahmenbedingungen fiir einen wirksamen
Datenschutz

Die KDO stellt allgemeine datenschutzrechtliche Grundregeln
auf. Diese Grundregeln passen allerdings nicht iiberall und sie
sind nicht {iberall ausreichend.

Man braucht nur etwa an die verschiedenen Bereiche denken,
bei denen die verfasste Kirche, ihre privatrechtlich organisierten
kirchlichen Einrichtungen oder Orden und christliche Gemein-
schaften beispielsweise im Gesundheitswesen arbeiten. So ha-
ben beispielsweise die Arbeitsgemeinschaft der Katholischen
Krankenhduser in Hessen, Rheinland-Pfalz und dem Saarland
eine Ordnung zum Schutz von Patientendaten in Katholischen
Krankenhdusern entwickelt, die von den verschiedenen Bistii-
mern in Kraft gesetzt worden sind. Ferner gibt es Spezialrege-
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lungen in anderen Gesetzen wie z. B. dem Sozialgesetzbuch,
dem Melderechtsrahmengesetz, aber auch in der Abgabenord-
nung.

Manche Bistiimer haben als Trdger von Schulen auch Daten-
schutzbestimmungen fiir ihre Schulen erlassen.

Diese so genannten bereichsspezifischen Regelungen gehen
der KDO vor, so wie die bereichsspezifischen Regelungen im
staatlichen Bereich dem Bundes- und den Landes-Datenschutz-
gesetzen vorgehen.

Es ist daher notwendige Konsequenz, dass die Kirche beispiels-
weise hinsichtlich des Melderechtsrahmengesetzes eine eigene
Anordnung iiber das kirchliche Meldewesen entwickelt oder im
Bereich des Sozialgesetzbuches eigene Regelungen trifft, bezie-
hungsweise getroffen hat.

SchlieBlich haben die Bischofe zum Schutz des Schrift- und
Dokumentationsgutes ihres Verantwortungsbereiches noch An-
ordnungen iiber die Sicherung und Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche in ithrem (Erz-) Bistum erlassen, in denen
Nutzungsvoraussetzungen, Sperrfristen und Zugangsberechti-
gungen geregelt sind.

Die bereichsspezifischen Regelungen reichen aber in einer ver-
netzten Welt mit einer rasanten Entwicklung im Bereich der In-
formationstechnologie, in der iiberall Daten gesammelt werden,
nicht immer aus.

Nach Einschitzung vieler muss der rechtliche Rahmen zwar
sein, es miissen aber noch eine Vielzahl verschiedenster Malf3-
nahmen hinzukommen.
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So miissen MaBnahmen der rechtsausfiillenden Selbstregu-
lierung durch die Anwender, Selbstschutzvorkehrungen des
Einzelnen, vor allem aber der Einsatz datenvermeidender
und datensparsamer Technik ineinander greifen.

Die KDO trédgt zur Sicherung des Datenschutzes bei, in dem sie
Regelungen fiir den Umgang mit personenbezogenen Daten
aufstellt.

Dabei geht die KDO davon aus, dass jegliche Verarbeitung von
personenbezogenen Daten einer ausdriicklichen Erlaubnis bedarf,

- sel es lber ein Gesetz oder
- uber eine ausdriicklich erteilte Einwilligung des Einzelnen.

Sie enthélt Schutzregelungen fiir das informelle Selbstbestim-
mungsrecht beziiglich der Datenverarbeitung, die die Datenver-
arbeiter und Anwender zu beachten haben.

Diese begriinden spiegelbildlich auch die Rechte der von der
Datenverarbeitung betroffenen Biirgerinnen und Biirger.

Die KDO verpflichtet die Datenverarbeiter also von vorn her-
ein, die rechtlichen ,,Spielregeln* der Datenverarbeitung zu be-
achten, die Betroffenen in bestimmten Féllen zu informieren
und zu benachrichtigen.

Sie weist aber auch den Betroffenen eine Reihe von Rechten
ausdriicklich zu.

Dabei setzt die KDO bereits bei der Vorbeugung an. Vorran-
giges Ziel des Datenschutzes ist es, eine Gefdhrdung des Per-
sonlichkeitsrechts des Einzelnen von vornherein zu verhindern,
durch Aufstellen von Regeln und die Nutzbarmachung der
Technik.
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,Datenschutzfreundliche Technik* soll eingesetzt werden, um
moglichst ohne personenbezogene Daten, oder — wo das nicht
moglich ist — mit so wenig wie moglich personenbezogenen
Daten auszukommen.

Riesige Datenmengen sollen erst gar nicht entstehen.

Die technischen und organisatorischen Maflnahmen, die nach
§ 6 KDO und seiner dazu ergangenen Anlage zu treffen sind,
sollen dann die Datenverarbeitung iiber Organisationen und
Einsatz von Technik sichern.

Eine besonders wichtige Rolle haben auch die Datenschutzbe-
auftragten inne. lhre Aufgabe ist es, auf die Sicherung des
Datenschutzes hinzuwirken. Sie sind wichtige Ansprechpartner
fiir Betroffene sowie fiir die Beschiftigten ihrer Organisationen.

Die neue KDO ermdéglicht im Zusammenwirken von Verwal-
tung und Datenschutzbeauftragten neue Perspektiven fiir selbst
regulierte SchutzmafBnahmen im Datenschutz.

2.3 Der Anwendungsbereich der KDO
Gesetzesbestimmung: § 1 Abs. 2 KDO

Die KDO gilt uneingeschriankt fiir die in Absatz 2 genannten
Stellen.

Auch die (Ordens-)KDO trifft hier eine klare Aussage. Sie gilt
fiir die Ordensgemeinschaften und Kloster papstlichen Rechts.

Die KDO gilt aber nur, soweit es keine besonderen kirchlichen
oder staatlichen Rechtsvorschriften gibt, die auf personenbezo-
gene Daten einschlieBlich der Verdffentlichung anzuwenden
sind. Auch die Verpflichtung zur Wahrung des Beicht-/Seelsor-
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gegeheimnisses, andere gesetzliche Geheimhaltungspflichten
oder von anderen Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen,
die auf gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleiben unberiihrt.
Hierunter fallen beispielsweise die oben bereits angesprochenen
Bestimmungen im Codex Juris Canonici (CIC) zum Beichtge-
heimnis, hierunter fallt auch das Steuergeheimnis, dass in § 30
Abgabenordnung (AO) eine besondere Regelung erfahrt.

Wichtig ist, dass die KDO auch fiir Daten in Akten und anderen
Unterlagen gilt. Allerdings sind die kirchlichen Geheimakten
davon ausgenommen. Diese werden aber besonders geschiitzt
und diirfen nur von einer duflerst begrenzten Anzahl von Perso-
nen eingesehen werden.

2.4 Verbot mit Erlaubnisvorbehalt
Gesetzesbestimmungen: § 9 und § 10 KDO

Fiir die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezoge-
ner Daten gilt als allgemeiner Grundsatz ein so genanntes Ver-
bot mit Erlaubnisvorbehalt. Das heift:

Grundsitzlich ist verboten, was nicht ausdriicklich erlaubt
ist!

Das bedeutet, die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von
Daten sind verboten, es sei denn,

- sie sind durch die KDO oder eine andere Rechtsvorschrift
ausdriicklich erlaubt oder angeordnet
- oder der Betroffene hat dazu seine Einwilligung erklart.

Wenn eine Rechtsvorschrift den Umgang mit personenbezoge-
nen Daten ausdriicklich erlaubt oder sogar anordnet, kommt es
auf die Einwilligung des Betroffenen nicht an.
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Soll eine Einwilligung Grundlage fiir eine Erhebung, Verarbei-
tung oder Nutzung sein, ist zu beachten:

- die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht we-
gen besonderen Umsténden eine andere Form angemessen
ist,

- der Betroffene ist vorher iiber die Tragweite seiner Ein-
willigung aufzukliren (z. B. iiber den Zweck der Erhe-
bung, Verarbeitung oder Nutzung); soweit nach den Um-
stinden des Einzelfalles erforderlich oder auf Verlangen ist
er auch dariiber zu informieren, was geschieht, wenn er
nicht einwilligt (z. B. das Anspriiche verloren gehen kon-
nen).

Die Einwilligung muss auf der freien Entscheidung des Betrof-
fenen beruhen; d. h. sie muss frei von Zwang sein. In diesem
Zusammenhang ist auch zu berticksichtigen, ob sich der Betrof-
fene in einer besonderen Situation (z. B. Arbeitsverhéltnis) be-
findet oder ob aufgrund einer faktischen Situation (beispiels-
weise Monopolstellung desjenigen, der die Einwilligung einho-
len will) ein Zwang besteht.

Bei der Verarbeitung besonderer Arten personenbezogener
Daten gem. § 9 Abs. 3 und § 10 Abs. 5 (Angaben iiber die
rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinung, religiose
und philosophische Uberzeugungen, Gewerkschaftszugehdrig-
keit, Gesundheit oder Sexualleben) muss sich die Einwilligung
ausdriicklich auf diese Daten beziehen. Nicht beziehen muss
sich die Einwilligung auf die (bloBe) Angabe der Zugehorigkeit
zu einer Kirche oder sonstigen Religionsgemeinschaft (§ 2 Abs.
10 Satz 2).

Bei dieser Regelung wurde insbesondere Artikel 140 GG in
Verbindung mit Artikel 136 Abs. 3 der Verfassung vom
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11.08.1919 — WRV — bedacht, wonach zwar niemand verpflich-
tet ist, seine religiose Uberzeugung zu offenbaren, aber die Zu-
gehorigkeit zu einer Religionsgemeinschaft erfragt werden darf.

2.5 Der Zweckbindungsgrundsatz
Gesetzesbestimmung: § 10 Abs. 2 KDO

Die Speicherung, Verdnderung und Nutzung personenbezoge-
ner Daten durch 6ffentliche Stellen ist zuldssig, wenn

- dies zur Erflillung der in der Zusténdigkeit der verantwortli-
chen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und

- sie fur die Zwecke erfolgt, fiir die die Daten erhoben wor-
den sind (falls keine Erhebung voranging: fiir die sie gespei-
chert worden sind). Hiermit wird der Zweckbindungs-
grundsatz angesprochen, d. h. das personenbezogene Daten
grundsétzlich nur zu den Zwecken verarbeitet werden diir-
fen, fiir die sie erhoben bzw. gespeichert worden sind.

Von diesem Grundsatz sieht das Gesetz aber eine Reihe von
zum Teil weit reichenden Ausnahmen vor.

Welche Ausnahmen von der Zweckbindung gibt es?

Die Verarbeitung personenbezogener Daten fiir einen anderen
Zwecke ist zuldssig, wenn

- eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraus-
setzt,

- der Betroffene eingewilligt hat,

- es offensichtlich im Interesse des Betroffenen liegt,

- Angaben des Betroffenen iiberpriift werden miissen, weil
begriindete Zweifel an ihrer Richtigkeit bestehen,
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- die Daten allgemein zugénglich sind, oder verdffentlich
werden diirfen (aber nicht, wenn das entgegen stehende
schutzwiirdige Interesse des Betroffenen offensichtlich
iiberwiegt),

oder wenn sie

- zur Gefahrenabwehr, oder zur Wahrung erheblicher Belas-
tungen des Gemeinwohls erforderlich ist,

- zur Verfolgung von Straftaten oder von Ordnungswidrigkei-
ten,

- zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeintrachtigung der
Rechte eines anderen oder

- zur Durchfiihrung wissenschaftlicher Forschung (nach ndher
bestimmten Voraussetzungen) und schlieflich erforderlich
ist.

- Oder der Auftrag der Kirche oder die Glaubwiirdigkeit
ihres Dienstes dies erfordert.

Diese Regelung soll den kirchlichen Besonderheiten Rechnung
tragen und es ermoglichen die von der Kirche definierten Be-
sonderheiten zu beriicksichtigen.

Dies gilt librigens auch fiir das Erheben besonderer Arten perso-
nenbezogener Daten geméll § 9 Abs. 5 Nr. 6 KDO (vgl. unten
2.6).

Fiir die zweckidndernde Verarbeitung oder Nutzung besonderer
Arten personenbezogener Daten gilt eine Sonderregelung. Unter
anderem ist danach eine Zweckdnderung zuldssig, wenn die Da-
ten fiir den geénderten Zweck erhoben werden diirfen. Sonderre-
gelungen gelten auch fiir eine zweckdndernde Verarbeitung von
besonderen personenbezogenen Daten zur Durchfiihrung wissen-
schaftlicher Forschung bzw. fiir Zwecke der Gesundheitsvorsor-
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ge, medizinische Diagnostik und weiteres (§ 10 Abs.2 Nr.9
KDO).

Auf der anderen Seite wird klargestellt, dass eine bestimmte
Verwendung von Daten nicht als Zweckédnderung anzusehen ist,
so die Verwendung fiir

- die Rechnungspriifung,

- die Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen,

- Organisationsuntersuchungen sowie

- Ausbildungs- und Priifungszwecke der speichernden Stelle,
aber nur, soweit nicht iiberwiegende schutzwiirdige Interes-
sen der Betroffenen entgegenstehen (z. B. bei personlichen
Angaben) (§ 10 Abs. 3 KDO).

Eine strikte Zweckbindung besteht fiir Daten, die ausschlieSlich
gespeichert werden zu Zwecken

- der Datenkontrolle,

- der Datensicherung,

- der Sicherung eines ordnungsgemilBen Betriebs einer Da-
tenverarbeitungsanlage oder

- der wissenschaftlichen Forschung.

Erforderlich ist stets eine Abwigung nach MalBigabe des Ge-
setzes zwischen den entgegenstehenden schutzwiirdigen
Interessen des Betroffenen und dem Interesse der verant-
wortlichen Stelle an der Zweckinderung.

2.6 Die Datenerhebung
Gesetzesbestimmungen: §§ 3, 8 und 9 KDO

Die Erhebung von Daten ist ebenfalls von den Zuléssigkeitsre-
gelungen fiir die Datenverarbeitung umfasst.
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Die Datenerhebung darf nur in dem erforderlichen Umfang er-
folgen.

Malfigebend fiir die Datenerhebung sind der Vertrag oder
die Geschiiftsbeziehung und dessen Zweck.

Die Datenerhebung kann auch erforderlich sein zur Wah-
rung berechtigter Interessen der verantwortlichen Stelle.
Hier darf kein Grund zu der Annahme bestehen, dass
schutzwiirdige Interessen des Betroffenen an dem Aus-
schluss der Verarbeitung oder Nutzung das Interesse der
verantwortlichen Stelle an der Datenerhebung iiberwiegen.

Auch wenn Daten allgemein zugiinglich sind oder verdf-
fentlicht werden diirfen, konnen sie flir eigene Geschéfts-
zwecke erhoben werden, es sei denn, schutzwiirdige Inter-
essen des Betroffenen wiirden gegeniiber den berechtigten
Interessen der verantwortlichen Stellen offensichtlich {iber-
wiegen.

Besondere Arten personenbezogener Daten (Angaben
iiber die rassische und ethnische Herkunft, politische Mei-
nung, religidse und philosophische Uberzeugung, Gewerk-
schaftszugehorigkeit, Gesundheit oder Sexualleben) diirfen
— ohne wirksame Einwilligung des Betroffenen — nur in
vom Gesetz abschlieend aufgefiihrten Ausnahmetillen er-
hoben werden.

Zum Beispiel gilt dies:

zum Schutz lebenswichtiger Interessen des Betroffenen oder
eines Dritten,

bei Daten, die der Betroffene offenkundig offentlich ge-
macht hat,
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- fiir wissenschaftliche Forschungszwecke nach Giiterabwa-
gung

- und in weiteren im einzelnen aufgefiihrten Ausnahmetatbe-
stdnden,

- wenn der Auftrag der Kirche oder die Glaubwiirdigkeit
ihres Dienstes dies erforderlich macht.

Bei der Datenverarbeitung wird héufig die Ausnahme greifen,
die das Erheben besonderer Arten personenbezogener Daten er-
laubt, soweit eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder aus
Griinden eines wichtigen offentlichen Interesses oder eines
kirchlichen Interesses dies zwingend erfordert.

Die Daten sind grundsitzlich beim Betroffenen zu erheben. Es
ist ihm mitzuteilen, zu welchem Zweck dies geschieht. Nur in
Ausnahmefillen diirfen die Daten bei anderen und ohne Kennt-
nis des Betroffenen erhoben werden.

Ist der Betroffene gegeniiber einer 6ffentlichen Stelle zur Aus-
kunft verpflichtet (z. B. bei amtlichen Statistiken oder Meldebe-
horden), so muss ihm gesagt werden, nach welchen Rechtsvor-
schriften das der Fall ist.

Er ist auch aufzukldren, wenn er ohne die von ihm verlangten
Auskiinfte seine Anspriiche nicht durchsetzen kann oder ithm
sonstige Rechtsvorteile entgehen.

Anderenfalls muss dem Betroffenen gesagt werden, dass die
Auskunft freiwillig ist.

Ausnahmen:

Ohne Mitwirkung des Betroffenen (z. B. durch Anfragen bei
Behorden oder anderen Stellen seien sie kirchlicher oder staatli-
cher Art) diirfen Daten nur erhoben werden, wenn
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eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraus-
setzt oder

die zu erfiillende Verwaltungsaufgabe ihrer Art nach ecine
Erhebung bei anderen Personen oder Stellen erforderlich
macht und keine Beeintrachtigung iiberwiegender schutz-
wirdiger Interessen des Betroffenen zu erwarten ist,

die Erhebung beim Betroffenen einen unverhiltnismifBig
hohen Aufwand zur Folge hitte (z. B. weil er schwer zu
finden ist) und auch hier keine Anhaltspunkte dafiir beste-
hen, dass schutzwiirdige Interessen des Betroffenen beein-
trachtigt werden.

Ob die befragte Stelle die erbetenen Daten iibermitteln darf,
muss diese aber besonders priifen.

Wenn die personenbezogenen Daten beim Betroffenen erhoben
werden, so muss er, wenn er nicht bereits auf andere Weise
Kenntnisse hat, informiert werden. Er hat Anspruch darauf zu
erfahren,

welche die verantwortliche Stelle ist, die die Daten erhoben
hat,

welche die Zweckbindung fiir die erhobenen Daten ist,

und ggf. auch, welche Kategorien von Empfiangern der Da-
ten sind, sofern er nach den Umstidnden des Einzelfalls nicht
mit einer Ubermittlung an diese rechnen muss.

Nur so ist gewiéhrleistet, dass der Betroffene seine Datenschutz-
rechte wahrnehmen kann.

Werden die Daten ohne Mitwirkung des Betroffenen erhoben,
so ist § 13a KDO anzuwenden.
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2.7 Die Ubermittlung von Daten
Gesetzesbestimmungen: §§ 11 und 12 KDO

Die KDO kennt unterschiedliche Regelungen je nach dem ob es
sich um eine Dateniibermittlung an kirchliche und 6ffentliche
Stellen handelt oder um eine Dateniibermittlung an nichtkirchli-
che und nichtoffentliche Stellen.

Eine besondere Regelung gilt fiir die Dateniibermittlung an eine
kirchliche oder 6ffentliche Stelle im Ausland.

Eine Dateniibermittlung an nichtkirchliche und nichtéffentliche
Stellen im Ausland ist nicht vorgesehen. Bei der Ubermittlung
personenbezogener Daten an dffentliche Stellen oder an kirchli-
che Stellen auBlerhalb des Geltungsbereiches der KDO ist die
Ubermittlung zuléssig, wenn

- es fiir die Aufgabenerfiillung der iibermittelnden Stelle oder
des Dritten an den die Daten {ibermittelt werden, erforder-
lich ist und

- der Verwendungszeck beim Dritten, an den die Daten {iber-
mittelt werden, gleich ist oder eine zulédssige Zweckénde-
rung vorliegt.

Wann ist die Ubermittlung ins Ausland zuliissig?
Gesetzesbestimmung: § 11 Abs. 4 KDO

Fiir die Datentibermittlung ins Ausland gilt eine besondere Re-
gelung. GemiB § 11 Abs. 4 KDO muss sichergestellt sein, dass
neben den Voraussetzungen in den Absétzen 1 bis 3 bei dem
Empfinger ausreichende DatenschutzmaBBinahmen getroffen
werden.
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Ob in einem Land ein angemessenes Datenschutzniveau be-
steht, kann festgestellt werden, durch die verantwortliche Stelle
selbst, die die Daten iibermitteln will, nach den Kriterien

- Art der Daten,

- Zweckbestimmung,

- Dauer der geplanten Verarbeitung,

- Herkunft und Bestimmungsland,

- fiir den Empfinger geltende Rechtsnormen,
- Standesregeln und Sicherheitsmalnahmen.

Dabei ist die Dateniibermittlung in ein Land innerhalb der euro-
pdischen Union und mit den anderen Vertragsdaten des Ab-
kommens iiber den europdischen Wirtschaftsraum prinzipiell
genauso zu behandeln wie der inldndische Wirtschaftsraum.

Ein Sonderweg wurde fiir den Datenverkehr mit den USA ge-
schaffen. Es handelt sich um die so genannten ,,Safe Harbor
Principles®, kurz ,,safe harbor* (,,sicherer Hafen*) genannt.

Die nach nationalem (deutschem) Recht zulédssige Dateniiber-
mittlung ist danach als Dateniibermittlung in die USA zuléssig,
sofern sich der dortige Empfanger freiwillig den Regelungen
von ,,safe harbor* unterworfen hat.

Diese Verfahrensweise konnte aber aufgrund der neueren
Rechtsprechung des EuGH in néchster Zeit durch gesetzgeberi-
sche MafBnahmen moglicherweise fiir die Zukunft abgeéndert
werden. Die weitere Entwicklung sollte daher beachtet werden.

Ausnahmen:

Dariiber hinaus kommt eine Ubermittlung an einen Drittstaat
auch im Rahmen weit reichender Ausnahmeregelungen unter
Umstdnden in Betracht. Bedeutsam ist auch die Genehmigung
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der Ubermittlung durch die zustindige Datenschutzaufsichtsbe-
horde gemél § 4c Abs. 2 BDSG.

Wie sich dies bei Orden und kirchlichen Gemeinschaften ver-
hilt, die Rechtsbeziehungen nach Afrika und Siidamerika oder
Asien unterhalten, kann von hier aus nicht abschlieSend beant-
wortet werden und miisste ggf. iber das Auswirtige Amt in Er-
fahrung gebracht werden.

Grundsitzlich ist es aber so, dass immer dann, wenn gleichwerti-
ge DatenschutzmaBnahmen beim Empfinger getroffen wurden,
und dies wird bei Ordensniederlassungen im Ausland in der
Regel anzunehmen sein, auch eine Ubermittlung zuléssig ist.

2.8 Die technischen und organisatorischen Mafinahmen
Gesetzesbestimmung: § 6 KDO

Ein sehr wichtiger, oft arbeits- und kostenintensiver Bereich des
Datenschutzes sind die technischen und organisatorischen Maf3-
nahmen fiir die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von per-
sonenbezogenen Daten, die getroffen werden miissen, damit
diese vor Missbrauch, Fehlern und Ungliicksfallen mdglichst si-
cher sind.

Welche Maflnahmen notwendig sind, hdngt nicht nur von der
Art der Daten ab, sondern ebenso von der Aufgabe, den organi-
satorischen Bedingungen, den rdumlichen Verhiltnissen, der
personellen Situation und anderen Rahmenbedingungen.

Die KDO verzichtet deshalb darauf, bestimmte einzelne Mal3-
nahmen zwingend vorzuschreiben, sondern verlangt nur allge-
mein,
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,,die technischen und organisatorischen Mafsnahmen zu treffen,
die erforderlich sind, um die Ausfiihrung der Vorschriften die-
ser Anordnung, insbesondere die in der Anlage zu dieser An-
ordnung genannten Anforderungen zu gewdhrleisten. *

Welche Wirkung diese MaBBnahmen im Bereich der automati-
sierten Verarbeitung haben miissen, legt die KDO in Form der
Anlage zu § 6 KDO dar.

Ferner ergibt sich aus der Verordnung zur Durchfiihrung der
Anordnung tiber den kirchlichen Datenschutz eine Meldepflicht
von Verfahren automatisierter Verarbeitung. Die MaBBnahmen
miissen beispielsweise geeignet sein,

- Unbefugten den Zutritt zu Datenverarbeitungsanlagen zu
verwehren,

- zu verhindern, dass Datenverarbeitungssysteme von Unbe-
fugten genutzt werden kdnnen,

- zu gewihrleisten, dass die zur Benutzung eines Datenverar-
beitungssystems Berechtigten ausschlielich im Rahmen ih-
rer Zugriffsberechtigung zugreifen kdnnen und personenbe-
zogene Daten bei der Verarbeitung, Nutzung oder nach der
Speicherung nicht unbefugt gelesen, kopiert, verdndert oder
entfernt werden konnen,

- zu gewdhrleisten, dass zu unterschiedlich Zwecken erhobe-
ne Daten getrennt verarbeitet werden kdnnen.

Bei den technischen und organisatorischen MaBBnahmen ist von
entscheidender Bedeutung, dass sie als ein zusammenwirkendes
Schutzsystem verstanden werden.

Viele Mallnahmen des Datenschutzes wirken zugleich im Sinne
einer Sicherung eines ordentlichen Betriebsablaufs. Deshalb ist
es wichtig, das Datenschutzkonzept jeweils in engem Zusam-
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menhang mit sonstigen Sicherheitskonzepten zu entwickeln und
anzuwenden.

Automatisierte Abrufverfahren gem. § 7 KDO

Wihrend die KDO allgemein im Bezug auf technische Fragen
eher zuriickhaltend ist, stellt sie fiir die Einrichtung eines auto-
matisierten Verfahrens zum Abruf personenbezogener Daten
durch Dritte gem. § 7 KDO genaue Anforderungen auf, weil sie
darin eine besonders einschneidende Maflnahme sieht.

Damit die Zuléssigkeit des Abrufverfahrens kontrolliert werden
kann, miissen die beteiligten Stellen folgendes schriftlich festle-
gen:

- Anlass und Zweck des Abrufverfahrens,

- Dritte, an die iibermittelt wird,

- Art der zu iibermittelnden Daten,

- mnach § 6 KDO erforderliche technische und organisatorische
Malnahmen.

Die Einrichtung des automatisierten Abrufverfahrens ist zuldssig,
wenn es unter Berticksichtigung der schutzwiirdigen Interessen
der Betroffenen einerseits und der Aufgaben oder Geschifts-
zwecke der beteiligten Stellen andererseits angemessen ist.

SchlieBlich ist der Didozesandatenschutzbeauftragte unter Mittei-
lung der Festlegungen des § 7 Absatz 2 KDO iiber die Einrich-
tung von Abrufverfahren zu informieren (§ 7 Absatz 3 KDO).
2.9 Der Beauftragte fiir den Datenschutz

Gesetzesbestimmungen: §§ 16 ff., 18a ff. KDO
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Der Di6zesandatenschutzbeauftragte gem. § 16 bzw. der zustén-
dige Ordensdatenschutzbeauftragte sind die ,,hochste fachliche
Instanz fiir Beschwerden in Angelegenheiten des Datenschut-
zes. Er wacht iiber die Einhaltung der Bestimmungen dieser
Anordnung sowie anderer Vorschriften iiber den Datenschutz.
Er beridt die Leitung und die Einrichtungen und kann Empfeh-
lungen zur Verbesserung des Datenschutzes geben. Ferner hat
er auf Anforderung Gutachten zu erstellen und Berichte zu ver-
fassen.

Alle drei Jahre hat er der Leitung einen Tatigkeitsbericht zu er-
statten.

Dabei soll auch eine Darstellung der wesentlichen Entwicklung
des Datenschutzes im nichtkirchlichen Bereich gegeben werden.

Er wirkt auch auf die Zusammenarbeit der iibrigen kirchlichen
Datenschutzbeauftragten hin und steht auch dem betrieblichen
Datenschutzbeauftragten als Ansprechpartner zur Verfiigung.

Bei Feststellung von Verstofen gegen die Vorschriften der
KDO oder gegen andere Datenschutzbestimmungen oder bei
Feststellung sonstiger Méngel bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten kann er diese gegeniiber der zustdndigen auf-
sichtsfithrenden Stelle beanstanden und diese zur Stellungnah-
me innerhalb einer von ithm zu bestimmenden Frist auffordern.
Er kann auch von einer Beanstandung absehen oder auf eine
Stellungnahme der betroffenen Stelle verzichten, wenn es sich
um unerhebliche Mingel handelt. Mit der Beanstandung kann
der Diozesandatenschutzbeauftragte Vorschlige zur Beseiti-
gung der Mingel und zu sonstigen Verbesserungen des Daten-
schutzes verbinden. Die zustdndige aufsichtsfiihrende Stelle hat
bei ihrer Stellungnahme auch eine Darstellung der Maflnahmen
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vorzunehmen, die aufgrund der Beanstandung des Didzesanda-
tenschutzbeauftragten getroffen worden sind.

Er wirkt auch auf die Zusammenarbeit der kirchlichen Daten-
schutzbeauftragten hin und steht auch dem betrieblichen Da-
tenschutzbeauftragten als Ansprechpartner zur Verfiigung.

Die betrieblichen Beauftragten fiir den Datenschutz gem.
§ 18 a KDO sind wichtige Ansprechpartner vor Ort in Fragen
des Datenschutzes fiir die Betroffenen sowie die Beschiftigten
in den Behorden und Einrichtungen der Kirche.

In § 18a KDO ist niedergelegt, dass die kirchlichen Stellen ei-
nen betrieblichen Datenschutzbeauftragten bestellen konnen.

Je nach Struktur der Stelle geniigt die Bestellung eines Beauf-
tragten auch fiir mehrere Bereiche.

In § 18a Abs. 2 ist ausdriicklich sogar vorgesehen, dass mit der
Aufgabe auch eine Person auBerhalb der kirchlichen Stelle be-
auftragt werden kann und sogar ein betrieblicher Datenschutz-
beauftragter auch von mehreren kirchlichen Stellen bestellt wer-
den kann.

Die freiwillige Bestellung eines Datenschutzbeauftragten ist al-
so immer moglich. Sie ist nicht zwingend vorgesehen.

Dies hat aber unter Umstinden zur Folge, dass eine Melde-
pflicht nach § 3a KDO an den Didzesandatenschutzbeauftragten
entfallt (§ 3a Abs. 3 KDO).

Der betriebliche Beauftragte fiir den Datenschutz hat nach dem
Gesetz eine herausgehobene Stellung, die sich darin zeigt, dass
er dem Leiter der kirchlichen Stelle unmittelbar zu unterstellen
ist.



85

Um seine Unabhingigkeit in der Wahrnehmung seiner fach-
lichen Aufgaben zu gewdhrleisten, bestimmt die KDO, dass er
in der Ausiibung seiner Fachkunde weisungsfrei ist. Damit kann
thm niemand, auch nicht der Leiter der Stelle, vorschreiben, wie
er datenschutzrechtliche Fragen bewertet.

Der Leiter der Stelle kann sich aber {iber das Votum des betrieb-
lichen Datenschutzbeauftragten hinwegsetzen, denn letztlich
tragt er die Verantwortung fiir die Daten verarbeitende Stelle.

Um der hohen Bedeutung des Datenschutzbeauftragten fiir ei-
nen wirkungsvollen Datenschutz Rechnung zu tragen, darf nach
der KDO fiir diese Aufgabe nur bestellt werden, wer die erfor-
derliche ,,Fachkunde und Zuverlassigkeit* besitzt. Der fachkun-
dige Datenschutzbeauftragte muss also sowohl die technische
als auch die rechtliche Seite seiner Aufgaben kennen und gute
Kenntnis in allen Bereichen haben, die fiir die Organisation, in
der er arbeitet, von Bedeutung sind. Nur so hat er die notwendi-
gen Voraussetzungen, dem Datenschutz in seiner Organisation
Geltung zu verleihen.

Besonders bedeutsam fiir alle, die sich mit einer datenschutz-
rechtlichen Beschwerde oder Frage an ihn wenden, ist die ge-
setzliche Verschwiegenheitspflicht des Datenschutzbeauftragten
(§ 18a Abs. 5 in Verbindung mit § 17 Abs. 4 und 5 KDO).

Uber die Identitit des Betroffenen (Beschwerdefiihrers) oder
Umstdnde, die Riickschliisse hieriiber erlauben, darf er keine
Auskiinfte geben. Eine Ausnahme gilt nur, wenn die betroffene
Person ihn von seiner Verschwiegenheitsverpflichtung befreit.

Die Aufgaben des Datenschutzbeauftragten sind vielfiltig, ins-
besondere muss er
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- auf die Einhaltung der KDO und anderer Vorschriften iiber
den Datenschutz hinwirken,

- die ordnungsgeméfle Programmanwendung iiberwachen,

- die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten einge-
setzten Beschiftigten mit den Anforderungen des Daten-
schutzes vertraut machen,

- die offentlich zugédnglichen Angaben des Verzeichnisses
nach § 3a KDO in geeigneter Weise auf Antrag jedermann
verfiigbar machen. Einer besonderen Berechtigung oder Be-
griindung bedarf es fiir denjenigen, der von diesem Recht
Gebrauch machen mochte, nicht.

- Und er soll mit dem Didzesan- beziehungsweise dem Or-
densdatenschutzbeauftragten zusammenarbeiten.

Die (zugeordneten) kirchlichen Stellen miissen dem Daten-
schutzbeauftragten eine Ubersicht iiber die in § 3a KDO ge-
nannten Angaben sowie zugriffsberechtigte Personen zur Ver-
fiigung stellen.

Sie sind auch im Ubrigen verpflichtet, ihn insgesamt bei der Er-
fiillung seiner Aufgaben zu unterstiitzen.

Nach § 3a Abs. 3 entfillt die Meldepflicht, wenn fiir die ver-
antwortliche Stelle ein betrieblicher Datenschutzbeauftragter
nach § 18a bestellt wurde oder bei ihr hochstens zehn Personen
mit der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezoge-
ner Daten betraut sind.

Zum Schutz des Datenschutzbeauftragten, auch mit dem Ziel
der Absicherung seiner Unabhéngigkeit, bestimmt die KDO,
dass er nicht wegen Erfiillung seiner Aufgaben benachteiligt
werden darf (§ 18a, Abs. 3, Satz 2 KDO). Seine Bestellung
kann nur unter erschwerten Bedingungen widerrufen werden.
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2.10 Zusammenfassung von 2.

Zusammenfassend lassen sich folgende wesentlichen Anderun-
gen durch die neue KDO feststellen:

3.

Der Anwendungsbereich der KDO wird dahingehend erwei-
tert, dass jegliche Erhebung, Verarbeitung und Nutzung
personenbezogener Daten aus automatisierter Verarbeitung
oder in oder aus nicht automatisierten Dateien erfasst wird.
Bereits bei der Datenerhebung ebenso wie fiir alle weiteren
Phasen der Datenverarbeitung gilt der Zweckbindungs-
grundsatz; Ausnahmen sind gesetzlich geregelt.

Die Datenerhebung wird unter den gesetzlichen Erlaubnis-
vorbehalt gestellt (gesetzliche Grundlage oder Einwilligung)
anstelle der fritheren Regel ,,der Datenerhebung nach Treu
und Glauben®.

Der Grundsatz, Daten nur im erforderlichen Umfang zu ver-
arbeiten und Datenvermeidung durch den Einsatz techni-
scher Verfahren zu betreiben ist jetzt gesetzlich festge-
schrieben.

Es wurden Regelungen geschaffen zur Ubermittlung perso-
nenbezogener Daten auch in das Ausland.

Es wurde eine einheitliche Rechtsgrundlage fiir den betrieb-
lichen Beauftragten fiir den Datenschutz eingefiihrt, die als
Kann-Bestimmung vorgesehen ist.

Besonderheiten bei der Datenverarbeitung

3.1 Die Rechte der Betroffenen

Welche Rechte die Betroffenen im Zusammenhang mit der Er-
hebung, Verarbeitung und Nutzung ihrer Daten haben, regeln
insbesondere die §§ 5, 13 und 14 KDO.
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Aber auch an anderer Stelle trifft die KDO Regelungen fiir
bestimmte Bereiche, z. B. die Videotliberwachung in § 5a KDO,
bei denen sich aus den Pflichten fiir die Daten verarbeitende
Stellen spiegelbildlich die Rechte des Betroffenen ergeben.

3.2 Das Recht auf Auskunft

Gesetzesbestimmung: § 13 KDO

Jeder — unabhéngig von Alter, Wohnsitz und Nationalitit — hat
das Recht auf Auskunft iiber die zu seiner Person gespeicherten
Daten.

3.2.1 Welche Auskunft kann dieser ,,Jedermann® verlan-
gen?

- Uber die zu seiner Person gespeicherten Daten, einschlief3-
lich der Angabe, woher sie stammen und an wen sie weiter-
gegeben werden.

Die KDO spricht hier von Empfingern oder Kategorien von
Empfangern. Der Begriff des Empfangers umfasst nicht nur Drit-
te auBBerhalb der verantwortlichen Stelle, sondern auch natiirliche
Personen oder Stellen, die im Geltungsbereich der KDO fiir ei-
nen anderen im Auftrag Daten verarbeitende sowie auch ver-
schiedene Organisationseinheiten innerhalb einer Stelle.

Auch die Informationen iiber die Kategorien der Empfianger
konnen fiir den Einzelnen von erheblicher Bedeutung sein, z. B.
macht es einen Unterschied, ob es sich bei den Empféangern um
natiirliche Personen handelt oder bestimmte Branchen oder Un-
ternehmen auch in der Kirche, wie z. B. Verlage oder andere
geschiftsmifige Datenverarbeiter usw.
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Ferner kann Auskunft verlangt werden iiber den Zweck der
Speicherung (d. h. die betreffende Verwaltungsaufgabe oder ei-
nen speziellen Geschiftszweck).

3.2.2 Wie erhilt der Betroffene Auskunft

- Es empfiehlt sich, die Auskunft schriftlich anzufordern. Zur
Legitimation gentigt in der Regel, die Kopie eines Personal-
dokuments beizulegen. Einschreiben ist nicht erforderlich.

- Bei personlicher Vorsprache wird eine sofortige Erledigung
oft nicht moglich sein.

- Wenn der Betroffene anruft, kann man ihn meist nicht si-
cher identifizieren. Deshalb gilt hier der Grundsatz: Keine
telefonische Datenauskunft.

- Der Betroffene sollte moglichst genau beschreiben, woriiber
er Auskunft wiinscht (also z. B. ,,meine Daten im Zusam-
menhang mit einem Mietvertrag in x-Stadt nicht aber
»alles was der Orden iiber mich hat®).

Der Betroffene muss sich an die verantwortliche Stelle
wenden.

AuBerdem konnen den Betroffenen die Datenschutzbeauf-
tragten weiterhelfen.

3.2.3 Was kostet eine Auskunft?

Grundsatzlich braucht der Betroffene fiir die Auskunft nicht zu
bezahlen (§ 13 Abs. 6 KDO).

Insgesamt muss der fiir die Erteilung der Auskunft erforderliche
Aufwand nicht auller Verhiltnis zu dem vom Betroffenen gel-
tend gemachten Informationsinteresse stehen. Eine Auskunfts-
erteilung unterbleibt auch, wenn die Auskunft die ordnungsge-
mafe Erfiillung der in der Zustdndigkeit der verantwortlichen
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Stelle liegenden Aufgabe gefahrden wiirde oder die Auskunft
dem kirchlichen Wohl Nachteile bereiten wiirde.

Was kann der Betroffene tun, wenn die Auskunft verweigert
wird?

Der Betroffene kann sich an den zustdndigen Datenschutzbeauf-
tragten wenden (§ 13 Abs. 5 KDO).

3.3 Einsichtsrecht in das Verfahrensverzeichnis

Die in § 1 Abs. 2 KDO genannten Stellen sind verpflichtet Ver-
fahren automatisierter Verarbeitung vor Inbetriebnahme dem
Diozesandatenschutzbeauftragten oder dem Ordensdatenschutz-
beauftragten zu melden. Allerdings entféllt die Meldepflicht,
wenn fiir die verantwortliche Stelle ein betrieblicher Daten-
schutzbeauftragter (§ 18) bestellt wurde oder bei der Stelle
hochstens 10 Personen mit der Erhebung, Verarbeitung oder
Nutzung personenbezogener Daten betraut sind. Dieses Ver-
zeichnis kann von jedermann eingesehen werden, der ein be-
rechtigtes Interesse nachweist (§ 3a Abs. 4 KDO).

Es ist Aufgabe des Datenschutzbeauftragten, auf Antrag die
Angaben in dem Verfahrensverzeichnis den Antragstellern/Be-
troffenen in geeigneter Weise verfiigbar zu machen.

Der Inhalt des Verzeichnisses kann dem Betroffenen Anhalts-
punkte geben, bezogen auf welche Daten er sein Auskunftsrecht
ausiiben mochte.

Bis auf die allgemeine Beschreibung, die es ermoglicht, die
MaBnahmen zur Gewdhrleistung der Sicherheit der Bearbeitung
zu beurteilen, sind alle Angaben 6ffentlich.

Hier ist ein wichtiger Hinweis notwendig:
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Dem Verzeichnis, wie es in § 3a Abs. 2 niedergelegt ist, kann
und darf nicht entnommen werden, ob iiberhaupt und wenn ja,
welche Daten gerade iiber den Betroffenen oder eine andere
Person wo gespeichert sind. Es geht nur um die Zweckbestim-
mung der Datenerhebung, Verarbeitung oder Nutzung, eine Be-
schreibung der betroffenen Personengruppen und der diesbe-
ziiglichen Datenkategorien. Néheres ist in § 3a Abs. 2 KDO ge-
regelt.

Nicht einsehbar sind im Ubrigen Verzeichnisse, die einer be-
sonderen Schutzbestimmung (wie die Geheimakten im Dioze-
sanarchiv) unterliegen. Spezielle Regelungen gehen immer vor!

3.4 Die Rechte auf Benachrichtigung, Berichtigung,
Sperrung oder Loschung

3.4.1 Die Benachrichtigung
Gesetzesbestimmung: § 13a KDO

Ein anderes wichtiges Mittel, damit der Betroffene wissen kann,
wer welche Daten iiber ihn verarbeitet, ist dic Benachrichti-
gung.

Jede verantwortliche Stelle ist verpflichtet, alle Betroffenen in-
dividuell zu benachrichtigen, iiber die sie Daten ohne deren
Kenntnis erhoben hat oder deren Daten sie speichern oder ver-
arbeiten mochte.

Der Zeitpunkt der Benachrichtigung ist unterschiedlich.
Sie hat spitestens bei der ersten Ubermittlung zu erfolgen.

Die Benachrichtigung muss umfassen:
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- Angabe der verantwortlichen Stelle (z. B. Name und An-
schrift),

- die Tatsache, dass erstmals Daten iiber die Person, die be-
nachrichtigt wird, gespeichert oder iibermittelt werden, und
die Art der Daten,

- die Zweckbestimmung der Erhebung bei Verarbeitung oder
Nutzung,

- sowie die Empfanger oder Kategorien von Empfangern, so-
weit der Betroffene nicht mit der Ubermittlung dieser rech-
nen muss.

Ausnahmen:

In bestimmten Fillen erfolgt keine Benachrichtigung, etwa weil
der Betroffene auf andere Weise von der Speicherung oder der
Ubermittlung Kenntnis erlangt hat oder die Unterrichtung einen
unverhdltnismiBigen Aufwand erfordert oder die Speicherung
oder Ubermittlung durch eine Rechtsvorschrift ausdriicklich
vorgesehen ist (§ 13a Abs. 2 KDO).

Eine Benachrichtigung erfolgt dariiber hinaus auch nicht, wenn
die Voraussetzungen des § 13 Abs. 2 oder 3 KDO vorliegen.

Vorschlag fiir Angaben auf dem Briefkopf einer spei-
chernden kirchlichen Stelle:

,Hinweis gemdfl § 13a KDO: Wir speichern Ihre personen-
bezogenen Daten.*

3.4.2 Das Recht auf Berichtigung
Gesetzesbestimmung: § 14 KDO

Wann sind personenbezogene Daten zu berichtigen?
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Jede Stelle ist verpflichtet, unrichtige Daten zu berichtigen. Es
liegt aber auch am Betroffenen selbst, darauf hinzuweisen,
wenn Daten unrichtig oder {iberholt sind.

In nicht dateimifBig strukturierten Akten werden unrichtige Da-
ten nicht durch richtige ausgetauscht, es wird aber ein Berichti-
gungsvermerk beigefiigt. Ebenso ist zu vermerken, wenn der
Betroffene die Richtigkeit bestreitet.

3.4.3 Wann sind personenbezogene Daten zu loschen?

Die personenbezogenen Daten sind zu loschen, wenn die
Speicherung unzuldssig ist, weil schon die Erhebung unzuléssig
war, da

- es sich um Daten iiber rassische und ethnische Herkunft,
politische Meinung, religidse oder philosophische Uberzeu-
gung oder Gewerkschaftszugehorigkeit, iiber Gesundheit
oder das Sexualleben, strafbare Handlungen oder Ordnungs-
widrigkeiten handelt oder

- ihre Richtigkeit von den verantwortlichen Stellen nicht be-
wiesen werden kann, oder

- fiir eigene Zwecke verarbeitete Daten fiir die Erfiillung des
Speicherzwecks nicht mehr erforderlich sind, oder

- geschiftsmiBig zum Zweck der Ubermittlung verarbeitete
Daten aufgrund einer am Ende des 4. Kalenderjahres nach
der ersten Speicherung vorzunehmenden Priifung nicht
mehr erforderlich sind (Adressverlage).

Eine Loschung ist nur fiir personenbezogene Daten vorgesehen,
die entweder aus automatisierter Datenverarbeitung stammen
oder aus einer manuellen Datei, jedoch nicht fiir einzelne Daten,
die in nicht dateiméBig strukturierten Akten festgehalten sind.
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Sind allerdings komplette Akten unzuléssig angelegt, so sind sie
ebenfalls zu vernichten.

Ebenso ist im Allgemeinen mit nicht mehr erforderlichen Akten
zu verfahren. Dabei ist aber auch die kirchliche Archivordnung
zu beachten!

3.4.4 Wann sind personenbezogene Daten zu sperren?

Personenbezogene Daten sind immer dann zu sperren, wenn ei-
ner félligen Loschung besondere Griinde entgegenstehen, etwa

- gesetzlich, satzungsmifBig oder vertraglich festgelegte Auf-
bewahrungsfristen,

- schutzwiirdige Interessen des Betroffenen, etwa weil ihm
Beweismittel verloren gingen, oder

- ein unverhéltnisméfBig hoher Aufwand wegen der besonde-
ren Art der Speicherung.

Personenbezogene Daten, die automatisiert verarbeitet und in
nicht automatisierten Dateien gespeichert sind, sind zu sperren,
wenn der Betroffene ihre Richtigkeit bestreitet und sich weder
die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit feststellen lésst.

Gesperrte Daten diirfen ohne Einwilligung des Betroffenen nur
iibermittelt oder genutzt werden, wenn dies

- zu wissenschaftlichen Zwecken,

- zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder

- aus sonstigen, in iberwiegendem Interesse der verantwortli-
chen Stelle oder eines Dritten liegenden Griinden unerléss-
lich ist.
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3.5 Das Widerspruchsrecht
Gesetzesbestimmung: § 14 Abs. 5 KDO

Das Widerspruchsrecht nach § 14 Abs. 5 KDO richtet sich ge-
gen die rechtméfBige Datenverarbeitung.

Der Widerspruch ist begriindet,

- sofern besondere Umstinde in der Person des Betroffenen
liegen, und

- das schutzwiirdige Interesse des Betroffenen das Interesse
der verantwortlichen Stelle an der Erhebung, Verarbeitung
oder Nutzung der entsprechenden personenbezogenen Daten
iiberwiegt.

Es gibt kein Widerspruchrecht, wenn eine Rechtsvorschrift eine
Verpflichtung zur Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung vor-
schreibt.

3.6 Die Rechte beim Einsatz von Videoiiberwachung
Gesetzesbestimmung: § 5a KDO

§ 5a KDO bestimmt die Voraussetzungen, unter denen die ,,Be-
obachtung 6ffentlich zugidnglicher Rdume mit optisch-elektroni-
schen Einrichtungen* (Videoliberwachung) unldssig ist. Unter
,offentlich zugéinglichem Raum* ist der Raum zu verstehen, in
dem sich jedermann berechtigt authalten kann, ohne in irgend-
welche Rechtsbeziehungen zum Inhaber des Hausrechtes dieses
Raumes treten zu miissen. Im Einzelfall bedarf es der Ausle-
gung, was darunter zu fassen ist. Beispiele fiir 6ffentlich zu-
gangliche Raume sind nicht nur Kirchen, Museen und sonstige
Ausstellungs- und Andachtsrdume, sondern auch bestimmte Be-
reiche von Krankenh#usern und anderen kirchlichen Gebauden.
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Nicht erfasst ist die Beobachtung im Arbeitnehmerbereich in-
nerhalb von kirchlichen Betrieben oder Behorden.

Erlaubt ist die Uberwachung zur Aufgabenerfiillung kirchlicher
Stellen oder zur Wahrnehmung des Hausrechtes oder zur Wahr-
nehmung berechtigter Interessen fiir konkret festgelegte Zwe-
cke, soweit sie erforderlich ist.

Das bedeutet, dass immer zu priifen ist, ob es fiir den angestreb-
ten Zweck wirklich einer Videoiiberwachung bedarf, welche
Alternativen es hierzu moglicherweise gibt, und ob nicht in das
Personlichkeitsrecht weniger einschneidende Mallnahmen in
Frage kommen.

Es muss also eine Erforderlichkeitspriifung erfolgen. Ferner ist
eine Giiterabwigung erforderlich.

Ist danach die Videoiiberwachung erforderlich, sind weiterhin
die mit der Videoiiberwachung verfolgten Zwecke gegen die
schutzwiirdigen Interessen der von der Uberwachung Betrof-
fenen abzuwidgen. Ergeben sich hier Anhaltspunkte, dass
schutzwiirdige Interessen der Betroffenen iiberwiegen, ist die
Videoiiberwachung ebenfalls unzulissig.

Keine heimliche Beobachtung!

Eine heimliche Beobachtung ist unzulédssig. Die Videoiiberwa-
chung muss durch geeignete Maflnahmen kenntlich gemacht
werden. Da bei einer Videoliberwachung offentlich zugéngli-
cher Rdume damit gerechnet werden muss, dass Menschen ver-
schiedener Nationalititen erfasst werden, sollten die Hinweis-
schilder unter Umstdnden mehrsprachig sein.

Die hier zu stellenden Anforderungen miissen nach der Lage im
Einzelfall beurteilt werden.
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Wenn nicht nur eine Beobachtung erfolgen soll, sondern auch
eine Verarbeitung oder Nutzung (Speicherung der Filme/Aus-
wertung), sind weitere Zuldssigkeitsfragen zu beachten. So hat
eine erneute Priifung der Erforderlichkeit fiir die weitere Verar-
beitung oder Nutzung zu erfolgen. Die Kontrollfrage lautet:
Geniigt nicht die einfache Beobachtung?

Auch eine neue Abwigung mit den schutzwiirdigen Interessen
des Betroffenen ist durchzufiihren.

Wenn die durch Videoiiberwachung erhobenen Daten einer be-
stimmten Person zugeordnet werden, muss diese Person iiber
die Verarbeitung oder Nutzung entsprechend § 13a KDO be-
nachrichtigt werden. So ist gewihrleistet, dass diese von der
Uberwachung und der anschlieBenden Auswertung Kenntnis
erhélt und selbst fiir die Wahrung ihrer Rechte eintreten kann.
Daten, die nicht mehr fiir den angestrebten Zweck der Uberwa-
chung bendtigt werden, miissen unverziiglich geloscht werden.

Dasselbe gilt, wenn schutzwiirdige Interessen des Betroffenen
der weiteren Speicherung entgegenstehen.

3.7 Die Rechte beim Einsatz von Chipkarten
Gesetzesbestimmung: § Sb KDO

§ 5b KDO stellt Regeln fiir den Einsatz ,,mobiler personenbezo-
gener Speicher- und Verarbeitungsmedien* auf. Unter diese Be-
griffsbestimmung fallen auch die Chipkarten.

Erfasst sind nur Karten mit einem Prozessorchip, z. B. die Kar-
ten 1im Bereich des Gesundheitswesens aber auch zum Betreten
von Gebduden.
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Die Stelle, die z. B. Chipkarten ausgibt oder sonst in der in § 5b
KDO genannten Art einsetzt, muss den Betroffenen informie-
ren:

1. iber ihre Identitdt und Anschrift
iiber die Funktionsweise des Mediums einschlieBlich der
Art der zu verarbeitenden personenbezogenen Daten in all-
gemein verstandlicher Form,

3. dariiber, wie der Betroffene seine Rechte auf Auskunft, Be-
richtigung, Loschung und Sperrung, sowie das Wider-
spruchsrecht ausiiben kann, und

4. welche MaBnahmen bei Verlust oder Zerstérung der Karte
zu treffen sind.

Die Unterrichtungspflicht besteht nicht, wenn der Betroffene
bereits auf andere Weise Kenntnis erlangt hat.

Damit das Auskunftsrecht in der Praxis auch wahrgenommen
werden kann, miissen in angemessenem Umfang Gerite oder
Einrichtungen zur Wahrnehmung des Auskunftsrechts (z. B.
Lesegerite) zur Verfligung gestellt werden.

Auch hier muss die Auskunft unentgeltlich erfolgen.

Weiterhin bestimmt die KDO, dass fiir den Betroffenen eindeu-
tig erkennbar sein muss, wenn ein Kommunikationsvorgang —
beispielsweise den Lesevorgang bei kontaktlosen Chipkarten —
auf dem Speichermedium eine Datenverarbeitung auslost. Er
wird so davor geschiitzt, dass andere ohne seine Kenntnisnahme
Daten lesen, eingeben oder sonst verarbeiten.
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3.8 Das Recht auf Anrufung des Beauftragten fiir den Da-
tenschutz

Gesetzesbestimmung: § 15 KDO

Wer annimmt, bei der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung
seiner personlichen Daten durch kirchliche Stellen in seinen
Rechten verletzt worden zu sein, kann sich an den Beauftragten
fiir den Datenschutz wenden. Ansprechpartner ist grundsétzlich
der Didzesandatenschutzbeauftragte oder der Ordensdaten-
schutzbeauftragte; aber auch der betriebliche Datenschutzbeauf-
tragte kann von einem Beschwerdefiihrer angesprochen werden.

Als unabhéngige Beschwerdeinstanz mit umfassenden Kontroll-
befugnissen geht der Beauftragte Eingaben nach und unterrich-
tet den Betroffenen vom Ergebnis.

Alle Eingaben werden vertraulich behandelt. Auf Wunsch des
Betroffenen bleibt der Name auch gegeniiber der Stelle unbe-
nannt, iiber die er sich beschwert.

3.9 Schadensersatzanspriiche des Betroffenen?

Wenn eine verantwortliche Stelle einem Betroffenen durch eine
unzuldssige oder unrichtige Datenverarbeitung einen Schaden
zufligt, ist sie zum Ersatz des Schadens verpflichtet. Zwar gibt
es keine ausdriickliche Bestimmung in der KDO zu diesem
Fragenkomplex, wie dies beispielsweise beim Bundesdaten-
schutzgesetz der Fall ist (§§ 7 und 8 BDSG).

Es gelten allerdings die allgemeinen gesetzlichen Schadenser-
satzregelungen, z. B. § 823 BGB, wonach derjenige, der die
Rechte eines anderen vorsdtzlich oder fahrldssig verletzt und
diesem dabei einen Schaden zufiigt, Ersatz leisten muss.
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Dies gilt librigens auch bei einer schweren Verletzung des Per-
sonlichkeitsrechtes hinsichtlich eines Schmerzensgeldes, wenn
dem Betroffenen ein Schaden entstanden ist, der nicht als Ver-
mogensschaden anzusehen ist.

Der Schmerzensgeldanspruch bei verschuldensabhéngiger Haf-
tung ergibt sich ebenfalls aus dem Biirgerlichen Gesetzbuch
(BGB).

In beiden Fiéllen ist es allerdings so, dass hier der Nachweis,
dass ein Schaden entstanden ist und dass die kirchliche Stelle
den Schaden zu vertreten hat, seitens des Betroffenen gefiihrt
werden muss. Die KDO hat die Beweislastumkehr des BDSG
nicht iibernommen, wonach die verantwortliche Stelle den
Nachweis erbringen muss, dass sie den Schaden nicht zu vertre-
ten hat.

3.10 Was hat sich geindert?

Wesentliche Anderungen im neuen Recht sind:

- Verbesserungen beim Auskunfts-, Benachrichtigungs- und
Widerspruchsrecht,

- gesetzliche Vorgaben zu den Zulidssigkeitsvoraussetzungen
der Videoiiberwachung 6ffentlich zuganglicher Rdume,

- Aufnahme einer Regelung zu ,,mobilen personenbezogenen
Speicher- und Verarbeitungsmedien®, (Chipkarten), die In-
formationspflichten gegeniiber dem Betroffenen begriindet
und damit zu mehr Transparenz und Rechtssicherheit fiihren
soll.
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C. Schlussbemerkung

Wie aus dem Vorstehenden ersichtlich wird, sollen nach dem
Willen des Bundesverfassungsgerichts, des (staatlichen) Ge-
setzgebers und auch der europdischen Union die Privatsphire
und die Herrschaft iiber die eigenen personlichen Daten ge-
wahrt werden, gerade in einer vernetzten Welt, in der der Ein-
zelne von vielen Datensammlern ,,ins Visier genommen wird.

Die deutschen Bischofe und die Mitglieder der Ordensverbénde
haben sich dieser Aufgabe gestellt und eigene, gleichwertige
Regelungen geschaffen, die den kirchlichen Besonderheiten
Rechnung tragen.

Zum Schutz dieser verfassungsrechtlich geschiitzten Privatsphi-
re wollen und sollen die kirchlichen Verantwortlichen mithel-
fen, geeignete Mallnahmen fiir den Datenschutz zu ergreifen.

Damit schiitzen wir aber auch ein Menschenbild, das wir als
moderne Christen mitentwickelt und uns zu Eigen gemacht
haben.

D. Einzelfragen

Nachfolgend sollen einzelne Fragen angesprochen werden, die
in der Vergangenheit immer wieder zu Riickfragen und Aus-
kunftsersuchen gefiihrt haben. Dabei war der Verfasser bemiiht
die wesentlichen Fragen so zu beantworten, wie dies als Ergeb-
nis der Beratungen in der Kommission fiir Meldewesen und Da-
tenschutz des Verbandes der Didzesen und aufgrund eigener
Uberlegungen im Einzelfall beantwortet worden ist. Gleichwohl
konnen die nachfolgenden Einzelpunkte nur Empfehlungscha-
rakter haben. Abweichungen und unterschiedliche Auffassun-
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gen und Bewertungen von Didzesandatenschutzbeauftragten
oder Bistumsverwaltungen sind durchaus mdglich und miissen
ggf. auch vor dem Hintergrund unterschiedlicher Sachverhalte
beurteilt werden.

Zweifelsfragen sollten daher — wenn moglich — immer mit dem
Didzesandatenschutzbeauftragten abgestimmt werden.

1.  Veroffentlichungen von kirchlichen Amtshandlungen

Bei der Veroffentlichung von kirchlichen Amtshandlungen, wie
Erstkommunion, Firmungen, Trauungen und Taufen in kirchli-
chen Gemeindeblittern mit Namen und Tag, handelt es sich um
die Erfiillung einer kirchlichen Aufgabe, ndmlich um die Infor-
mation der Gemeinde und die Forderung der Gemeinschaft, so
dass eine Veroffentlichung im Pfarrblatt oder durch Aushang
keiner Einwilligung der Betroffenen bedarf.

Eine schriftliche Einverstandniserkldrung ist jedoch dann einzu-
holen, wenn beispielsweise die Uberlassung der Namen von
Erstkommunikanten an Sparkassen oder Firmen erfolgen soll,
wie dies bisweilen geschieht. Hierbei handelt es sich nicht mehr
um die Erfiillung eines kirchlichen Auftrages. Dies gilt auch fiir
die Uberlassung an nicht kirchliche Publikationsorgane, z. B.
die ortliche Zeitung.

Die Einwilligung kann in diesen Féllen zweckmaifBigerweise
schon bei der Anmeldung zu der betreffenden Amtshandlung
eingeholt werden.

Unberiihrt bleibt auch die Zuldssigkeit der Verdffentlichung
von Aufgeboten durch Vermeldung oder Aushang.
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2.  Veroffentlichung von Jubilien

Héaufig werden Jubilden, z. B. der 75. Geburtstag eines Gemein-
demitgliedes oder Ehejubiléen, in kirchlichen Gemeindeblittern
oder durch Aushang veroffentlicht.

Bei der Frage, ob es sich hierbei um eine datenschutzrechtlich
unbedenkliche Erfiillung eines kirchlichen Auftrages handelt,
ist wie folgt zu differenzieren:

Im Falle eines Geburtstages liegt keine kirchliche Amtshand-
lung vor. Die Feier eines Ehejubildums, an der die Gemeinde
im Gottesdienst teilnehmen soll, féllt dagegen in den Bereich
der zuldssigen Verdffentlichung.

Die Bekanntgabe von Geburtstagen, insbesondere Jubildumsda-
ten, sollte nur mit Einwilligung des Betroffenen verdffentlicht
werden.

3.  Veroffentlichung von Kirchenaustritten

Die Kommission fiir Meldewesen und Datenschutz, ebenso wie
die Kommission fiir Staatskirchenrecht des Verbandes der Di6-
zesen Deutschlands, vertreten iibereinstimmend die Auffassung,
dass es grundsitzlich zuldssig sein muss, die Namen der ausge-
tretenen Gemeindemitglieder seitens des Pfarrers bzw. des Pfarr-
seelsorgers gegeniiber der Gemeinde bekannt zu geben und auch
seitens der Gemeinde und der einzelnen Gemeindemitglieder
dies von ihrem Pfarrseelsorger zu erfahren', damit durch das

! Im Ergebnis, ebenso AG Landau vom 21.12.1994, C. 354/94; LG Bonn

vom 22.03.1985, KirchE 23, 50; Dieter Lorenz, in: Handbuch des
Staatskirchenrechts, Band I, 2. Auflage 1994, S. 740, und Christian
Meyer, Bemerkungen zum Kirchenmitgliedschaftsrecht, in ZeKR 27
(1982) S. 234 ff., 237. Nach Axel von Campenhausen in Staatskirchen-
recht 1973, Fulin. 471, léasst sich ein Anspruch auf Geheimhaltung des
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Gebet der Gemeinde und das missionarische Wirken von Seel-
sorger und Laien diese zuriickfinden konnen.

Dabei stehen ausschlieBlich pastorale Gesichtspunkte im Vor-
dergrund.

Auch hat die Kommission fiir Meldewesen und Datenschutz in
threr Sitzung vom 20.09.1995 zur allgemeinen Verdffentli-
chung der Namen von Ausgetretenen im Aushang, der auch
Nichtkirchenmitgliedern zuginglich ist, folgendes klargestellt:

Unter pastoralen Gesichtspunkten sei es sicherlich erstrebens-
wert, ja werde es sogar notwendig sein, den Ausgetretenen dazu
zu bewegen, seine Entscheidung zu liberdenken und gegebenen-
falls riickgéngig zu machen. Ob aber das Mittel der Bekanntga-
be des Kirchenaustrittes dazu erforderlich sei, das sei eine Fra-
ge, die in jedem FEinzelfall gepriift werden miisse. Es geniige
nicht die ZweckmaiBigkeit, es geniige auch nicht eine gewisse
Erfolgsaussicht, gefordert sei die Notwendigkeit der Datentiber-
mittlung. Ein Mittel, das nicht geeignet sei, den pastoralen
Zweck iiberhaupt zu erfiillen, sei auch nicht erforderlich.

Von kirchlichen Datenschutzbeauftragten wird dagegen die
Auffassung vertreten, dass die Veroffentlichung grundsétzlich
unzulédssig und die Mitteilung an einzelne Personen nur aus-
nahmsweise zuléssig ist, wenn nach sorgfaltiger Priifung auch
unter Berlicksichtigung schutzwiirdiger Interessen des Betroffe-
nen eine Chance besteht, dass die betreffende Einzelperson den

Kirchenaustrittes nicht aus Art. 140 GG 1.V.m. 136 III WRYV ableiten,
denn es handele sich nicht um die Offenbarung religidser Uberzeugun-
gen. Ebenso Engelhard, Der Austritt aus der Kirche, S. 79 und Herbert
Claessen, Datenschutz in der evangelischen Kirche, 3. Auflage, S. 34
und 35.
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Betroffenen zuriickgewinnen oder insoweit wenigstens hilfreich
sein kénnte (vgl. c. 528 § 1 CIC)~

Dagegen wird von anderen, insbesondere auch der Rechtspre-
chung, weiter differenziert’. Danach werden keine rechtlichen
Bedenken gegen die 6ffentliche Bekanntmachung des Namens
des Ausgetretenen geduBert, weil zwischen der religiosen Uber-
zeugung, die ein sensibles Datum sei, und der rechtlichen Zuge-
horigkeit zu einer Religionsgemeinschaft — die kein sensibles
Datum sei — unterschieden werden miisse. Die Frage der Zulés-
sigkeit der Verdffentlichung der Namen von Ausgetretenen
wird daher offenbar weiter zu diskutieren sein.

Deshalb wird folgendes empfohlen:

Neben der rechtlichen Zuldssigkeit sollte gleichwohl immer
auch nach der pastoralen ZweckmaiBigkeit gefragt werden. Die-
ses Kriterium steht weiter in der Verantwortung des jeweils zu-
stindigen Seelsorgers, der im Einzelfall zu priifen und zu ent-
scheiden hat, ob eine namentliche Veroffentlichung von Kir-
chenaustritten gegeniiber den Gemeindemitgliedern vorgenom-
men werden soll, denn eine Verdffentlichung kann auch die
Folge haben, dass der Ausgetretene gerade durch diesen Vor-
gang endgiiltig der Kirche verloren geht.

Amtsblatt Augsburg vom 14.01.1999, S. 48.

Claessen, a.a.0.; Gaertner, in: Deutsche Tagespost vom 22.09.1995 und
Fufinote 1.



106

4. Weitergabe von Daten an ehrenamtliche Gemeindehel-
fer/Besucherkreis

Eine Weitergabe von Daten durch den Ortspfarrer an Gemein-
dehelfer, die beispielsweise neu zugezogene oder iltere Ge-
meindemitglieder besuchen, ist als Erfiillung eines kirchlichen
Auftrages dann unbedenklich, wenn es sich um Daten handelt,
die sie fiir ihre Arbeit benétigen, und wenn die Betreffenden
iiber ihre Verschwiegenheitspflicht belehrt wurden und eine Da-
tenschutzverpflichtung i. S. des § 4 Satz 2 KDO unterschrieben
haben.

Gleiches gilt auch fiir Sammlungen, die von einer kirchlichen
(katholischen) Stelle fiir kirchliche, einschlielich karitativer
Zwecke, durchgefiihrt werden. Auch fiir diese Gemeindehelfer
wird in der Regel lediglich die Weitergabe des Namens und der
Adresse zuléssig sein, weil weitere Daten fiir ihre Arbeit nicht
erforderlich sind.

5. Weitergabe von Daten an Kirchenzeitungen

Hier ist zunéchst zu priifen, ob es sich tatsdchlich um eine Zei-
tung der Kirche handelt. Ist dies der Fall und kommt der jewei-
lige Pfarrer zu dem Ergebnis, dass er aus pastoralen Griinden
diese Zeitschrift fordern mochte, dann muss auf jeden Fall der
Werber auf die Einhaltung des Datenschutzes durch das zustén-
dige Pfarramt verpflichtet werden (s. oben 4.). Zur Werbung fiir
eine kirchliche Zeitung wird in der Regel nur die Bekanntgabe
des Namens und der Anschrift von Gemeindemitgliedern erfor-
derlich sein. Die Dateniiberlassung ist zur Erfiillung eines kirch-
lichen Auftrages des Empféngers erforderlich.

Es ist davon auszugehen, dass die Kirchenzeitung (Bistums-
blatt) eine kirchliche Aufgabe wahrnimmt, und dass sie in
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Wahrnehmung dieser Aufgabe auch Abonnenten werben muss.
Eine sinnvolle, d. h. gezielte Werbung, kann ohne entsprechen-
des Adressenmaterial nicht durchgefiihrt werden. Dabei hat sich
auch die Kirchenzeitung den Vorschriften des § 11 Abs. 3 KDO
zu unterwerfen.’

Bei iiberregionalen Zeitungen, die von sich behaupten, der Kir-
che nahe zu stehen, ist zu differenzieren. Soweit hier keine der-
artig klar erkennbare, auch rechtlich abgesicherte Zuordnung zu
einer kirchlichen Stelle vorliegt, wie es bei den Bistumsblittern
der Fall ist, ist Zuriickhaltung geboten. Hier empfiehlt es sich,
iiber den Didzesandatenschutzbeauftragten eine Kliarung herbei-
zufiihren. Dieser wird dann feststellen, ob die Voraussetzungen
fiir die Kirchlichkeit dieses Publikationsorgans gegeben sind.
Entscheidend sind auch hier der Verkiindigungsauftrag und die
Néhe zur Kirche.

6. Weitergabe von Namen und Adressen von katholi-
schen Patienten an Krankenhauspfarrer

In einer Reihe von Bistlimern gibt es bereits bereichsspezifische
Datenschutzbestimmungen fiir katholische Krankenhduser. Dort
wird im Einzelnen geregelt, dass die Weitergabe von Namen
und Adressen an den Krankenhausseelsorger zuldssig ist. Die
Namen und Anschriften der Patienten werden bendtigt, damit
der Krankenhauspfarrer seine seelsorgerischen Aufgaben erfiil-
len kann.

Eine besondere schriftliche Einwilligung ist hier nicht erforder-
lich, da man davon ausgehen kann, dass der Patient mit der An-
gabe seiner Konfession — welchen Zweck sollte er sonst verfol-

* Fir das Bistum Limburg: Feststellung des Generalvikars zur Bistums-

zeitung vom 06. Juli 1988, Amtsblatt 1988, S. 91 und 92.
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gen — auch mit der Uberlassung an seinen zustindigen Kranken-
hausseelsorger einverstanden ist (konkludente Einwilligung).

Dabei wird den Krankenhausverwaltungen zwar das Recht zu-
gestanden, den Patienten nach seiner Konfession zu fragen, die-
ser ist aber nicht verpflichtet, diese Frage zu beantworten’.

Zweifelhaft ist, ob eine derartige konkludente Einwilligung
auch fiir eine Datenweitergabe an den Gemeindepfarrer (Hei-
matpfarrer) und an den ehrenamtlichen Besuchsdienst der Kir-
chengemeinde angenommen werden kann. Hier konnte der Pa-
tient — wenn auch wohl nur in Ausnahmeféllen — durchaus ent-
gegenstehende Griinde haben. Die bereichsspezifischen Daten-
schutzbestimmungen der Bistiimer sehen daher fiir kirchliche
Krankenhiuser eine so genannte Widerspruchslsung vor®. Die-
se besagt, dass der Patient einer Weitergabe seiner Daten (nur
Name, Adresse und Krankenhausstation) an den Heimatseelsor-
ger widersprechen kann. Sofern keine Regelung dieser Art be-
steht, sollte auf jeden Fall die Einwilligung durch einen ent-
sprechenden Hinweis bei der Aufnahme eingeholt werden.

Abschlieend sei noch einmal nachdriicklich empfohlen, in
Zweifelsfragen Rat und Auskunft beim zustindigen Daten-
schutzbeauftragten des jeweiligen (Erz-) Bistums einzuholen,
der in der Regel mit den auftretenden Fragen bereits vertraut ist
und wertvolle Ratschldge zur Einhaltung des Datenschutzes und

Im Ergebnis so auch K. Albrecht, Anstaltsseelsorge, in: Handbuch des
Staatskirchenrechts, Band II, Berlin 1975, 715; dort auch bei Problema-
tik des § 203 StGB.

Fiir das Bistum Limburg: Ordnung zum Schutz von Patientendaten in
katholischen Krankenhdusern und Rehabilitationskliniken in der Didze-
se Limburg — PatDSO, Amtsblatt 2006, S. 297 und 311.
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Beachtung der Vorschriften der KDO und anderer kirchlicher
Datenschutzbestimmungen leistet.

7.  Auskunft iiber Namen und Wohnorte von Verstorbenen

Hier gilt die Anordnung tliber die Sicherung und Nutzung der
Archive der katholischen Kirche, die von der Deutschen Bi-
schofskonferenz am 19. September 1988 beschlossen und den
Didzesanbischéfen als Didzesangesetz empfohlen wurde.”

Dabei sind Sperrfristen zu beachten. Einzelne Aktengruppen
und Aktenstiicke konnen von der Benutzung durch Dritte aus-
genommen werden. Auch ist eine Verldngerung der Sperrfrist
aus wichtigem Grunde mdglich. Insbesondere wenn das Wohl
der Kirche, schutzwiirdige Belange Dritter oder Interessen Be-
troffener gefdhrdet oder Personlichkeitsrechte, Regelungen des
staatlichen oder kirchlichen Datenschutzes oder das Steuerge-
heimnis verletzt wiirden.

Antrige sind an den Leiter des jeweiligen Didzesanarchivs zu
richten, der dann eine interne Kldrung vornimmt und auch den
Antrag bescheidet.

" Fiir das Bistum Limburg: Amtsblatt 1988, S. 101 und 102.
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5. Muster einer ,,Anordnung iiber den
Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe
in kirchlicher Tragerschaft‘

1.d.F. des Beschlusses der Vollversammlung
des Verbandes der Didzesen Deutschlands
vom 25.11.2003

»In der freien Jugendhilfe in kirchlicher Tragerschaft sind fiir
die erhobenen, verarbeiteten und genutzten Sozialdaten das So-
zialgeheimnis und dessen Sozialdatenschutzvorschriften (Sozi-
algesetzbuch I § 35 Abs. 1, Abs. 3 und 4, VIII §§ 6268, X §§
67-80, §§ 83 und 84) entsprechend anzuwenden. Im Ubrigen
gilt die Anordnung zum kirchlichen Datenschutz (KDO).*
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Merkblatt zum Sozialdatenschutz in
der freien Jugendhilfe in kirchlicher
Trigerschaft”

Merkblatt zum Sozialdatenschutz in der freien Jugendhilfe;
die Katholische Kirche betreffend
(Neufassung — Stand: Juli 2006)

I.

Der Schutz von Sozialdaten und Sozialgeheimnis wird
gewihrleistet

a)

b)

durch die Anordnung des Didzesanbischofs iiber den
Sozialdatenschutz in der freien Jugendhilfe in kirchli-
cher Tragerschaft. Diese lautet:

»In der freien Jugendhilfe in kirchlicher Tragerschaft
sind fiir die erhobenen, verarbeiteten und genutzten
Sozialdaten das Sozialgeheimnis und dessen Sozialda-
tenschutzvorschriften (Sozialgesetzbuch I § 35 Abs. 1,
Abs. 3 und 4, VIII §§ 6268, X §§ 67-80, §§ 83 und
84) entsprechend anzuwenden. Im Ubrigen gilt die
Anordnung zum kirchlichen Datenschutz (KDO).*

Zusitzlich gelten die beruflichen Geheimhaltungs-
pflichten, welche gemall § 203 StGB geschiitzt sind
(z. B. die Geheimhaltungspflicht der Ehe-, Familien-,
Erziehungs- oder Jugendberater in einer Beratungsstel-
le, die von einer Behorde oder Korperschaft, Anstalt
oder Stiftung des 6ffentlichen Rechts anerkannt ist so-
wie der staatlich anerkannten Sozialarbeiter oder Sozi-
alpddagogen).

*

Gilt uneingeschrinkt nur in den (Erz-)Didzesen, die die ,,Anordnung
iiber den Sozialdatenschutz in der freien Jugendhilfe in kirchlicher Tra-
gerschaft in Kraft gesetzt haben.
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II.

Die Sozialdatenschutzvorschriften des Sozialgesetzbuches gelten
nicht unmittelbar fiir den kirchlichen Bereich. Da aber gemal} § 61
Abs. 3 des Sozialgesetzbuches SGB VIII die Triger der freien Ju-
gendhilfe aufgerufen sind, den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Erhe-
bung, Verarbeitung oder Nutzung in entsprechender Weise zu ge-
wihrleisten, wurde die obige Anordnung des Didzesanbischofs erlas-
sen.

Diese Anordnung verlangt die Beachtung fast aller einschlidgigen So-
zialdatenschutzvorschriften (mit Ausnahme der speziellen Schadens-
ersatzbestimmungen gemif § 82 SGB X in Verbindung mit §§ 7 und
8 des Bundesdatenschutzgesetzes. Diesbeziiglich gelten die allgemei-
nen Vorschriften des Biirgerlichen Gesetzbuches; anstatt § 81 SGB X
,»Rechte des Einzelnen, Datenschutzbeauftragte* gelten die entspre-
chenden Vorschriften der KDO).

Sozialdaten in der freien Jugendhilfe sind demnach alle
Daten, die iiber junge Menschen und deren Familien be-
kannt werden (z. B. Familienverhéltnisse, Vermogensver-
héltnisse, Gesundheitszustand).

Das Sozialgeheimnis gibt jedermann einen Anspruch,
dass seine Sozialdaten auch von den Trdgern der freien
Jugendhilfe und ihren Stellen nicht unbefugt erhoben, ver-
arbeitet oder genutzt werden. Die Wahrung des Sozialge-
heimnisses umfasst die Verpflichtung, auch innerhalb des
Leistungstragers sicherzustellen, dass die Sozialdaten nur
Befugten zuginglich sind oder nur an Befugte weitergege-
ben werden. Soweit eine Ubermittlung nicht zulissig ist,
besteht keine Auskunftspflicht, keine Zeugnispflicht und
keine Pflicht zur Auslieferung von Unterlagen. Hier ste-
cken die fiir die 6ffentlichen Stellen gem. § 35 SGB I gel-
tenden Vorschriften den Rahmen ab. Betriebs- und Ge-
schiaftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich.

Die in der Anordnung genannten Vorschriften regeln den Sozi-
aldatenschutz umfassend und ins Einzelne gehend, in weiten



113

Teilen im Ergebnis nicht anders als die KDO (und das Bundes-
datenschutzgesetz):

1.

Prinzip der Datenvermeidung und der Datensparsam-
keit (vgl. auch § 2a KDO): Es diirfen nur Daten erhoben
und verwendet werden, welche zur Erfiillung der Aufga-
ben bendtigt werden.

Prinzip der informationellen Selbstbestimmung: Mit Ein-
willigung eines einwilligungsfdhigen Betroffenen und sei-
nes gesetzlichen Vertreters (bei fehlender Einwilligungs-
fahigkeit mit der Einwilligung des gesetzlichen Vertreters
allein) diirfen in diesem Rahmen immer Daten erhoben
und verwendet werden.

§ 67b Abs. 2 SGB X lautet:

Wird die Einwilligung bei dem Betroffenen eingeholt, ist er auf den
Zweck der vorgesehenen Verarbeitung oder Nutzung sowie auf die
Folgen der Verweigerung der Einwilligung hinzuweisen. Die Einwil-
ligung des Betroffenen ist nur wirksam, wenn sie auf dessen freier
Entscheidung beruht. Die Einwilligung und der Hinweis bediirfen der
Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstinde eine andere
Form angemessen ist. Soll die Einwilligung zusammen mit anderen
Erklarungen schriftlich erteilt werden, ist die Einwilligungserklarung
im dufBleren Erscheinungsbild der Erkldrung hervorzuheben.

Die Einwilligung und die Hinweise sind also in der Regel
schriftlich (mit Unterschrift) zu erteilen.

Die Einwilligung kann in der Regel von vorneherein fiir
bestimmte Félle erteilt werden, z. B. in einem Kindergar-
tenvertrag. Dabei ist die Einwilligungserklarung im &uf3e-
ren Schriftbild hervorzuheben, vgl. § 67b Abs. 2 SGB X.

Ohne Einwilligung ist eine Datenerhebung, -verarbeitung
und -nutzung nur zuldssig, wenn es dafiir eine gesetzliche
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Erméchtigung gibt. In diesem Fall ist der Grundsatz der
Transparenz zu beachten, d. h. der Betroffene soll wis-
sen, wer seine Daten und wozu er sie verwendet.

Die Ubermittlung von Sozialdaten an Dritte (vor allem
an offentliche Stellen) ist nur zuldssig

a) mit wirksamer Einwilligung,

b) fiir die Erfiillung des Zwecks, fiir welchen die Daten
befugt erhoben wurden,

c¢) fiir die Erfiillung gesetzlicher Aufgaben nach dem So-
zialgesetzbuch,

d) soweit das Sozialgesetzbuch die Dateniibermittlung
ausdriicklich erlaubt und eine Mitteilungspflicht be-
steht (z. B. nach dem Infektionsschutzgesetz),

e) aus iibergeordneten Gesichtspunkten (rechtfertigender
Notstand, mutmaBliche Einwilligung bei ,,Gefahr im
Verzug®, Wahrung berechtigter Eigeninteressen in
Beweisnot).

Von ganz besonderer Bedeutung ist der besondere Ver-
trauensschutz in der personlichen und erzieherischen
Hilfe gemal § 65 SGB VIII:

Sozialdaten, die dem Mitarbeiter des Tréigers der freien Ju-
gendhilfe zum Zweck personlicher und erzieherischer Hilfe
anvertraut worden sind, diirfen von diesem nur weitergege-
ben werden

1. mit der Einwilligung dessen, der die Daten anvertraut
hat, oder

2. dem Vormundschafts- oder dem Familiengericht zur
Erfiillung der Aufgaben nach § 8 a Abs. 3 SGB VIII,



115

wenn angesichts einer Gefdhrdung des Wohls eines
Kindes oder eines Jugendlichen ohne diese Mitteilung
eine fiir die Gewédhrung von Leistungen notwendige
gerichtliche Entscheidung nicht ermoglicht werden
konnte, oder

wenn gewichtige Anhaltspunkte fiir die Gefdhrdung
des Wohles eines Kindes oder eines Jugendlichen be-
kannt werden, an die gemall § 8a Abs. 2 SGB VIII
hinzuzuziehende ,,erfahrene Fachkraft. Gehort diese
nicht der verantwortlichen Stelle an, sind die Daten zu
anonymisieren oder pseudonymisieren, soweit die
Aufgabenerfiillung dies zulédsst oder

unter der Voraussetzung, unter denen eine der in § 203
Abs. 1 oder 3 des Strafgesetzbuches genannten Perso-
nen dazu befugt wire (z. B. Notstand).

Gibt der Mitarbeiter anvertraute Sozialdaten weiter, so
diirfen sie vom Empfianger nur zu dem Zweck weiterge-
geben werden, zu dem er diese befugt erhalten hat.

Das bedeutet:

a)

b)

Ohne Einwilligung diirfen derartige Daten grundsitz-
lich auch nicht an Vorgesetzte und andere Mitarbeiter
weitergegeben werden,;

ohne Einwilligung diirfen Aufzeichnungen iiber derar-
tige Daten anderen nicht iiberlassen werden. Solche
Aufzeichnungen sind grundsitzlich zu vernichten, so-
bald sie nicht mehr benotigt werden.



116

zu a) und b):

Deshalb kann es zweckmifig sein, z. B. beim Ab-
schluss eines Kindergartenvertrages, entsprechende
Einwilligungen einzufordern.

Erstreckung des Sozialgeheimnisses auf die (befugten)
Empfinger von Sozialdaten:

a) Hinsichtlich des besonderen Vertrauensschutzes in der
personlichen und erzieherischen Hilfe.

b) Hinsichtlich der von einem Arzt oder einem anderen
Berufsgeheimnistrager gem. § 203 Abs. 1 und Abs. 3
StGB mitgeteilten Daten.

c) Wenn kirchliche Einrichtungen von staatlichen Stellen
Sozialdaten empfangen, diirfen sie diese nur zu dem
Zweck verarbeiten oder nutzen, zu denen sie ihnen be-
fugt ibermittelt worden sind.

Vel. dazu § 65 Abs. 1 S. 2 SGB VIII, § 76 Abs. 1 SGB X
und § 78 SGB X.

Zur Ubermittlung von Sozialdaten an Dritte, insbeson-
dere staatliche Stellen, im Einzelnen:

Diese Ubermittlung ist enger und strenger geregelt als
durch die allgemeinen Datenschutzbestimmungen.

a) Besonders eng ist der oben beschriebene besondere
Vertrauensschutz in der personlichen und erzieheri-
schen Hilfe gemil3 § 65 SGB VIII; es wird die Auffas-
sung vertreten, dass diesbeziiglich sogar die Rech-
nungspriifungsdmter keine Einsicht in derartige Auf-
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b)

zeichnungen nehmen diirfen (vgl. hinsichtlich der
iibrigen Aufzeichnungen § 69 Abs. 5 SGB X).

Ubermittlungsbefugnisse nach dem SGB sind vor al-
lem geregelt in § 64 SGB VIII sowie den §§ 67 bis 75
SGB X.

Von diesen Bestimmungen diirften in der Praxis die
§§ 64 SGB VIII sowie die §§ 69, 71 Abs. 1 Nr. 1 und
2, § 75 SGB X in Betracht kommen.

Die Bestimmungen finden Sie z. B. im Internet unter
www.sozialgesetzbuch-bundessozialhilfegesetz.de

Soweit diese Bestimmungen nur die Befugnis zur Da-
teniibermittlung regeln (vgl. oben 4 d), ist zu priifen,
ob eine Verpflichtung des freien Trégers dazu besteht.
Diese kann auch auBerhalb des SGB normiert sein.
Besteht keine Verpflichtung, sollte von einer Daten-
tibermittlung abgesehen werden.

Zu § 69-Dateniibermittlung zur Erfiillung sozialer
Aufgaben sowie der gesetzlichen Aufgaben der
Rechnungshéfe und anderer Kontrollorgane:

Falls die Dateniibermittlung befugt nicht zu dem
Zweck geschieht, zu welchem die Daten erhoben wur-
den (Zweckdurchbrechung) darf der Erfolg der zu ge-
wiahrenden Leistung nicht infrage gestellt werden
(§ 64 Abs. II SGB VIII).

Zu § 71-Ubermittlung fiir die Erfiillung besonderer
gesetzlicher Pflichten und Mitteilungsbefugnisse:

Zuldssig ist demnach (selbstverstindlich) die Erfiil-
lung der gesetzlichen Mitteilungspflichten zur Abwen-
dung geplanter besonders schwerer Straftaten gemal


http://www.sozialbesetzbuch-bundessozialhilfegesetz.de/
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§ 138 StGB sowie zum Schutz der offentlichen Ge-
sundheit nach § 8 des Infektionsschutzgesetzes vom
20. Juli 2000.

Anfragen der Auslédnderbehorden sollten ohne Einwil-
ligung nicht beantwortet werden, da freie Triger und
deren Einrichtungen nicht die vom Gesetz vorausge-
setzte Auskunftspflicht haben.

Zu § 75-Ubermittlung von Sozialdaten fiir die For-
schung und Planung:

Eine Dateniibermittlung zu Planungszwecken 6ffentli-
cher Stellen kommt in aller Regel nur mit Einwilli-
gung der Betroffenen in Betracht (vgl. § 75 Abs. 1
Satz 2).

Soweit fiir eine Dateniibermittlung (ohne Einwilligung)
die Genehmigung der zusténdigen ,,obersten Bundes-
oder Landesbehorde® vorgeschrieben ist, fiihrt die an-
geordnete ,,entsprechende* Anwendung der Vorschrift
zum Erfordernis der Genehmigung des Didzesanbi-
schofs (vgl. auch die kirchliche Archivordnung; kommt
in der Praxis fiir wissenschaftliche Forschung in Be-
tracht).

Bemerkenswert ist noch:

Die in § 68 und § 73 SBG X angesprochene Daten-
iibermittlung an Behorden, welche fiir die 6ffentliche
Sicherheit und Ordnung zustédndig sind sowie fiir die
Durchfiihrung eines Strafverfahrens richtet sich an 6f-
fentliche Stellen, welche zur Amtshilfe verpflichtet
sind. Tréger der freien Jugendhilfe und deren Einrich-
tungen diirften nicht gemeint sein.
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Jedoch konnen diese Vorschriften von Bedeutung fiir
den Umfang einer entsprechenden Anwendung von
§ 35 Abs. 3 SGB I z. B. fiir die Frage der Zeugnisver-
weigerung sein.

III. In Zweifelsfillen, vor allem soweit noch keine Erfah-
rungen vorliegen, wird dringend empfohlen, beim Dio-
zesandatenschutzbeauftragten oder, soweit ein betrieb-
licher Datenschutzbeauftragter bestellt wurde, zu-
nichst bei diesem, nachzufragen. Nicht vergessen wer-
den sollte, dass Datenschutz auch die Sicherung der
Daten vor unbefugten Dritten sowie vor unbeabsichtig-
ter Vernichtung bedeutet und dass diesbeziiglich ange-
messene Maflnahmen zu treffen sind.

Datenschutzbeauftragter der bayerischen (Erz-)Didzesen im Juli 2006
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7. Anordnung iiber das kirchliche
Meldewesen (Kirchenmeldewesen-
anordnung - KMAO)

1.d.F. des Beschlusses der Vollversammlung
des Verbandes der Didzesen Deutschlands
vom 20./21.06.2005

Die staatlichen oder kommunalen Meldebehorden (Meldebehor-
den) iibermitteln der Katholischen Kirche in ihrer Eigenschaft
als offentlich-rechtliche Religionsgesellschaft zur Erfiillung ih-
rer Aufgaben nach Ma3gabe der Meldegesetze Daten (Meldeda-
ten). Empfanger der Daten sind die Bistiimer und/oder fiir ihren
Bereich die Kirchengemeinden/Pfarreien.

In diesem Zusammenhang wird folgendes angeordnet:

§1
Mitgliedschaft

(1) Als Mitglied der katholischen Kirche im Sinne dieser An-
ordnung (Kirchenmitglied) gilt jeder, der durch die Taufe
in der katholischen Kirche oder durch Ubertritt von einer
anderen Kirche oder christlichen Religionsgemeinschaft
oder durch Wiederaufnahme der katholischen Kirche an-
gehort und nicht nach den Bestimmungen des staatlichen
Rechts aus der Kirche ausgetreten ist.

(2) Die Kirchenmitgliedschaft wird vermutet, wenn die Daten
des staatlichen oder kommunalen Melderegisters entspre-
chende Angaben enthalten.
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(1)

)

(1)

2)

G)

(1)

§2

Datenschutz und andere Bestimmungen

Die Anordnung iiber den kirchlichen Datenschutz (KDO)
in der jeweils geltenden Fassung sowie bereichsspezifi-
sche Regelungen sind zu beachten.

Die kirchenrechtlichen Regelungen zur Fiithrung der Kir-
chenbiicher werden durch diese Anordnung nicht beriihrt.

§3
Mitwirkungspflichten der Kirchenmitglieder

Die Kirchenmitglieder sind verpflichtet, sich bei der zu-
stindigen Meldebehorde bei der Griindung eines neuen
oder eines weiteren Wohnsitzes anzumelden.

Die Kirchenmitglieder sind verpflichtet, bei den Meldebe-
horden ihre Bekenntniszugehorigkeit anzugeben.

Das Bistum und die Kirchengemeinde/Pfarrei sind berech-
tigt, Daten (Meldedaten und kirchliche Daten) von dem
Kirchenmitglied unmittelbar anzufordern; das Kirchenmit-
glied ist verpflichtet, die Daten mitzuteilen. Durch bi-
schofliche Anordnung kann festgelegt werden, dass das
Kirchenmitglied auch verpflichtet ist, sich bei der zustén-
digen kirchlichen Stelle anzumelden.

§4

Zusammenarbeit mit den Meldebehorden

Die zustdndigen kirchlichen Stellen, insbesondere die Kir-
chengemeinden/Pfarreien sind verpflichtet, gespendete Tau-
fen, Wiederautnahmen und Ubertritte zur Katholischen
Kirche den Meldebehorden mitzuteilen.
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2)

3)

(4)

(1)

(2)

3)

Ist in den Melderegistern der Meldebehorden die Angabe
iiber die Bekenntniszugehdrigkeit von Kirchenmitgliedern
falsch oder fehlt sie ganz, so haben die zustdandigen kirch-
lichen Stellen die Berichtigung oder Ergéinzung zu veran-
lassen.

Wird festgestellt, dass ein Kirchenmitglied seiner staatli-
chen Meldepflicht ganz oder teilweise nicht nachgekom-
men ist, so ist dieses aufzufordern, die veranlasste Mel-
dung nachzuholen. Auf etwaige ordnungsrechtliche Fol-
gen ist hinzuweisen.

Werden von der Meldebehdrde Daten eines nachweislich
verstorbenen Kirchenmitglieds iibermittelt, soll die Mel-
debehorde vom Tod des Kirchenmitglieds verstindigt
werden.

§5

Gemeindemitgliederverzeichnis

Zur Fihrung eines Gemeindemitgliederverzeichnisses
sind das Bistum und die Kirchengemeinde/Pfarrei befugt.
Die Kirchengemeinde/Pfarrei ist dazu verpflichtet.

Das Gemeindemitgliederverzeichnis kann im Weg der
elektronischen Datenverarbeitung gefiihrt werden. Dies
kann auch von zentralen kirchlichen Rechenzentren be-
sorgt werden.

Das Gemeindemitgliederverzeichnis enthélt die fiir die Er-
fiilllung des kirchlichen Auftrags erforderlichen Meldeda-
ten. Es enthélt ferner kirchliche Daten, die sich aus den
Kirchenbiichern (Matrikeln) ergeben, insbesondere Daten
iiber Taufe, Erstkommunion, Firmung, Trauung, Weihe
und Profess sowie iiber Aufnahme und Wiederaufnahme
von Kirchenmitgliedern.
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(4) Diese Daten werden zwischen den Stellen, welche das Ge-
meindemitgliederverzeichnis fithren, ausgetauscht.

(5) Auskunfts- und Ubermittlungssperren miissen ihrem
Zweck entsprechend beachtet werden.

(6) Das Bistum kann die Daten aller Gemeindemitgliederver-
zeichnisse in seinem Bereich erheben, verarbeiten oder
nutzen.

Die Kirchengemeinde/Pfarrei kann nur die Daten des Ge-
meindemitgliederverzeichnisses ihres Bereichs erheben,
verarbeiten oder nutzen.

Der Generalvikar regelt die Zugriffsberechtigung fiir das
Gemeindemitgliederverzeichnis des Bistums durch Aus-
fiihrungsvorschrift nach Malligabe der Prinzipien der
KDO, insbesondere dem Prinzip der Erforderlichkeit und
der Datensparsamkeit.

Fiir den Bereich der Kirchengemeinde/Pfarrei regelt dies
der Pfarrer bzw. der verantwortliche Leiter.

§6
Inkrafttreten
Diese Anordnung tritt am ......... in Kraft; zum gleichen Zeitpunkt

wird die Anordnung iiber das kirchliche Meldewesen (Kir-
chenmeldewesenanordnung — KMAQ) vom .......aufgehoben.
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8. Einfuhrung in die
Kirchenmeldewesenanordnung

(Winfried Fischer, Landgerichtsprdsident a. D., Datenschutzbe-
auftragter der Bayerischen (Erz-)Diozesen)

Die Kommission fiir Meldewesen und Datenschutz des Verban-
des der Didzesen Deutschlands hat folgende Erlduterung be-
schlossen:

Die bisher geltende Anordnung iiber das kirchliche Meldewesen
(KMAO) war (in den westdeutschen Didzesen) seit den Jahren
1978 bzw. 1979 in Kraft.

Die seitherige Entwicklung der Technik, z. B. der Einsatz zen-
traler Server (vgl. dazu § 5 Abs. 2), die Neufassung der Anord-
nung iiber den kirchlichen Datenschutz (KDO) sowie der Bei-
tritt der ostdeutschen Didzesen mit Wirkung vom 01. Januar
1991 zum Verband der Didzesen Deutschlands lieBen eine Neu-
fassung auch der KMAO wiinschenswert erscheinen.

Bewéhrte Regelungen wurden iibernommen (z. B. § 1 — Mit-
gliedschaft). Die KMAO versteht sich als die dem staatlichen
Meldewesen entsprechende kirchliche Regelung.

Die Mitwirkungspflichten der Kirchenmitglieder (§ 3) und die
Zusammenarbeit der kirchlichen Stellen mit den Meldebehor-
den (§ 4) sollen nicht nur der Richtigkeit und Vollstindigkeit
der Meldedaten dienen, sondern auch zum Ausdruck bringen,
dass die von den Meldebehorden iibermittelten Daten — auch —
kirchliche Daten sind.
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Der Datenschutz ist grundsétzlich in der KDO geregelt, wenn-
gleich einzelne Bestimmungen der KMAO datenschutzrechtli-
che Beziige aufweisen (vgl. § 2 Abs. 1).

Die Bestimmung iiber die Aufnahme der in den Kirchenbiichern
(Matrikeln) zu dokumentierenden kirchlichen Amtshandlungs-
daten (vgl. § 5 Abs. 3 S. 2) ist als programmatische Forderung
zu verstehen (soweit die bisher gefiihrten Gemeindemitglieder-
verzeichnisse diese Daten noch nicht enthalten). Insbesondere
wire wiinschenswert, diese Daten bei kiinftigen kirchlichen
Amtshandlungen zu tibernehmen.

SchlieBlich stellen sowohl die Prdambel als auch die Regelung
iiber das Gemeindemitgliederverzeichnis (vgl. § 5 Abs. 1, Abs.
4 sowie Abs. 6) klar, dass Herr der Daten — jeweils fiir seinen/
ihren Bereich sowohl das Bistum als auch die Kirchengemein-
de/Pfarrei sind.

Es kann angezeigt sein, dass sich Bistum und Kirchengemeinde/
Pfarrei gegenseitig vorab informieren, wenn solche Daten Drit-
ten ibermittelt werden sollen, wobei selbstverstindlich die
Ubermittlungsvorschriften der KDO zu beachten sind.

Ergénzend wird folgendes bemerkt:
1. Datenschutz (§ 2, auch § 5 Abs. 5§ KMAO)

Die Bestimmungen des Melderechtsrahmengesetzes und
der Landesmeldegesetze iiber die Zuldssigkeit von Aus-
kiinften an den Betroffenen selbst (vgl. § 8 MRRG) und
von Melderechtsregisterauskiinften an Dritte (vgl. § 21
MRRG) richten sich an die Meldebehorden und nicht an
kirchliche Stellen. Fiir letztere gelten die in der Regel
strengeren Bestimmungen der KDO. Soweit jedoch die
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Meldegesetze ausnahmsweise strengere Vorschriften ent-
halten, sind diese zu beriicksichtigen.

Damit der kirchliche Datenschutz auf dem Gebiet des
Meldewesens in jedem Fall dem Standard des staatlichen
Datenschutzes gleich kommt, bestimmt § 5 Abs. 5
KMAO, dass Auskunfts- und Ubermittlungssperren ihrem
Zweck entsprechend bertiicksichtigt werden miissen.

a) Das bedeutet fiir Auskiinfte an den Betroffenen selbst,

dass ilibergeordnete 6ffentliche oder private Interessen
entgegenstehen konnen, dieses wird nur in seltenen
Ausnahmefillen vorkommen (vgl. auch § 13 Abs. 3
KDO).
Im Fall der Daten eines betroffenen Kirchenmitglieds,
welches an Kindesstatt angenommen wurde, ist das
Adoptionsgeheimnis entsprechend § 61 Abs. 2 des
Personenstandsgesetzes sowie § 1758 BGB® zu be-
achten.

§ 61 PStG — [Einsicht]

(1) 'Einsicht in die Personenstandsbiicher, Durchsicht dieser Biicher
und Erteilung von Personenstandsurkunden kann nur von den Behdrden
im Rahmen ihrer Zustdndigkeit und von Personen verlangt werden, auf
die sich der Eintrag bezieht, sowie von deren Ehegatten, Vorfahren und
Abkémmlingen. “Behorden haben den Zweck anzugeben. ’Andere
Personen haben nur dann ein Recht auf Finsicht in die
Personenstandsbiicher, auf Durchsicht dieser Biicher und auf Erteilung
von Personenstandsurkunden, wenn sie ein rechtliches Interesse
glaubhaft machen.

(2) 'Ist ein Kind angenommen, so darf nur Behorden, den Annehmen-
den, deren Eltern, dem gesetzlichen Vertreter des Kindes und dem tiiber
sechzehn Jahre alten Kind selbst Einsicht in den Geburtseintrag gestattet
oder eine Personenstandsurkunde aus dem Geburtenbuch erteilt werden.
’Ist ein angenommenes Kind im Familienbuch der Annehmenden
eingetragen, so gilt hinsichtlich des dieses Kind betreffenden Eintrags
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fiir die Einsicht in das Familienbuch sowie fiir die Erteilung einer Perso-
nenstandsurkunde aus dem Familienbuch Satz 1 entsprechend. *Diese
Beschrankungen entfallen mit dem Tod des Kindes; § 1758 des
Biirgerlichen Gesetzbuches bleibt unberiihrt.

(3) 'Sind bei einer Person auf Grund des Gesetzes iiber die Anderung
der Vornamen und die Feststellung der Geschlechtszugehorigkeit in
besonderen Féllen vom 10. September 1980 (BGBI. I S. 1654) die Vor-
namen gedndert oder ist festgestellt worden, dass diese Person als dem
anderen Geschlecht zugehorig anzusehen ist, so darf nur Behorden und
der betroffenen Person selbst Einsicht in den Geburtseintrag gestattet
oder eine Personenstandsurkunde aus dem Geburtenbuch erteilt werden.
’Ist die betroffene Person in einem Familienbuch eingetragen, so gilt
hinsichtlich des sie betreffenden Eintrags fiir die Einsichtnahme in das
Familienbuch und fiir die Erteilung einer Personenstandsurkunde aus
diesem Familienbuch Satz 1 entsprechend. Diese Beschrinkungen
entfallen mit dem Tod dieser Person; § 5 Abs. 1 und § 10 Abs. 2 in
Verbindung mit § 5 Abs. 1 des Gesetzes iiber die Anderung der
Vornamen und die Feststellung der Geschlechtszugehdrigkeit in
besonderen Fillen bleiben unberiihrt.

§ 1758 BGB - Offenbarungs- und Ausforschungsverbot

(1) Tatsachen, die geeignet sind, die Annahme und ihre Umstéinde auf-
zudecken, diirfen ohne Zustimmung des Annehmenden und des Kindes
nicht offenbart oder ausgeforscht werden, es sei denn, dass besondere
Griinde des offentlichen Interesses dies erfordern.

(2) 'Absatz 1 gilt sinngemiB, wenn die nach § 1747 erforderliche Ein-
willigung erteilt ist. “Das Vormundschaftsgericht kann anordnen, dass
die Wirkungen des Absatzes 1 eintreten, wenn ein Antrag auf Ersetzung
der Einwilligung eines Elternteils gestellt worden ist.

§ 1747 - Einwilligung der Eltern des Kindes

(1) Zur Annahme eines Kindes ist die Einwilligung der Eltern erforder-
lich. Sofern kein anderer Mann nach § 1592 als Vater anzusehen ist, gilt
im Sinne des Satzes 1 und des § 1748 Abs. 4 als Vater, wer die
Voraussetzung des § 1600 d Abs. 2 Satz 1 glaubhaft macht.

(2) Die Einwilligung kann erst erteilt werden, wenn das Kind acht Wo-
chen alt ist. Sie ist auch dann wirksam, wenn der Einwilligende die
schon feststehenden Annehmenden nicht kennt.
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b) Bei Auskiinften an Dritte ist eine mitgeteilte Sperre
wegen Gefahr fiir Leben, Gesundheit, personliche
Freiheit oder andere schutzwiirdige Interessen fiir den
Betroffenen oder eine andere Person zu beachten.
Ferner sind das Adoptionsgeheimnis gemall § 1758
BGB und dementsprechend § 61 Abs. 2 des Personen-
standsgesetzes sowie § 61 Abs. 3 des Personenstands-

N —

(3) Sind die Eltern nicht miteinander verheiratet und haben sie keine
Sorgeerklarungen abgegeben,

kann die Einwilligung des Vaters bereits vor der Geburt erteilt werden,
darf, wenn der Vater die Ubertragung der Sorge nach § 1672 Abs. 1
beantragt hat, eine Annahme erst ausgesprochen werden, nachdem iiber
den Antrag des Vaters entschieden worden ist,

kann der Vater darauf verzichten, die Ubertragung der Sorge nach §
1672 Abs. 1 zu beantragen. Die Verzichtserkldrung muss offentlich
beurkundet werden. § 1750 gilt sinngemdB mit Ausnahme von Absatz 4
Satz 1.

(4) Die Einwilligung eines Elternteils ist nicht erforderlich, wenn er zur
Abgabe einer Erklirung dauernd auBlerstande oder sein Aufenthalt
dauernd unbekannt ist.

§ 1750 — Erklarung der Einwilligung

(1) 'Die Einwilligung nach §§ 1746, 1747 und 1749 ist dem Vormund-
schaftsgericht gegeniiber zu erkldren. *Die Erklirung bedarf der nota-
riellen Beurkundung. *Die Einwilligung wird in dem Zeitpunkt wirk-
sam, in dem sie dem Vormundschaftsgericht zugeht.

(2) 'Die Einwilligung kann nicht unter einer Bedingung oder einer Zeit-
bestimmung erteilt werden. “Sie ist unwiderruflich; die Vorschrift des §
1746 Abs. 2 bleibt unberiihrt.

(3) 'Die Einwilligung kann nicht durch einen Vertreter erteilt werden.
’Ist der Einwilligende in der Geschiftsfihigkeit beschrinkt, so bedarf
seine Einwilligung nicht der Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters.
*Die Vorschrift des § 1746 Abs. 1 Satz 2, 3 bleibt unberiihrt.

(4) 'Die Einwilligung verliert ihre Kraft, wenn der Antrag zuriickge-
nommen oder die Annahme versagt wird. “Die Einwilligung eines
Elternteils verliert ferner ihre Kraft, wenn das Kind nicht innerhalb von
drei Jahren seit dem Wirksamwerden der Einwilligung angenommen
wird.
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gesetzes im Hinblick auf das Gesetz iiber die Ande-
rung der Vornamen und die Feststellung der Ge-
schlechtszugehorigkeit in besonderen Fillen vom
10. September 1980 (,,Transsexuellengesetz“9 — BGBL.
I S. 1654) als Auskunftssperren zu beriicksichtigen.
Soweit Ausnahmen fiir Auskiinfte an Behdrden vorge-
sehen sind, gelten diese fiir die Bistiimer und Kirchen-
gemeinden/Pfarreien entsprechend. Diese Datenemp-
finger miissen die Auskunfts- und Ubermittlungssper-
ren entsprechend beachten.

Mitwirkungspflichten der Kirchenmitglieder
(§ 3 KMAO)

Die Anmeldepflicht gemél § 3 Abs. 1 ist kirchlicher Na-
tur. Sie entspricht der staatsbiirgerlichen Meldepflicht.
Minderjéhrige werden hinsichtlich ihrer Mitwirkungs-
pflichten von ihren gesetzlichen Vertretern vertreten (vgl.
can. 97 und 98 CIC).

Zusammenarbeit mit den Meldebehorden (hier: § 4
Abs. 3 Satz 2 KMAO)

Mit den ordnungsrechtlichen Folgen, auf die hingewiesen
werden soll, sind die Sanktionen gemeint, welche in den
Meldegesetzen vorgesehen sind, insbesondere hinsichtlich
der Vernachlissigung der An- und Abmeldepflicht.

Text abgedruckt unter http://bundesrecht.juris.de/tsg/.
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Vorabinformation fiir den Fall einer Dateniibermitt-
lung an Dritte — letzter Satz der Einfiihrung —

Gemeint sind Fille, bei denen Anhaltspunkte dafiir beste-
hen, dass der Dritte z. B. ein gemeinniitziger Verein so-
wohl an das Bistum als auch an eine Kirchengemeinde/
Pfarrei mit der Bitte um Dateniibermittlung herangetreten
ist, z. B. zum Zweck einer Spendensammlung. Die Vorab-
information soll voneinander abweichende Entscheidun-
gen verhindern.
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Fundstellen datenschutzrechtlicher

und melderechtlicher Vorschriften
in kirchlichen Amtsblattern

Anordnung iiber den kirchlichen Datenschutz (KDQO)

(Erz-)Bistum Datum
Aachen 21.08.2003
Augsburg 16.09.2003
Bamberg 10.10.2003
Berlin 20.08.2003
Dresden-Meiflen 25.11.2004
Eichstitt 09.12.2003
Erfurt 10.12.2003
Essen 11.09.2003
Freiburg 30.12.2003
Fulda 26.01.2004
Gorlitz o.D.
Hamburg 31.10.2003
Hildesheim 15.10.2003
Koln 26.09.2003
Limburg 25.09.2003
Magdeburg o.D.
Mainz 12.12.2003
Miinchen und Freising 29.09.2003
Miinster (nrw Teil)
Miinster (oldenbg. Teil) 19.11.2003
Osnabriick
Paderborn
Passau
Regensburg
Rottenburg-Stuttgart
Speyer 17.11.2003
Trier
Wiirzburg

10

Sonderausgabe

Amtsblatt
vom

01.10.2003
23.09.2003
24.10.2003
01.10.2003
06.12.2004
09.12.2003
11.12.2003
24.10.2003
16.01.2004
03.03.2004
29.08.2003
15.11.2003
31.10.2003
14.10.2003
15.11.2003
10.01.2005
13.01.2004
15.10.2003
15.10.2003
15.12.2003
07.11.2003
26.09.2003
01.10.2003
30.10.2003
13.10.2003
14.01.2004
01.11.2003
25.10.2003

Seite

230
437
360
100
216
229
53
98
224
29
1
149
215
249
203
13
31
302
220
285
306
168
110
137
629
2
248
281

Datum des
Inkrafttretens

01.10.2003
01.11.2003
01.11.2003
01.10.2003
01.01.2005
01.01.2004
01.01.2004
01.10.2003
01.01.2004
03.03.2004
01.09.2003
01.11.2003
01.11.2003
26.09.2003
01.01.2004
01.02.2005
01.01.2004
01.12.2003

01.12.2003

01.11.2003

01.01.2004

01.01.2004

01.11.2003



132

Durchfiihrungsverordnung zur KDO (KDO-DVO)

(Erz-)Bistum Datum Amtsblatt Seite Datum des
vom Inkrafttretens

Aachen 04.09.2003  01.10.2003 243 01.10.2003

Augsburg o.D. 23.09.2003 459 01.09.2003

Bamberg o.D. 24.10.2003 384 01.09.2003

Berlin 03.09.2003  01.10.2003 107 01.10.2003

Dresden-Meiflen 26.11.2004  06.12.2004 229 01.01.2005

Eichstitt 09.12.2004  09.12.2003 246 01.01.2004

Erfurt o.D. 11.12.2003 62 01.01.2004

Essen 11.09.2003  24.10.2003 107 01.10.2003

Freiburg o.D. 16.01.2004 234 01.01.2004

Fulda 26.01.2004  03.03.2004 36 03.03.2004

Gorlitz o.D. 29.08.2003 16 01.09.2003

Hamburg o.D. 15.11.2003 158 01.11.2003

Hildesheim 15.10.2003  31.10.2003 233 01.11.2003

Koln 0.D. 14.10.2003 257 "

Limburg 25.09.2003  15.11.2003 212 01.01.2004

Magdeburg o.D. 10.01.2005 13 01.02.2005

Mainz 15.12.2003  13.01.2004 31 01.01.2004

Miinchen und Freising 15.10.2003 324

Miinster (nrw Teil) 15.10.2003 229

Miinster (oldenbg. Teil) 19.11.2003  15.12.2003 294 19.11.2003

Osnabriick 07.11.2003 315

Paderborn 26.09.2003 176

Passau 01.10.2003 12"

Regensburg 30.10.2003 146

Rottenburg-Stuttgart 13.10.2003 638

Speyer 19.11.2003  14.01.2004 23 01.01.2004

Trier 01.11.2003 2

Wiirzburg 25.10.2003 297

" Die Inkraftsetzung erfolgt mit dem Datum der Verdffentlichung im

Amtsblatt.

12 Sonderaus gabe
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Anordnung iiber das kirchliche Meldewesen
(Kirchenmeldewesenanordnung- KMAO)

(Erz-)Bistiimer

Aachen

Augsburg
Bamberg

Berlin
Dresden-Meif3en
Eichstitt

Erfurt

Essen

Freiburg

Fulda

Gorlitz

Hamburg
Hildesheim

Koéln

Limburg
Magdeburg

Mainz

Miinchen

Miinster (nrw Teil)
Miinster (oldenb. Teil)
Osnabriick
Paderborn

Passau
Regensburg
Rottenburg-Stuttgart
Speyer

Trier

Wiirzburg

- Neufassung 2005 -
Datum Amtsblatt
vom

14.10.2006  01.11.2005
12.12.2005  12.12.2005
07.10.2005  25.10.2005
17.10.2005  01.11.2005
10.10.2005  10.10.2005
19.10.2005  19.10.2005
21.03.2006  28.04.2006
09.01.2006  09.01.2006
16.09.2005  19.09.2005
31.10.2005  15.11.2005
01.11.2005  14.11.2005
24.10.2005  01.12.2005
21.12.2005  15.01.2006
01.07.2006  01.08.2006
14.11.2005  14.12.2005
23.09.2005  27.10.2005
01.09.2005  01.10.2005
14.10.2005  15.01.2006
07.10.2005  16.11.2005
26.10.2005  30.11.2005
01.12.2005  15.12.2005
15.11.2005  15.11.2005
15.02.2006  15.03.2006
14.12.2005  10.02.2006
29.11.2005 01.01.2006
24.01.2006  15.03.2006

Seite

272
514
434
129
168
233

56

16
207
290
347
224

55
171
507
193

43
295
201
101
158

54

12

12

66

Datum des
Inkrafttretens

01.01.2006
01.01.2006
01.10.2005
01.11.2005
01.10.2005
19.10.2005

01.04.2006

01.12.2005
01.10.2005
01.01.2006
01.01.2006
01.01.2006
01.01.2006
01.07.2006
01.01.2006
01.01.2006
01.10.2005
01.12.2005
01.11.2005
01.01.2006
01.01.2006
01.01.2006
01.04.2006
01.01.2006
01.10.2005
01.03.2006
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Weitere bereichsspezifische datenschutzrechtliche Regelungen
der (Erz-)Bistiimer
(Stand: 01.04.2010)

(Erz-)Bistum
Sachverhalt Datum Amtsblatt Seite Datum des
vom Inkrafttretens

Aachen (vollstandige Ubersicht)

Personenbezogene Daten im
Zusammenhang mit dem
Weltjugendtag 0.D. 01.07.2005 163

Ausfihrungsbestimmungen zum
Datenschutz beim Einsatz von
Informationstechnik 05.09.2005 01.10.2005 250 01.10.2005

Ordnung zum Schutz von Patienten-

daten in katholischen Krankenhausem

und Einrichtungen im Bistum Aachen

(PatDSO) 05.09.2005 01.10.2005 246 01.10.2005

Ausfuhrungsrichtlinien zur Anordnung
Uber den Kirchlichen Datenschutz
- KDO fiir den pfarrlichen Bereich 05.09.2005  01.10.2005 249 01.10.2005

Anordnung Uber den kirchlichen

Datenschutz fir die Verarbeitung

personenbezogener Daten in den

katholischen Schulen im Bistum Aachen  01.08.2006  01.09.2006 ~ 252 01.09.2006
1. Anderung 29.01.2010  01.03.2010 97 01.02.2010

Anordnung Uber die Sicherung
und Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche 2207.1991 15.08.1991 114 01.09.1991

Augsburg (Auswahl)

Ubermittlung personenbezogener
Daten im Zusammenhang mit

dem Weltjugendtag o.D. 20.04.2005 202
Anordnung iiber den Sozialdaten-

schutz in der freien Jugendhilfe 0.D. 23.09.2003 469
Veréffentlichung von Kirchenaustritten o.D. 14.01.1999 48

Anordnung Uber die Sicherung
und Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche 05.10.1988  13.10.1988 709
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(Erz-)Bistum
Sachverhalt Datum Amtsblatt Seite  Datum des
vom Inkrafttretens

Bamberg (Auswahl)

Anordnung Uber den Sozial-

datenschutz in der freien

Jugendhilfe in kirchlicher

Tragerschaft 19.05.2004  28.06.2004 211

Anordnung Uber die Sicherung und
Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche 17111988  30.12.1988 313

Berlin (Auswahl)

Datenschutz und Weltjugendtag
- Muster einer Verpflichtungserklarung 0.D. 01.05.2005 49

Datentibermittlung im Zusammenhang
mit den Fusionen der Kirchengemeinden 0. D. 01.10.2003 109

Anordnung Uber die Sicherung und
Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche 01.01.1989 9

Begriindung zur Anordnung Uber die
Sicherung und Nutzung der Archive
der Katholischen Kirche 01.01.1989 11

Dresden-MeiRen (Auswahl)

Anordnung Uber die Sicherung und
Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche 01.02.1991  10.05.1993 125

Sicherung und Nutzung von Pfarr-
matrikeln (Kirchenbiicher) 16.10.2009  23.10.2009 149

Richtlinien fiir die Benutzung alterer
Kirchenblcher im Bistum Dresden-
Meifken 16.10.2009  23.10.2009 150

Eichstéatt (Auswahl)

Anordnung Uber den Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe in kirchlicher
Tragerschaft 11.08.2004 188
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(Erz-)Bistum
Sachverhalt Datum Amtsblatt Seite  Datum des
vom Inkrafttretens

(noch Eichstétt)

Anordnung iber die Sicherung und
Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche 11.11.1988 294

Erfurt (vollstandige Ubersicht)

Anordnung iiber den Sozial
datenschutz in der freien
Jugendhilfe in kirchlicher Tragerschaft 14.09.2004 54

Anordnung iiber die Sicherung
und Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche 01.04.1993 08.04.1993  Heft4,
S.2  01.04.1993

Essen (vollstandige Ubersicht)

Anordnung Uber den Sozial-
datenschutz in der freien
Jugendhilfe in kirchlicher Tragerschaft 06.12.2004 21.01.2005 4

Anordnung iber den kirchlichen

Datenschutz fiir die Verarbeitung

personenbezogener Daten in den

katholischen Schulen in freier Trager-

schaft im Bistum Essen (KDO-Schulen) 29.12.2005 27.01.2006 1 01.01.2006
1. Anderung (Anlage 1) 04.11.2009 20.11.2009 215 01.12.2009

Ordnung zum Schutz von

Patientendaten in katholischen

Krankenhausern und Einrichtungen

im Bistum Essen — PatDSO - 29.12.2005 27.01.2006 7 01.01.2006

Ausflihrungsbestimmungen zum
Datenschutz beim Einsatz von
Informationstechnik 29.12.2005 27.01.2006 1 01.01.2006

Ausflihrungsrichtlinien zur Anordnung
Uber den kirchlichen Datenschutz
-KDO 29.12.2005 27.01.2006 14 01.01.2006

Anordnung iiber die Sicherung
und Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche 18.11.1988 20121988 147 01.01.1989
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(Erz-)Bistum
Sachverhalt Datum Amtsblatt Seite  Datum des
vom Inkrafttretens

Freiburg (Auswahl)

Ubermittlung personenbezogener
Daten im Zusammenhang mit
dem Weltjugendtag 2005 o.D. 23.05.2005 76

Anordnung Uber die Sicherung
und Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche 12.12.1988  09.01.1989 6

Fulda (Auswahl)

Ordnung zum Schutz von

Patientendaten in katholischen

Krankenhausern und Rehabilitations-

kliniken in der Ditzese Fulda (PatDSO) ~ 13.11.2006  06.12.2006 107 01.11.2006

Anordnung Uber die Sicherung
und Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche 15.11.1988  29.12.1988 96 01.01.1989

Gérlitz (volistandige Ubersicht)

Anordnung Uber den Sozialdaten-
schutz in der freien Jugendhilfe
in kirchlicher Tragerschaft o.D. 14.01.2004 4

Anordnung Uber die Sicherung
und Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche 12.12.1990  20.02.1991 12 01.01.1990

Pfarrbrief und Datenschutz 29.08.2001  29.08.2001 3

Verdéffentlichung von Kirchenaus-
tritten (Datenschutz) o.D. 30.06.1999 2

Hamburg (vollstandige Ubersicht)

Anordnung Uber den Sozial-
datenschutz in der freien Jugendhilfe
in kirchlicher Tragerschaft 15.03.2005 34

Verpflichtungserklarung fiir ehrenamt-

liche Mitarbeiter in den Kirchen-

gemeinden in Zusammenhang mit der

Durchfiihrung des Weltjugendtages 2005 01.06.2005 221
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(Erz-)Bistum

Sachverhalt Datum Amtsblatt Seite  Datum des
vom Inkrafttretens

(noch Hamburg)

Die nachfolgenden Vorschriften wurden vom Bistum Osnabriick vor Errichtung des Erzbistums Hamburg
erlassen. Sie gelten aufgrund des Konkordatsvertrages auch fiir die neu gegriindete Erzdidzese Hamburg.
Sie wurden im Amtsblatt der Erzdiézese Hamburg jedoch nicht neu veréffentlicht. Im Kirchlichen Amtsblatt
erschienen lediglich Hinweise, welche Vorschriften weiter gelten. Im einzelnen: Kirchl. Amtsblatt fiir die
Erzdiozese Hamburg vom 15.12.1995, Bd. 1, Nr. 14, Art. 153, S. 140; Kirchl. Amtsblatt fiir die Erzdiézese
Hamburg vom 17.01.1996, Bd. 2 Nr. 1, Art. 14, S. 15

In der nachfolgenden Ubersicht ist daher jeweils die Fundstelle im Amtsblatt des Bistums Osnabriick
angegeben.

Richtlinien zum Einsatz von Arbeitsplatz-
computem in der Diézese Osnabriick 27.07.1994 12.08.1994 68 01.08.1994

Anordnung zum Schutz personen-

bezogener Daten in katholischen

Schulen in freier Tragerschaft

in der Diézese Osnabriick 15.06.1989 23.06.1989 200 01.08.1989
1. Anderung 23.07.1991 27.08.1991 249 15.08.1991

Ordnung zum Schutz von Patienten-

daten in katholischen Krankenhausem

in der Diézese Osnabriick 21.03.1990 30.03.1990 41 01.04.1990
1. Anderung 30.06.1995 16.06.1995 242 01.08.1995

Ordnung zum Schutz von personen-
bezogenen Daten bei Friedhdfen in
kirchlicher Tragerschaft in der Didzese

Osnabriick 01.09.1992 25.09.1992 98 01.01.1993
Anordnung Uber die Sicherung und

Nutzung der Archive der

Katholischen Kirche 15.11.1988 18.11.1988 124

Grundsatze zur Nutzung gesperrten

kirchlichen Schrift- und Dokumentations-

gutes aufgrund von Sondergenehmi-

gungen 23.08.1993 08.10.1993 237

Datenschutz bei der Ubermittlung
personenbezogener Daten tber
Telefaxgeréte 24.11.1991 26.11.1991 282
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(Erz-)Bistum
Sachverhalt Datum Amtsblatt Seite  Datum des
vom Inkrafttretens

Hildesheim (vollstandige Ubersicht)

Anordnung zum Schutz

personenbezogener Daten in

katholischen Schulen in freier

Trégerschaft in der Dibzese Hildes-

heim (KDO-Schulen) 07.03.2008  25.03.2008 72 01.04.2008

Ausfihrungsvorschrift zu § 7 der

Anordnung zum Schutz personen-

bezogener Daten in katholischen

Schulen in freier Tragerschaft

in der Didzese Hildesheim 07.03.2008  25.03.2008 78 01.04.2008

Anordnung Uber den Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe in
kirchlicher Tragerschaft 01.08.2004 17.08.2004 235 17.18.2004

Ordnung zum Schutz von Patientendaten
in katholischen Krankenh&usem
in der Didzese Hildesheim 01.03.1990 22031990 80 01.04.1990

Ordnung zum Schutz von personen-
bezogenen Daten bei Friedhéfen in
kirchlicher Tragerschaft 01.12.1992 21121992 305 01.01.1993

Anordnung Uber die Sicherung und
Nutzung der Archive der
katholischen Kirche 12.12.1988 22121988 391 12.12.1988

Besonderer Schutz von Computerpro-
grammen nach dem Urheberrechts-
gesetz 01.10.1993 28.01.1994 49 01.10.1993

Datenschutz bei der Ubermittiung per-
sonenbezogener Daten Uber Telefax ~ 01.11.1992 23111992 260 01.11.1992

Richtlinien fiir den Einsatz von

Informationstechnik sowie den Daten-

schutz am Arbeitsplatz in der Didzese

Hildesheim 01.07.1991 23.05.1991 126 01.07.1991

Richtlinien zum Einsatz von Arbeits-
platzcomputern in der Didzese Hildes-
heim 01.11.1994 07121994 413 01.11.1994

Veroffentlichung von persénlichen
Daten (z.B. Altersjubilaum) in Pfarr-
briefen und &hnlichen Publikationen 08.01.1998 23.01.1998 24 08.01.1998
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(Erz-)Bistum
Sachverhalt Datum

(noch Hildesheim)

Verlangerung der Geltung bereichs-

spezifischer datenschutzrechtlicher
Ausflihrungsbestimmungen zur Anordnung

liber den kirchlichen Datenschutz 18.12.2003

Anordnung zum Schutz personenbezogener

Daten bei der Durchfiihrung von
Fundraising-Malnahmen im Bistum

Hildesheim — FundrO 15.02.2006

Sicherung und Nutzung von Pfarr-
matrikeln (Kirchenbiichern) 13.02.2008

Kéln (volistéandige Ubersicht)

Anordnung iber den kirchlichen

Datenschutz fiir die Verarbeitung
personenbezogener Daten in den

katholischen Schulen in freier

Tréagerschaft im Erzbistum Kdln

(KDO-Schulen) 02.02.2006
1. Anderung 22.10.2009

Ausflihrungsbestimmungen zum
Datenschutz beim Einsatz von
Informationstechnik 01.09.2005

Verpflichtungserklarung fiir ehren-
amtliche Mitarbeiter in den Kirchen-
gemeinden in Zusammenhang mit der
Durchfiihrung des

Weltjugendtages 2005

Anordnung iiber den Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe in
kirchlicher Tragerschaft 14.01.2004

Ausfiihrungsrichtlinien zur Anordnung
Uber den kirchlichen Datenschutz
(AusfRL-KDO) 01.09.2005

Ordnung zum Schutz von Patientendaten
in katholischen Krankenhgusern und
Einrichtungen im Erzbistum — PatDSO - 01.09.2005

Anordnung uber die Sicherung und
Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche 14.10.1988

Amtsblatt
vom

16.01.2004

31.03.2006

25.03.2008

01.03.2006
01.11.2009

01.10.2005

01.06.2005

01.03.2004

01.10.2005

01.10.2005

01.11.1988

Seite

20

88

70

57
237

314

221

96

313

304

219

Datum des
Inkrafttretens

18.12.2003

01.01.2006

13.02.2008

01.03.2006
01.11.2009

01.09.2005

01.03.2004

01.10.2005

01.10.2005
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(Erz-)Bistum
Sachverhalt Datum

Limburg (vollstandige Ubersicht)

Richtlinie fir den Einsatz von
Informationstechnik in der
Didzese Limburg 21.12.2005

Ordnung zum Schutz von Patientendaten

in katholischen Krankenhausem und
Rehabilitationskliniken in der

Didzese Limburg — PatDSO 29.08.2006
1. Anderung 13.11.2006

Ordnung zum Schutz personen-

bezogener Daten in katholischen

Schulen in freier Tragerschaft in der

Didzese Limburg 25.09.2003

Anordnung zum kirchlichen Datenschutz
hinsichtlich der Bekanntmachung
besonderer Ereignisse 24.02.1999

Anordnung Uber den Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe in
kirchlicher Tragerschaft 14.01.2004

Ubermittlung personenbezogener Daten
im Zusammenhang mit dem
Weltjugendtag 2005 25.05.2005

Anordnung Uber die Sicherung und
Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche 17.10.1988

Anordnung Uber die Sicherung und
Nutzung von Pfarrmatrikeln (Kirchen-

biicher) im Bistum Limburg 10.04.2008
Magdeburg (Auswahl)

Anordnung Uber die Sicherung und

Nutzung der Archive der

Katholischen Kirche 14.07.2006

Mainz (vollstandige Ubersicht)

Ordnung zum Schutz personenbe-

zogener Daten in katholischen

Schulen in freier Tragerschaft in der

Ditzese Mainz 15.12.1992

Amtsblatt
vom

15.01.2006

10.10.2006
01.12.2006

15.11.2003

15.03.1999

01.03.2004

10.06.2005

01.11.1988

01.06.2008

01.08.2006

20.01.1993

Seite

225

297
311

215

26

277

108

101

49

56

22

Datum des
Inkrafttretens

01.01.2006

01.11.2006

01.01.2004

01.03.2004

01.11.1988

14.07.2006

01.01.1993
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(Erz-)Bistum
Sachverhalt Datum

(noch Mainz)

Anordnung iiber den Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe in kirchlicher

Tragerschaft o.D.
,Weltjugendtag 2005*
- Datenschutzrechtlicher Hinweis 0.D.

Ordnung zum Schutz von Patienten-
daten in katholischen Krankenhdusem

in der Di6zese Mainz 29.10.1996

Anordnung iber die Sicherung und
Nutzung der Archive der

Katholischen Kirche 22.11.1988

Miinchen u. Freising (Auswabhl)

Anordnung iiber den Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe in

kirchlicher Tragerschaft 16.06.2004

Datenschutzbestimmungen fiir eine
regelméaRige Pflege der Daten von

Pfarreien im Internetauftritt des

Erzbistums o.D.

Suchmaschine fiir Pfarreien im

Internetportal des Erzbistums

Minchen und Freising und Angebote

von privaten Unternehmen o.D.

Datenschutz im Hinblick auf die

Ubermittlung von Pilgerdaten an
ehrenamtliche Mitarbeiter vor Ort in den
Kirchengemeinden (Weltjugendtag) o.D.

Anordnung iber die Sicherung und
Nutzung der Archive

der Katholischen Kirche 28.12.1988

Richtlinien fiir die Benutzung von
Arbeitsplatzcomputern (APC) im Bereich
des erzbischéflichen Ordinariats

Amtsblatt
vom

10.11.2004

19.05.2005

30.10.1996

15.12.1988

28.07.2004

20.12.2006

20.12.2006

30.05.2005

13.02.1989

27.06.2001

Seite

236

64

115

123

286

436

436

214

126

245

Datum des
Inkrafttretens

10.11.2004

19.05.2005

01.11.1996

jahrlich wie-
derholend
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(Erz-)Bistum
Sachverhalt Datum

Miinster (nrw Teil) (vollsténdige Ubersicht)

Anordnung Uber den kirchlichen

Datenschutz fir die Verarbeitung
personenbezogener Daten in den

katholischen Schulen im Bistum Miinster,
nordrheinwestfalischer Teil

(KDO-Schulen) 01.09.2005
1. Anderung (Anlage 1) 06.10.2009

Ausfiihrungsbestimmungen zur

Anordnung Uber den kirchlichen

Datenschutz (KDO)

vom 10.01.1979 fiir die Verarbeitung

von personenbezogenen Daten in den

kirchlichen freien Schulen des Bistums

Miinster, nrw Teil 01.11.1989

Ordnung zum Schutz von Patienten-

daten in katholischen Krankenhausern

und Einrichtungen im Bistum Miinster,
nordrheinwestfalischer Teil - PatDSO -  01.09.2005

Anordnung Uber den Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe in kirchlicher
Tréagerschaft 22.04.2004

Anordnung Uber die Sicherung und
Nutzung der Archive der Katholischen
Kirche 16.12.1988

Ausfiihrungsbestimmungen zum
Datenschutz beim Einsatz von
Informationstechnik 01.09.2005

Ausflihrungsrichtlinien zur Anordnung
Uber den kirchlichen Datenschutz
- KDO - fiir den pfarramtlichen Bereich 01.09.2005

Dienstanweisung tiber die Benutzung

und Behandlung elektronischer Post

(E-Mails) im Bischéflichen General-

vikariat und Offizialat Minster'? 01.03.2004

Dienstanweisung tiber die Nutzung
des Intemets im Bischéflichen General-
vikariat und Offizialat Miinster'* 08.06.2005

13

schutz im Bistum Miinster, Miinster 2006.

Amtsblatt
vom

01.10.2005
01.11.2009

15.11.1989

01.10.2005

15.05.2004

01.06.1998

01.10.2005

01.10.2005

Seite

208
200

186

205

126

139

215

218

Datum des
Inkrafttretens

01.10.2005
01.11.2009

01.10.2005

01.10.2005

01.10.2005

01.04.2004

01.07.2005

ver6ffentlicht in: von Cohausen-Schiissler [Hrsg.], Information zum kirchlichen Daten-
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(Erz-)Bistum
Sachverhalt Datum

Miinster (oldenburgischer Teil) (Auswahl)

Anordnung zum Schutz personen-

bezogener Daten in katholischen Schulen

in freier Tragerschaft im Offizialatsbezirk
Oldenburg 06.07.1989

Anordnung iiber den Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe in
kirchlicher Tragerschaft 21.05.2004

Ordnung zum Schutz von Patienten-
daten in katholischen Krankenhdusemn
im Offizialatsbezirk Oldenburg 0.D.

Ordnung zum Schutz von personen-
bezogenen Daten bei Friedhdfen in
kirchlicher Tragerschaft 01.12.1992

Richtlinien zum Einsatz von Arbeitsplatz-
computern in der rdm.-kath. Kirche

im oldenburgischen Teil

des Bistums Minster 09.08.1994

Osnabriick (vollstandige Ubersicht)

Anordnung zum Schutz personen-

bezogener Daten in katholischen

Schulen in freier Tragerschaft in der

Didzese Osnabriick (vom 01.09.1989)

Neufassung 21.04.2008

Ausfihrungsvorschrift zu § 7 der

Anordnung zum Schutz personen-

bezogener Daten in katholischen

Schulen in freier Tragerschaft in der

Diézese Osnabriick 21.04.2008

Ordnung zum Schutz von Patienten-

daten in katholischen Krankenhausern

in der Didzese Osnabriick 21.03.1990
1. Anderung 30.06.1995

Ordnung zum Schutz von personen-

bezogenen Daten bei Friedhdfen in

kirchlicher Tragerschaft in der Dibzese

Osnabriick 01.09.1992

Amtsblatt
vom

15.11.1989

15.06.2004

01.05.1995

15.12.1992

15.11.1994

19.05.2008

19.05.2008

30.03.1990
16.06.1995

25.09.1992

Seite

184

138

116

181

152

56

59

41
242

98

Datum des
Inkrafttretens

01.08.1989

01.01.1993

15.11.1994

01.06.2008

01.06.2008

01.04.1990
01.08.1995

01.01.1993

¥ Wie Fn. 12.
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(Erz-)Bistum
Sachverhalt Datum

(noch Osnabriick)

Anordnung Uber die Sicherung und
Nutzung der Archive der Katholischen
Kirche 15.11.1988

Grundsatze zur Nutzung gesperrten

kirchlichen Schrift- und Dokumentations-

gutes aufgrund von Sondergeneh-

migungen 23.08.1993

Datenschutz bei der Ubermittlung
personenbezogener Daten tiber
Telefaxgerate 24.11.1991

Richtlinien zum Einsatz von Arbeitsplatz-
computern in der Didzese Osnabriick  27.07.1994

Anordnung Uber den Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe in kirchlicher
Tréagerschaft 12.10.2004

Weltjugendtag 2005, Datenschutz 08.06.2005

Paderborn (Auswahl)

Anordnung Uber den kirchlichen

Datenschutz fiir die Verarbeitung
personenbezogener Daten in den

katholischen Schulen in freier

Trégerschaft im Erzbistum Paderborn
(KDO-Schulen) 24.06.1998
1. Anderung (Anlage 1) 23.10.2009

Anordnung Uber den Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe in kirchlicher
Trégerschaft

Umgang mit personenbezogenen Daten
im Zusammenhang mit dem
Weltjugendtag 2005 o.D.

Ausfiihrungsrichtlinien zur Anordnung
Uber den kirchlichen Datenschutz
fir das Erzbistum Paderborn 15.07.2005

Verwaltungsverordnung zum Datenschutz
beim Einsatz von
Informationstechnik (IT-VVO) 15.07.2005

Amtsblatt
vom

18.11.1988

08.10.1993

26.11.1991

12.08.1994

16.11.2004
22.06.2005

30.07.1998
29.10.2009

28.05.2004

31.05.2005

29.08.2005

29.08.2005

Seite

124

237

282

68

145
225

70
116

80

81

133

133

Datum des
Inkrafttretens

01.08.1994

01.07.1998
01.12.2009

01.09.2005

01.09.2005
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(Erz-)Bistum
Sachverhalt Datum

(noch Paderborn)

Veerordnung zur Bestimmung der

zustandigen Stelle im Sinne von

§ 5 Abs. 3 Satz 1 der Verwaltungsver-

ordnung zum Datenschutz beim Einsatz

von Informationstechnik (IT-VVO) 25.08.2006

Anordnung iber die Sicherung und
Nutzung der kirchlichen Archive im
Erzbistum Paderborn 17.12.2007

Passau (Auswahl)

Anordnung Uber den Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe in
kirchlicher Tragerschaft

Ubermittlung personenbezogener Daten
im Zusammenhang mit dem

Weltjugendtag 2005 o.D.
Anordnung iber die Sicherung und

Nutzung der Archive der

Katholischen Kirche 19.09.1988
Regensburg (Auswahl)

Ubermittlung personenbezogener Daten
im Zusammenhang mit dem
Weltjugendtag 2005 o.D.

Anordnung iber die Sicherung und
Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche 03.11.1988

Anordnung Uber den Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe

Rottenburg-Stuttgart (Auswahl)

Anordnung Uber den Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe in
kirchlicher Tragerschaft 04.02.2004

Anordnung iber die Sicherung und
Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche

Amtsblatt
vom

29.09.2006

28.01.2008

24.05.2004

01.06.2005

29.11.1988

09.05.2005

10.11.1988

18.12.2002

15.03.2004

13.12.1989

Seite

13

47

36

121

61

158

142

59

735

Datum des
Inkrafttretens

01.10.2006

28.01.2008

01.12.1998

01.12.1988
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(Erz-)Bistum
Sachverhalt Datum

(noch Rottenburg-Stuttgart)

Anordnung zum Schutz personen-

bezogener Daten bei der Durchfiihrung

von Fundraising-Mafinahmen im

Bistum Rottenburg-Stuttgart 01.12.2006

Einrichtung des betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten fiir die Kurie 30.11.2009

Ausfiihrungsvorschrift zur Anordnung

Uber den kirchlichen Datenschutz zur
Gewahrleistung des Schutzes perso-
nenbezogener Daten bei der Durch-

fuhrung von Fundraisingmanahmen

in der Di6zese Rottenburg-Stuttgart ~ 02.12.2009

Speyer (vollstandige Ubersicht)

Ordnung zum Schutz personen-

bezogener Daten in katholischen

Schulen in freier Tragerschaft in

der Diézese Speyer 01.04.2004

Schutz personenbezogener Daten

im Zusammenhang mit dem

Weltjugendtag 2005

- Verpflichtungserklarung 0.D.

Anordnung Uber den Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe 17.11.2003

Ordnung zum Schutz von Patientendaten
in katholischen Krankenhdusern
in der Dibzese Speyer o.D.

Anordnung Uber die Sicherung und
Nutzung der Archive der
Katholischen Kirche 10.11.1988

Trier (vollstandige Ubersicht)

Anordnung Uber den Sozialdatenschutz
in der freien Jugendhilfe in
kirchlicher Tragerschaft

Ordnung zum Schutz von Patientendaten
in katholischen Krankenhausem und
Rehabilitationskliniken im Bistum Trier 20.12.2006

Amtsblatt
vom

22.12.2006

15.12.2009

15.12.2009

11.05.2004

14.06.2005

14.01.2004

13.07.1995

25.11.1988

01.06.2004

01.01.2007

Seite

309

340

342

122ff

467

22

456

270

199

Datum des
Inkrafttretens

01.04.2004

01.01.2004

01.07.1995

01.01.1989

01.01.2007
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(Erz-)Bistum
Sachverhalt

(noch Trier)

Anordnung iber die Sicherung und
Nutzung der Archive
der Katholischen Kirche

Wiirzburg (Auswahl)

Anordnung iber die Sicherung und
Nutzung der Archive
der Katholischen Kirche

Anordnung iiber den Sozialdaten-
schutz in der Jugendhilfe in
kirchlicher Tragerschaft

Sicherung und Nutzung von
Kirchenblichern

Datum

09.11.1988

01.12.1988

05.04.2004

0.D.

Amtsblatt
vom

15.11.1988

01.12.1988

16.04.2004

01.07.2008

Seite

263

551

71

222

Datum des
Inkrafttretens

01.01.1989
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10. Datenschutzbeauftragte

(Stand: 13. Februar 2017)

Aktualisierungen erfolgen auf der Website:
http://www.dbk.de/imperial/md/content/schriften/dokumente/
datenschutzbeauftragte.pdf

Bistum Aachen

Leiter des Katholischen Datenschutzzentrums
Steffen Pau

Brackeler Hellweg 144

44309 Dortmund

Tel.: 0231/138985-0

Fax: 0231/138985-22

E-Mail: info@kdsz.de

Bistum Augsburg
Vorsitzender Richter am Bayerischen Obersten Landesgericht a. D.

Jupp Joachimski

Rochusstrafie 5-7

80333  Miinchen

Tel.: 089/21371796

Fax: 089/2137271796

E-Mail: jjoachimski@ordinariat-muenchen.de

Erzbistum Bamberg

Vorsitzender Richter am Bayerischen Obersten Landesgericht a. D.
Jupp Joachimski

Rochusstrafie 5-7

80333  Miinchen

Tel.: 089/21371796

Fax: 089/2137271796

E-Mail: jjoachimski@ordinariat-muenchen.de

Erzbistum Berlin

Datenschutzbeauftragter der ostdeutschen Bistiimer
Matthias Ullrich

Chausseestrafie 1

39281 Schonebeck

Tel.: 03928/72 87 181

Fax: 03928/72 87 182

E-Mail: matthias.ullrich@datenschutzbeauftragter-ost.de


http://www.dbk.de/imperial/md/content/schriften/dokumente/%0bdatenschutzbeauftragte.pdf
http://www.dbk.de/imperial/md/content/schriften/dokumente/%0bdatenschutzbeauftragte.pdf
mailto:info@kdsz.de
mailto:jjoachimski@ordinariat-muenchen.de
mailto:jjoachimski@ordinariat-muenchen.de
mailto:matthias.ullrich@datenschutzbeauftragter-ost.de
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Bistum Dresden-Meiflen

Datenschutzbeauftragter der ostdeutschen Bistiimer
Matthias Ullrich

Chausseestralie 1

39281  Schénebeck

Tel.: 03928/72 87 181

Fax: 03928/72 87 182

E-Mail: matthias.ullrich@datenschutzbeauftragter-ost.de

Bistum Eichstitt

Vorsitzender Richter am Bayerischen Obersten Landesgericht a. D.
Jupp Joachimski

Rochusstrafle 5-7

80333  Miinchen

Tel.: 089/21371796

Fax: 089/2137271796

E-Mail: jjoachimski@ordinariat-muenchen.de

Bistum Erfurt

Datenschutzbeauftragter der ostdeutschen Bistiimer
Matthias Ullrich

Chausseestralie 1

39281 Schonebeck

Tel.: 03928/72 87 181

Fax: 03928/72 87 182

E-Mail: matthias.ullrich@datenschutzbeauftragter-ost.de

Bistum Essen

Leiter des Katholischen Datenschutzzentrums
Steffen Pau

Brackeler Hellweg 144

44309 Dortmund

Tel.: 0231/138985-0

Fax: 0231/138985-22

E-Mail: info@kdsz.de

Erzbistum Freiburg

Michael Keller

Fischerau 6

Tel.: 0761/28537669

Fax: 0761/281029

E-Mail: keller@ddsb-freiburg.de


mailto:matthias.ullrich@datenschutzbeauftragter-ost.de
mailto:jjoachimski@ordinariat-muenchen.de
mailto:matthias.ullrich@datenschutzbeauftragter-ost.de
mailto:info@kdsz.de
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Bistum Fulda

Rechtsdirektor Rainer Biittner

Paulustor 5

36037 Fulda

Tel.: 0661/87303

Fax: 0661/87304

E-Mail: rechtsabteilung@bistum-fulda.de

Bistum Gorlitz

Datenschutzbeauftragter der ostdeutschen Bistiimer
Matthias Ullrich

Chausseestraf3e 1

39281  Schonebeck

Tel.: 03928/72 87 181

Fax: 03928/72 87 182

E-Mail: matthias.ullrich@datenschutzbeauftragter-ost.de

Erzbistum Hamburg

Andreas Miindelein

Schwachhhauser Heerstr. 67

28211 Bremen

Tel.: 0421/16 301925

E-Mail: a.muendelein@datenschutz-katholisch-nord.de

Bistum Hildesheim

Andreas Miindelein

Schwachhhauser Heerstr. 67

28211 Bremen

Tel.: 0421/16 301925

E-Mail: a.muendelein@datenschutz-katholisch-nord.de

Erzbistum Koéln

Leiter des Katholischen Datenschutzzentrums
Steffen Pau

Brackeler Hellweg 144

44309 Dortmund

Tel.: 0231/138985-0

Fax: 0231/138985-22

E-Mail: info@kdsz.de


mailto:rechtsabteilung@bistum-fulda.de
mailto:matthias.ullrich@datenschutzbeauftragter-ost.de
mailto:a.muendelein@datenschutz-katholisch-nord.de
mailto:a.muendelein@datenschutz-katholisch-nord.de
mailto:info@kdsz.de
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Bistum Limburg

Ann Kristin Waschke

RoBmarkt 4

65549 Limburg

Tel.: 06431/295-159

Fax: 06431/295-387

E-Mail: a.waschke@bistumlimburg.de

Bistum Magdeburg

Datenschutzbeauftragter der ostdeutschen Bistiimer
Matthias Ullrich

Chausseestralie 1

39281 Schonebeck

Tel.: 03928/72 87 181

Fax: 03928/72 87 182

E-Mail: matthias.ullrich@datenschutzbeauftragter-ost.de

Bistum Mainz

Oberrechtsrat Giinter Zwingert
Bischofsplatz 2

55116 Mainz

Tel.: 06131/253423

Fax: 06131/253556

E-Mail: datenschutz@bistum-mainz.de

Erzbistum Miinchen-Freising

Vorsitzender Richter am Bayerischen Obersten Landesgericht a. D.
Jupp Joachimski

Rochusstrafe 5-7

80333  Miinchen

Tel.: 089/21371796

Fax: 089/2137271796

E-Mail: jjoachimski@ordinariat-muenchen.de

Bistum Miinster (NRW-Teil)

Leiter des Katholischen Datenschutzzentrums
Steffen Pau

Brackeler Hellweg 144

44309 Dortmund

Tel.: 0231/138985-0

Fax: 0231/138985-22

E-Mail: info@kdsz.de


mailto:a.waschke@bistumlimburg.de
mailto:matthias.ullrich@datenschutzbeauftragter-ost.de
mailto:datenschutz@bistum-mainz.de
mailto:jjoachimski@ordinariat-muenchen.de
mailto:info@kdsz.de
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Bistum Miinster (Oldenburg. Teil)

Andreas Miindelein

Schwachhhauser Heerstr. 67

28211 Bremen

Tel.: 0421/16 301925

E-Mail: a.muendelein@datenschutz-katholisch-nord.de

Bistum Osnabriick

Andreas Miindelein

Schwachhhauser Heerstr. 67

28211 Bremen

Tel.: 0421/16 301925

E-Mail: a.muendelein@datenschutz-katholisch-nord.de

Erzbistum Paderborn

Leiter des Katholischen Datenschutzzentrums
Steffen Pau

Brackeler Hellweg 144

44309 Dortmund

Tel.: 0231/138985-0

Fax: 0231/138985-22

E-Mail: info@kdsz.de

Bistum Passau

Vorsitzender Richter am Bayerischen Obersten Landesgericht a. D.
Jupp Joachimski

Rochusstrafie 5-7

80333  Miinchen

Tel.: 089/21371796

Fax: 089/2137271796

E-Mail: jjoachimski@ordinariat-muenchen.de

Bistum Regensburg

Vorsitzender Richter am Bayerischen Obersten Landesgericht a. D.
Jupp Joachimski

Rochusstrale 5-7

80333  Miinchen

Tel.: 089/21371796

Fax: 089/2137271796

E-Mail: jjoachimski@ordinariat-muenchen.de

Bistum Rottenburg-Stuttgart
N.N.


mailto:a.muendelein@datenschutz-katholisch-nord.de
mailto:a.muendelein@datenschutz-katholisch-nord.de
mailto:info@kdsz.de
mailto:jjoachimski@ordinariat-muenchen.de
mailto:jjoachimski@ordinariat-muenchen.de
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Bistum Speyer
Rechtsdirektor Hartmut Junkes
Ursulinenstrafle 67

66111 Saarbriicken

Tel.: 0681/9068221

Fax: 0681/9068229
E-Mail: kabusa@t-online.de

Bistum Trier

Rechtsdirektor Hartmut Junkes
Ursulinenstralle 67

66111 Saarbriicken

Tel.: 0681/9068221

Fax: 0681/9068229
E-Mail: kabusa@t-online.de

Bistum Wiirzburg

Vorsitzender Richter am Bayerischen Obersten Landesgericht a. D.
Jupp Joachimski

Rochusstrafe 5-7

80333  Miinchen

Tel.: 089/21371796

Fax: 089/2137271796

E-Mail: jjoachimski@ordinariat-muenchen.de


mailto:kabusa@t-online.de
mailto:kabusa@t-online.de
mailto:jjoachimski@ordinariat-muenchen.de
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	4. die Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten,
	5. die Pflichten des Auftragnehmers, insbesondere die von ihm vorzunehmenden Kontrollen,
	6. die etwaige Berechtigung zur Begründung von Unterauftragsverhältnissen,
	7. die Kontrollrechte des Auftraggebers und die entsprechenden Duldungs- und Mitwirkungspflichten des Auftragnehmers,
	8. mitzuteilende Verstöße des Auftragnehmers oder der bei ihm beschäftigten Personen gegen Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten oder gegen die im Auftrag getroffenen Festlegungen,
	9. der Umfang der Weisungsbefugnisse, die sich der Auftraggeber gegenüber dem Auftragnehmer vorbehält,
	10. die Rückgabe überlassener Datenträger und die Löschung beim Auftragnehmer gespeicherter Daten nach Beendigung des Auftrags.
	1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt oder
	2. a) die zu erfüllende Aufgabe ihrer Art nach eine Er  hebung bei anderen Personen oder Stellen erfor  derlich macht oder
	b) die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde
	1. die Identität der verantwortlichen Stelle,
	2. die Zweckbestimmung der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung und
	3. die Kategorien von Empfängern nur, soweit der Betroffene nach den Umständen des Einzelfalles nicht mit der Übermittlung an diese rechnen muss,
	1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder dies aus Gründen eines wichtigen öffentlichen Interesses zwingend erforderlich ist,
	2. der Betroffene nach Maßgabe des § 3 Abs. 4 eingewilligt hat,
	3. dies zum Schutz lebenswichtiger Interessen des Betroffenen oder eines Dritten erforderlich ist, sofern der Betroffene aus physischen oder rechtlichen Gründen außerstande ist, seine Einwilligung zu geben,
	4. es sich um Daten handelt, die der Betroffene offenkundig öffentlich gemacht hat oder es zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher Ansprüche vor Gericht erforderlich ist,
	5. dies zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit erforderlich ist oder dies zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder zur Wahrung erheblicher Belange des Gemeinwohls zwingend erforderlich ist,
	6. der Auftrag der Kirche oder die Glaubwürdigkeit ihres Dienstes dies erfordert,
	7. dies zum Zweck der Gesundheitsvorsorge, der medizinischen Diagnostik, der Gesundheitsversorgung oder Behandlung oder für die Verwaltung von Gesundheitsdiensten erforderlich ist und die Verarbeitung dieser Daten durch ärztliches Person...
	8. dies zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das wissenschaftliche Interesse an der Durchführung des Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Erhebung erheblich überwiegt und der Zweck...
	9. dies zur Eingehung, Durchführung, Beendigung oder Abwicklung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses erforderlich ist.
	1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt und kirchliche Interessen nicht entgegenstehen,
	2. der Betroffene eingewilligt hat,
	3. offensichtlich ist, dass es im Interesse des Betroffenen liegt, und kein Grund zu der Annahme besteht, dass er in Kenntnis des anderen Zwecks seine Einwilligung verweigern würde,
	4. Angaben des Betroffenen überprüft werden müssen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für deren Unrichtigkeit bestehen,
	5. die Daten allgemein zugänglich sind oder die verantwortliche Stelle sie veröffentlichen dürfte, es sei denn, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Zweckänderung offensichtlich überwiegt,
	6. es zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder zur Wahrung erheblicher Belange des Gemeinwohls erforderlich ist,
	7. es zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder zum Vollzug von Strafen oder Maßnahmen im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetzbuches oder von Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugend...
	8. es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person erforderlich ist oder
	9. es zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das wissenschaftliche Interesse an der Durchführung des Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Zweckänderung erheblich überwiegt und der ...
	10. der Auftrag der Kirche oder die Glaubwürdigkeit ihres Dienstes dies erfordert.
	1. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Erhebung nach § 9 Abs. 5 Nr. 1 bis 6 oder 9 zulassen würden oder
	2. dies zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das kirchliche Interesse an der Durchführung des Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Zweckänderung erheblich überwiegt und der Zwec...
	Bei der Abwägung nach Satz 1 Nr. 2 ist im Rahmen des kirchlichen Interesses das wissenschaftliche Interesse an dem Forschungsvorhaben besonders zu berücksichtigen.
	1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle oder der empfangenden kirchlichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und
	2. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach § 10 zulassen würden.
	1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach § 10 zulassen würden, oder
	2. der Dritte, an den die Daten übermittelt werden, ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der zu übermittelnden Daten glaubhaft darlegt und der Betroffene kein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung hat. Das Übermittel...
	§ 13
	Auskunft an den Betroffenen
	1. die zu seiner Person gespeicherten Daten, auch soweit sie sich auf die Herkunft dieser Daten beziehen,
	2. die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, an die die Daten weitergegeben werden, und
	3. den Zweck der Speicherung.
	In dem Antrag soll die Art der personenbezogenen Daten, über die Auskunft erteilt werden soll, näher bezeichnet werden. Sind die personenbezogenen Daten weder automatisiert noch in nicht automatisierten Dateien gespeichert, wird die Auskunf...
	1. die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständigkeit der verantwortlichen Stelle liegenden Aufgaben gefährden würde,
	2. die Auskunft dem kirchlichen Wohl Nachteile bereiten würde,
	3. die Auskunft die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden würde,
	4. die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der überwiegenden berechtigten Interessen eines Dritten, geheim gehalten werden müssen
	und deswegen das Interesse des Betroffenen an der Auskunftserteilung zurücktreten muss.
	Benachrichtigung

	1. der Betroffene auf andere Weise Kenntnis von der Speicherung oder der Übermittlung erlangt hat,
	2. die Unterrichtung des Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert oder
	3. die Speicherung oder Übermittlung der personenbezogenen Daten durch eine Rechtsvorschrift ausdrücklich vorgesehen ist.
	1. ihre Speicherung unzulässig ist oder
	2. ihre Kenntnis für die verantwortliche Stelle zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben nicht mehr erforderlich ist.
	1. einer Löschung gesetzliche, satzungsmäßige oder vertragliche Aufbewahrungsfristen entgegenstehen,
	2. Grund zu der Annahme besteht, dass durch eine Löschung schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt würden oder
	3. eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist.
	1. es zu wissenschaftlichen Zwecken, zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder aus sonstigen, im überwiegenden Interesse der verantwortlichen Stelle oder eines Dritten liegenden Gründen unerlässlich ist und
	2. die Daten hierfür übermittelt oder genutzt werden dürften, wenn sie nicht gesperrt wären.
	1. Auskunft zu seinen Fragen sowie Einsicht in alle Unterlagen und Akten zu gewähren, die im Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten stehen, namentlich in die gespeicherten Daten und in die Datenverarbeitungsprogramme,
	2. während der Dienstzeit Zutritt zu allen Diensträumen, die der Verarbeitung und Aufbewahrung automatisierter Dateien dienen, zu gewähren,
	soweit nicht sonstige kirchliche Vorschriften entgegenstehen.
	§ 20
	Betrieblicher Beauftragter für den Datenschutz

	§ 21
	Aufgaben des betrieblichen Datenschutzbeauftragten


	1. die ordnungsgemäße Anwendung der Datenverarbeitungsprogramme, mit deren Hilfe personenbezogene Daten verarbeitet werden sollen, zu überwachen; zu diesem Zweck ist er über Vorhaben der automatisierten Verarbeitung personenbezogener...
	2. die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen Personen durch geeignete Maßnahmen mit den Vorschriften dieser Anordnung sowie anderer Vorschriften über den Datenschutz und mit den jeweiligen besonderen Erfordernissen des Datens...
	a) den Inhalt der Meldung gemäß § 3a,
	b) den Inhalt der schriftlichen Verpflichtungserklärung gemäß § 4 Satz 2,
	c) die technischen und organisatorischen Maßnahmen gemäß § 6 Satz 1,
	d) die Erfüllung der Aufgaben des betrieblichen Datenschutzes gemäß § 20 Abs. 9.
	1. den Inhalt der KDO und anderer für ihre Tätigkeit geltender Datenschutzvorschriften; dies geschieht durch Hinweis auf die für den Aufgabenbereich des Mitarbeiters wesentlichen Grundsätze und im Übrigen auf die Texte in der jeweils gültigen Fas...
	2. die Verpflichtung zur Beachtung der in Nummer 1 genannten Vorschriften bei ihrer Tätigkeit in der Datenverarbeitung,
	3. mögliche disziplinarrechtliche bzw. arbeitsrechtliche/ rechtliche Folgen eines Verstoßes gegen die KDO und andere für ihre Tätigkeit geltende Datenschutzvorschriften,
	4. das Fortbestehen des Datengeheimnisses nach Beendigung der Tätigkeit bei der Datenverarbeitung.
	1. Angaben zur Identifizierung (Vor- und Zuname, Geburtsdatum und Anschrift sowie Beschäftigungsdienststelle),
	2. die Bestätigung, dass auf die für den Aufgabenbereich des Mitarbeiters wesentlichen Grundsätze und im Übrigen auf die Texte in der jeweils gültigen Fassung sowie auf die Möglichkeit der Einsichtnahme und etwaigen kurzfristigen Ausleihe dieser Te...
	3. die Verpflichtung, die KDO und andere für ihre Tätigkeit geltende Datenschutzvorschriften in der jeweils gültigen Fassung sorgfältig einzuhalten,
	4. die Bestätigung, dass sie über disziplinarrechtliche bzw. arbeitsrechtliche Folgen eines Verstoßes gegen die KDO belehrt wurden.
	1. Unbefugten den Zutritt zu Datenverarbeitungsanlagen, mit denen personenbezogene Daten verarbeitet oder genutzt werden, zu verwehren (Zutrittskontrolle),
	3. zu gewährleisten, dass die zur Benutzung eines Datenverarbeitungssystems Berechtigten ausschließlich auf die ihrer Zugriffsberechtigung unterliegenden Daten zugreifen können, und dass personenbezogene Daten bei der Verarbeitung, Nutzung und ...
	4. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten bei der elektronischen Übertragung oder während ihres Transports oder ihrer Speicherung auf Datenträger nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder entfernt werden können und dass überprüft und ...
	5. zu gewährleisten, dass nachträglich überprüft und festgestellt werden kann, ob und von wem personenbezogene Daten in Datenverarbeitungssysteme eingegeben, verändert oder entfernt worden sind (Eingabekontrolle),
	6. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet werden, nur entsprechend den Weisungen des Auftraggebers verarbeitet werden können (Auftragskontrolle),
	7. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten gegen zufällige Zerstörung oder Verlust geschützt sind (Verfügbarkeitskontrolle),
	1. die Bezeichnung der übermittelnden Stelle einschließlich der Anschrift,
	2. die Bezeichnung des Dritten, an den die Daten übermittelt werden, einschließlich der Anschrift,
	3. die Bezeichnung der übermittelten Daten.
	1. die zur Person des Betroffenen gespeicherten Daten oder
	2. die Herkunft dieser Daten oder
	3. die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, an die die Daten weitergegeben worden sind oder
	4. den Zweck, zu dem diese Daten gespeichert sind.
	1. die zur Person des Betroffenen gespeicherten Daten,
	2. die Bezeichnung der verantwortlichen Stelle,
	2. den Zweck, zu dem die Daten erhoben, verarbeitet oder genutzt werden,
	3. die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, soweit der Betroffene nicht mit der Übermittlung an diese rechnen muss.
	Allgemeine Angaben (§ 3a Abs.2 Nr. 1 und Nr. 2 KDO)
	Besondere Angaben (§ 3a Abs.2 Nr. 3 bis Nr. 7 KDO)
	____________________
	Ort, Datum, Unterschrift

	Allgemeine Angaben (§ 3a Abs.2 Nr. 1 und Nr. 2 KDO)
	Besondere Angaben (§ 3a Abs.2 Nr. 8 und Nr. 9 KDO)

	(Rechtsanwalt Gerhard Hammer)
	a) durch die Anordnung des Diözesanbischofs über den Sozialdatenschutz in der freien Jugendhilfe in kirchlicher Trägerschaft. Diese lautet:
	b) „In der freien Jugendhilfe in kirchlicher Trägerschaft sind für die erhobenen, verarbeiteten und genutzten Sozialdaten das Sozialgeheimnis und dessen Sozialdatenschutzvorschriften (Sozialgesetzbuch I § 35 Abs. 1, Abs. 3 und 4, VIII §§ 62–68, ...
	c) Zusätzlich gelten die beruflichen Geheimhaltungspflichten, welche gemäß § 203 StGB geschützt sind (z. B. die Geheimhaltungspflicht der Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater in einer Beratungsstelle, die von einer Behörde oder K...
	a) mit wirksamer Einwilligung,
	b) für die Erfüllung des Zwecks, für welchen die Daten befugt erhoben wurden,
	c) für die Erfüllung gesetzlicher Aufgaben nach dem Sozialgesetzbuch,
	d) soweit das Sozialgesetzbuch die Datenübermittlung ausdrücklich erlaubt und eine Mitteilungspflicht besteht (z. B. nach dem Infektionsschutzgesetz),
	e) aus übergeordneten Gesichtspunkten (rechtfertigender Notstand, mutmaßliche Einwilligung bei „Gefahr im Verzug“, Wahrung berechtigter Eigeninteressen in Beweisnot).
	1. mit der Einwilligung dessen, der die Daten anvertraut hat, oder
	2. dem Vormundschafts- oder dem Familiengericht zur Erfüllung der Aufgaben nach § 8 a Abs. 3 SGB VIII, wenn angesichts einer Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen ohne diese Mitteilung eine für die Gewährung von Leistungen notwe...
	3. wenn gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohles eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt werden, an die gemäß § 8a Abs. 2 SGB VIII hinzuzuziehende „erfahrene Fachkraft“. Gehört diese nicht der verantwortlichen Stelle an, sind ...
	4. unter der Voraussetzung, unter denen eine der in § 203 Abs. 1 oder 3 des Strafgesetzbuches genannten Personen dazu befugt wäre (z. B. Notstand).
	Gibt der Mitarbeiter anvertraute Sozialdaten weiter, so dürfen sie vom Empfänger nur zu dem Zweck weitergegeben werden, zu dem er diese befugt erhalten hat.
	Das bedeutet:
	a) Ohne Einwilligung dürfen derartige Daten grundsätzlich auch nicht an Vorgesetzte und andere Mitarbeiter weitergegeben werden;
	b) ohne Einwilligung dürfen Aufzeichnungen über derartige Daten anderen nicht überlassen werden. Solche Aufzeichnungen sind grundsätzlich zu vernichten, sobald sie nicht mehr benötigt werden.
	zu a) und b):
	Deshalb kann es zweckmäßig sein, z. B. beim Abschluss eines Kindergartenvertrages, entsprechende Einwilligungen einzufordern.
	a) Hinsichtlich des besonderen Vertrauensschutzes in der persönlichen und erzieherischen Hilfe.
	b) Hinsichtlich der von einem Arzt oder einem anderen Berufsgeheimnisträger gem. § 203 Abs. 1 und Abs. 3 StGB mitgeteilten Daten.
	c) Wenn kirchliche Einrichtungen von staatlichen Stellen Sozialdaten empfangen, dürfen sie diese nur zu dem Zweck verarbeiten oder nutzen, zu denen sie ihnen befugt übermittelt worden sind.
	Vgl. dazu § 65 Abs. 1 S. 2 SGB VIII, § 76 Abs. 1 SGB X und § 78 SGB X.
	Diese Übermittlung ist enger und strenger geregelt als durch die allgemeinen Datenschutzbestimmungen.
	a) Besonders eng ist der oben beschriebene besondere Vertrauensschutz in der persönlichen und erzieherischen Hilfe gemäß § 65 SGB VIII; es wird die Auffassung vertreten, dass diesbezüglich sogar die Rechnungsprüfungsämter keine Einsicht in dera...
	b) Übermittlungsbefugnisse nach dem SGB sind vor allem geregelt in § 64 SGB VIII sowie den §§ 67 bis 75 SGB X.
	Von diesen Bestimmungen dürften in der Praxis die §§ 64 SGB VIII sowie die §§ 69, 71 Abs. 1 Nr. 1 und 2, § 75 SGB X in Betracht kommen.
	Die Bestimmungen finden Sie z. B. im Internet unter www.sozialgesetzbuch-bundessozialhilfegesetz.de
	Soweit diese Bestimmungen nur die Befugnis zur Datenübermittlung regeln (vgl. oben 4 d), ist zu prüfen, ob eine Verpflichtung des freien Trägers dazu besteht. Diese kann auch außerhalb des SGB normiert sein. Besteht keine Verpflichtung, sollte von e...
	Zu § 69-Datenübermittlung zur Erfüllung sozialer Aufgaben sowie der gesetzlichen Aufgaben der Rechnungshöfe und anderer Kontrollorgane:
	Falls die Datenübermittlung befugt nicht zu dem Zweck geschieht, zu welchem die Daten erhoben wurden (Zweckdurchbrechung) darf der Erfolg der zu gewährenden Leistung nicht infrage gestellt werden (§ 64 Abs. II SGB VIII).
	Zu § 71-Übermittlung für die Erfüllung besonderer gesetzlicher Pflichten und Mitteilungsbefugnisse:
	Zulässig ist demnach (selbstverständlich) die Erfüllung der gesetzlichen Mitteilungspflichten zur Abwendung geplanter besonders schwerer Straftaten gemäß § 138 StGB sowie zum Schutz der öffentlichen Gesundheit nach § 8 des Infektionsschutzgesetzes...
	Anfragen der Ausländerbehörden sollten ohne Einwilligung nicht beantwortet werden, da freie Träger und deren Einrichtungen nicht die vom Gesetz vorausgesetzte Auskunftspflicht haben.
	Zu § 75-Übermittlung von Sozialdaten für die Forschung und Planung:
	Eine Datenübermittlung zu Planungszwecken öffentlicher Stellen kommt in aller Regel nur mit Einwilligung der Betroffenen in Betracht (vgl. § 75 Abs. 1 Satz 2).
	Soweit für eine Datenübermittlung (ohne Einwilligung) die Genehmigung der zuständigen „obersten Bundes- oder Landesbehörde“ vorgeschrieben ist, führt die angeordnete „entsprechende“ Anwendung der Vorschrift zum Erfordernis der Genehmigung des Diö...
	Bemerkenswert ist noch:
	Die in § 68 und § 73 SBG X angesprochene Datenübermittlung an Behörden, welche für die öffentliche Sicherheit und Ordnung zuständig sind sowie für die Durchführung eines Strafverfahrens richtet sich an öffentliche Stellen, welche zur Amtshilfe ver...
	Jedoch können diese Vorschriften von Bedeutung für den Umfang einer entsprechenden Anwendung von § 35 Abs. 3 SGB I z. B. für die Frage der Zeugnisverweigerung sein.
	Die Bestimmungen des Melderechtsrahmengesetzes und der Landesmeldegesetze über die Zulässigkeit von Auskünften an den Betroffenen selbst (vgl. § 8 MRRG) und von Melderechtsregisterauskünften an Dritte (vgl. § 21 MRRG) richten sich an die Meldebehörd...
	Damit der kirchliche Datenschutz auf dem Gebiet des Meldewesens in jedem Fall dem Standard des staatlichen Datenschutzes gleich kommt, bestimmt § 5 Abs. 5 KMAO, dass Auskunfts- und Übermittlungssperren ihrem Zweck entsprechend berücksichtigt werden m...
	a) Das bedeutet für Auskünfte an den Betroffenen selbst, dass übergeordnete öffentliche oder private Interessen entgegenstehen können, dieses wird nur in seltenen Ausnahmefällen vorkommen (vgl. auch § 13 Abs. 3 KDO).
	Im Fall der Daten eines betroffenen Kirchenmitglieds, welches an Kindesstatt angenommen wurde, ist das Adoptionsgeheimnis entsprechend § 61 Abs. 2 des Personenstandsgesetzes sowie § 1758 BGB  zu beachten.
	b) Bei Auskünften an Dritte ist eine mitgeteilte Sperre wegen Gefahr für Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder andere schutzwürdige Interessen für den Betroffenen oder eine andere Person zu beachten. Ferner sind das Adoptionsgeheimnis gemä...
	Die Anmeldepflicht gemäß § 3 Abs. 1 ist kirchlicher Natur. Sie entspricht der staatsbürgerlichen Meldepflicht. Minderjährige werden hinsichtlich ihrer Mitwirkungspflichten von ihren gesetzlichen Vertretern vertreten (vgl. can. 97 und 98 CIC).
	Mit den ordnungsrechtlichen Folgen, auf die hingewiesen werden soll, sind die Sanktionen gemeint, welche in den Meldegesetzen vorgesehen sind, insbesondere hinsichtlich der Vernachlässigung der An- und Abmeldepflicht.
	Gemeint sind Fälle, bei denen Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Dritte z. B. ein gemeinnütziger Verein sowohl an das Bistum als auch an eine Kirchengemeinde/ Pfarrei mit der Bitte um Datenübermittlung herangetreten ist, z. B. zum Zweck einer S...

